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mittIungsausschusses nach der 3. Lesung 
des ßßG im Bundesfag zu nicht un­
wesentlichen Änderungen auch gerade 
in diesem Punkte (§§ 7, 12 BBG) ge­
führt und die Stellung des V,erwaltungs­
rates maßoeblich verstärkt hat. Diesem 
kann sein~ Eigenschaft als gew.ichtiges 
.Nufsichts- und Leitungsorgan nIcht ab­
gesp1'Ochen werden, mag auch seine 
i<:'ompetenz -. K'ompetenz ?insichtl!c? 
wichtiger Einzelfragen an 'em~ qualIfI­
zierte Mehrheit gebunden seui (§ 12 
Abs. 2 Satz 2 BEG). Zumindest s.~eht 
'er einem "echten" V,erwalttungsrat naher 
alseine~ solchen "mit beschränktem 
Wirkungskreis". Das Bundesbahngesetz 
- ,etwas anders .ausgedrückt - vers:lgt 
ihm jedenfalls nicht die Mögl~chk,~it, als 
,echtes Organ zu wirken. WIeweIt der 
Verwaliungsrat seinerseits seine ges,:!tz­
lichen Möglichkeiten r,ealis~eren wird, 
ist im übriöen nur eine Hesetzungsfrage. 

7. Der Mei;ung des Verfassers (vgl. 
Seite 65, Anm. 1 Zll § 14 BBG) kann 
zwar darin zugestimmt werden, daß 
in der Frage des Aufsichtsr,echtes d.~s 
Bundesministers für Verkehr gemaß 
§ 14 BBG der Begriff der "allg,emeinen 
Anordnungen" nicht Hir alle denk?aren 
Fälle im v'oraus festgdegt werden konne, 
sondern sich aus der Praxis 'ergeben 
müsse. Es bleibt aber hierzu im Inter­
esse der notwendigen selbständigen 
Geschliftsführung der Bundesbahn­
organe zu hoffen, daß die .. nachfo.lgen?e 
Praxis nicht uneing,eschran~t dte biS­
herill,e Handhabung der bIslang vor­
';es,eltenen und woll! gleichbedeutenden 
~allgemeinen Weisungen" (vgt § 2 Ab.s. 2 
Verkehrsaufbaugesetz) bestütigen WIrd, 
'lInter denen vereinzelt recht konkret,e 
Einzelentscheidungen von der ~ufsichts­
instanz getr'offen worden s111d. Der 
BMfV "soll" nicht nur, wie der Ver­
fasser 'es IOffenbar lediglich empfehlend 
verstanden wissen will, nicht in Einzel­
heit'en des lall1f.enden Geschäftsbetriebes 
des Unternehmens ,eingreifen" sonder?, 
nach der oe1ndeutig,en Rechtslage "darf 
und "kann" er dies' nicht, soweit nicht 
Ausnahmetatbestände des Absatzes 2 
und f.olgende g'emäß § 14 BBG Vlorliegen. 

8. Die grundleg,enden Rechtsbestimmungen 
für die "Nebenbetriebe" sind in § 41 
BBG ,enthalten. Nicht zutreffend er­
scheint 'es, wenn der V,erfasser den 
bundesbahneig,enen "Nebenbetn.eben" 
auch die Bodenseeschiffahrt und den 
Bundesbahnkraftverkehr schlechthin zu­
rechnet (so Seite 96 lOben). Diese Ge­
schäftszweige der Bundesbahn sind -
ausgenornmen iui Bereich des Güf.er­
kraftverkehrs, die Sondemrganisation 

des "Deutschen Kraftverkehrs" (DKV) 
- lediglich bes,ondere Betiitigungs­
formen in Ergünzung des Schienenver­
kehrs, die aber voll in die Orgnnisati;)n 
des Unterul,':hmens eingegliedert sind, 
wie z .. B. auch der Beschaffungsdienst, 
der W,erkstiittendienst, der Werbe­
dienst. Eine etwaige A'lIsgliederung des 
Bundesbahnkraftverkehrs ist zwar un­
geregt, bisher aber nicht verwirklicht 
worden. 

9. Abschließend sei noch ein notwendiges 
Wort zur Entstehungsgeschichte des 
Bundesbahngesetz,es (Seiten 50/53) ge­
sagt: 
Die konzentrierte Darstellt\nt~ des Ver­
fassers zu di,esem Punkt mit den viel en 
-angeführten Fakten und Daten Huf 
engem Raum verleitet leicht zu dem 
Eindr'llck, als ,ob vlOn Anfang an an die­
sem Gesetz zügig gearbdtet \vorden 
würe, als üb es sogar ausgesprochen 
schnell vorangetrieben wlOrden wiire. 
Daß "bereits" am 31. Mai 1950 (v gI. 
Seite 51 zu Ziffer 4) ein eigener Regie­
rungsentwurf beschlossen wurde, klingt 
hart für alle diejenigen, die aus der 
Kenntnis der Vor!~iinge und Zusacnmcn­
hänge zu wissen glauben, daß das BEG 
schon v'om Wirtschaftsrat hiitte verab­
schiedet werden können, wenn sich die 
Verhandlungen über verhältnismäßig 
wenige Meinungsverschiedenheiten (ins­
hesündere über die Frage des Vorsitzes 
im VerwaHungsrat) nicht so sehr hin­
gezogen hätten, daß schließlich die Neu­
IOrdnung des Gesetzg'ebungsverfahrells 
durch das Grundgesetz kam. AnschlIe­
ßend wä!'e es für die Bundesbahn von 
unschiitzbarem Wert gewesen, wenn die 
Periode der ßegutachfLl11!ten nicht der­
art ausgedehnt worden wii!'e. Die P "0-

bleme und verschIedenen Lösungsmög­
lichkeiten lag,en für die Fuchleute auch 
lOhne diese Gutachten bereits offen. 
Die Gutachten wal'en allerdings bei dem 
Rang der Gutacht:erentsprechend inter­
essant und wertvoll und huben auch zur 
Unterrichtung der vielen am Gesetz­
gebungswerk Beteiligten, die mit der 
Materie bisher nicht voll vertraut war:::ll, 
vorzügliche Dienste gdeist~t. So ist das 
BBG "erst" im Dezember 1951 zustande­
.;ekommen. Die im Bereich der Bundes­
bahn durch diese mehrjiihrige Ver­
spiitung - auch die hartlliickige Auf­
rechterhaltung des Regieprinzips im 
Regierungsentwurf entgegen der iiber­
wiedenden Meinll1ng der Sachversründi­
';en <>hat viel Zeit in Anspruch genommen 
~ entstandenen Hemmungen und Schü­
den sind schwer zu schätzen, sind aboe!:' 
jedenfalls recht hoch. I Dr. Nießen. 
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In den Ueberlegungen und zahlreichen Stellungnahmen, die sich mit einer zu" 
reichenden Gestaltung des Eisenbahn"Gütertarifs befassen, konz,entdert sich das 
Interesse neuerdings sehr stark auf die Probleme der Entfernungsstaffel. Stellte 
in den Tarifänderungen seit dem 1. 1. 1950 die Klassenstaffel das eigentliche und 
augenfällige Feld des Experimentier,ens dar, so ,erfolgten die gleichzeitig vor" 
genommenen ganz wesentlichen Eingriffe Jn Struktur und Bemessung der Ent,: 
fermmgsstaffel. gleichsam in' Nachgang und zunächst weit weniger klar durch" 
dacht in dem Bestreben, die wettbewerbsbeeinträchtigenden Auswirkungen einer 
zusammengedrängten Horizontalstaffel für die revierf,erne Verarbeitung ttmlichst 
zu müdern. Daß diese teilweise recht unorganisch und hastig vorgetriebene 
jüngste Entwicklung der Entfernungsstaffel zum Zankapfelreg10naler Wirt:: 
schafts interessen geworden ist und die Wdtbewerbsstellung zwischen Eisenbahn 
und Binnenschiffahrt weiter verschärft hat, liegt in der Logik der Sache. Aufs Ganze 
gesehen, handelt es sich um ein Teilproblem der übergeordneten Aufgabe, einen 
Eisenbahn"Gütertarif zu schaffen der als Eckstein ,einer sich aus den Trümmern 
des ausgehöhlten Gefüg,es ,erheb~nden neuen verkehrswirtschaftlichen Gesamt" 
ordnung aufgefaßt werden muß und gleicherweise das W-ettbewerbsverhältnis 
der Verkehrsmittel untereinander (Koordination) und die Beziehung des Verkehrs 
zur Gesamtwirtschaft (Integration) zu berücksichtigen hat. 

Der Verkehrswissenschaft stellt sich nunmehr die Aufgabe, die Voraussetzungen 
für eine klare Beurteilung der Lage mit ihren wesentlichen sozialö~onomischen 
Konsequenzen zu schaffen. Die Ueberlegungen müssen sich dabei auf den Ein" 
fluß konzentrieren, den die Entfernungstaffel auf die Produktivität der 
Wirtschaft und die industrielle S ta n d 0 r t s s t ru k t u rausübt. Beides gehört 
zu einem Teil ganz wesentlich zusammen, ,denn höchstmögliche Ergiebigkeit 
der Produktion erfordert in jeder Lag,e eine bestimmte wirtschaftliche Raum" 
nutzung, und jede Abweichung von dieser wirtschaftlichen Bestlage der 
Standortsverteilung muß mit duer Pl'oduktivitätsminderung erkauft werd'en. 
Gleichwohl würde 'eine nur an Produktivitätsgesichtspunkten orientierte Be" 
urteilung die heute gegebene sozialökonomische Problemst,ellung nicht auszufüllen 
vermögen. Einmal stellt die historisch üherkommene Standortsstruktur ein Faktum 
dar, dessen gesellschaftlicher Bedeutung.die rein wirtschaftliche Bdrachtung nicht 
voll gerecht wird, zum anderen ist die gesellschaftspolitische Forderung nach tun" 
licher Dez·entralisation produktionswirtschaftlicher Agglomerationszentren ein 
eigenständiges Ziel, über dessen grundsätzliche Dringlichkeit Uebercinstimmung 
besteht, dessen Ausmaß und Konsequenzen jedoch eingehender und nüchterner 
Prüfung bedürfen. 

In dieser Studie 5011 der V;ersuch gemacht werden, die angedeuteten Kernprobleme 
der Entfernungsstaffel einer möglichst grundsätzlichen, d. h. t h e '0 r 'e t i sc h e n 
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bestanden hatte. Das ganze Netz räumUcher Wirtschafts beziehungen wird eine 
Umstruktuierung erfahren und einem neu enG I ,e ich gc w ich t zustreben. 
Die Auswirkungen der Einführung einer Entfernungsstaffel auf die Standorts" 
struktur lassen sich nur dadurch bestimmen, daß der neue dem alten Gleich" 
gewichtszustand gegenübergestellt wird. 

Richten wir unseren Blick zunächst auf das äußere Bild der Standortsverteilung. 
Eine eindeutige Veränderung der Sachlageerglbt sich für den Fall c) der 
Standortsbestimmung. Lagen beim (kffi"Tarif die IÜptimalen Standorte auf der 
Geraden, die Materiallager und Absatzorte verbindet, so ist ,ein Optimum beim 
Staffeltarif nur noch am Materialort und am Absatzort gegeben. Der Standort 
wird umso ungünstiger, je mehr er in die Mitte zwischen: diesen beiden End" 
punkten rückt. Berücksichtigt man für die Kennzeichnung der Wegstrecke die 
V'erkürzungen, die sich durch die Entfernungsstaffelung ergeben, so entspricht 
der Optimumpunkt auch hier der Minimumbestimmung aus Gewicht und Weg. 
Der Transportorientierung ,entgegenwirkende alterierende Faktoren, etwa die 
Arbeitskosten, werden in ihrer selbständigen Bedeutung zurückgedrängt. Die 
ausgelöste Standortsdynamik steht also einer flächigen Standortsstr,eutmg ent" 
g,egen, und fördert grundsätzlich industrielle Agglomerationskerne. 

Wichtiger aber und für die standortspolitische Beurteilung der Entfernungstaffel 
entscheidend sind die Folgerungen, die sich dann ergeben, wenn wir nicht nur 
das Endbild fixieren, sondern dein Umstruktuierungsproz,eß selbst Beachtung 
schenhn. " 

Man gehe gedanklich von <einem Gleichgewicht der Standortsverteilung aus, das 
sich bei Bestehen ,eines bestimmtlen km"Tarifs gebildet hat., Nun werde ein 
Staffeltarif dergestalt eingefügt, daß sich in der bisherigen mittleren Versandweite 
die Tarife gleich stellen, auf kürz'ere Entfernungen als'O Verteuerungen, auf weitere 
Verbilligungen eintreten. Hierdurch werden die räumlich bedingten Wettbewerbs" 
gegebenheiten aller Unternehmungen wesentlich verändert. Als Folge ihr,er ver" 
änderten Stellung zur neu determinierten verkehrskostenorientierten Bestlage muß 
sich eine Umstruktuierungder V,erkehrsströme:durchsetzen. Generell läßt sich dazu 
sagen, daß eine Ausweitung der Verfrachtungen über relativ weite Strecken und 
eine Schrumpfung bei rdativ kurzen Entfernungen eintreten wird mit der F'Olge, , 
daß die mittlere V,ersandweite steigen, der mit dem Transportvolumen gewogene 
Tarifindex jedoch fallen wird. Die Entfernungstaffel wirkt alslÜ dahin, daß das 
Gewicht der Frachtkosten, das sich dem Gütertransport entgegenstellt, auf weitere 
Entfernungen den kürzeren gegenüber relativ abnimmt. Das hat im Maße ztV 
nehmender TransportweUen etwa die gLeiche Wirkung, wie wenn durch v,erkehrs" 
technischen Fortschritt der Anteil der Transportkosten an den gesamten Produb 
tionskosten zurückg~gangen wär'e. Di'es macht zwlCifellosleinen weit" 

. fläch igeren r'egio nal,en G Ü t,erausta us eh mö glic h. Latent bestehende 
periphere Produktions" und Abhaumöglichkeiten, die bisher nicht oder nur be" 
schränkt in den ,effektiven Produktionspl1Oz'eßeinbezogen waren, weil die Kosten 
des Transports dem gleichsam wie Zollschrank,en entgegenstanden, können ver" 
stärkt in den Güteraustausch eintreten. Mögliche Weitrdationen der produktiven 
Kooperation rücken einander wirtschaftlich näher. Dies gilt eHektiv, d. h. im 
V,ergleich zum ~m"Tarif, den wir als Ausgangsbasis wählten, für die Ent" 
fernungen, in denen sich Verbilligungen ergeben haben, während, und das ist 
wichtig, in den verteuerten Nahentferriungen das Gewicht der Transportkosten 
zunimmt. 
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( Elll nicht unwesentlicher Sonderfall mag noch angeführt werden. Von zwei 
,:j~ beim ktn"Tarif konkurrierenden Unternehmungen mit Gewichtsverlustproduktion 

i,' habe der eine seinen Standort in Rohstoffnähe, der andere an einem entfernten 
Absatzzentrum, wo er 'etwa einen ausgleichenden Arbeitskostenvmteil hat. Die 
Entfernungstafcl verbessert nun die \Vettbewerbslage des rohstofffernen Ver~ 
arbeiters, weil er durch sie im Hinblick auf den Bezug der Gewichtsverlusf,. 
mZ\terialien ,einen relativ größeren Vorteil genießt als sein K,onkurrent hinsichtUch 
des Versands der Fertigprodukte. Absolut bleibt natürlich der Frachtkostennachteil 
des rohstoHernen Verarbeiters, der darin besteht, daß ,er auch 'die Frachtkosten 
für den "Verschnitt" zu tragen hat, gegenüber dem rohstoffnahen Verarbeiter 
bestehen. Allgemein schwächt die Entfernungsstaffel die Atraktionskraft der 
Materiallager bei Gewichtsverlustproduktionen ab, und stärkt das Anziehungs" 
vermögen alterierender Faktoren in Ab sa tz nähe. 

-I 

. .< 
Es ist mithin nicht angängig, der Entfernungsstaffel ,entballende Wirkung im 
Sinne ,einer flächenmäßig aufgelockerten Produktionsstruktur schlechthin zuzu" 
schreiben. Jedoch wird 'es in aller Regel, d. h. wenn Produktionsv,orteile unter" 
schiedlicher Art für diesen und jenen Produktionszweig irgendwie zentrenmäßig 
lokalisiert über den ganzen Wirtschaftsraum verstreut sind, ein weitmaschiges 
Netz von Produktionskernen fördern, zwischen denen einers,eits die Entf,ernungS;< 
staffel eine r.aumgreifende Zusammen führung und Wiederverteilung von Gütern 
ermöglicht, die andererseits aber mit steigender Konsumkraft neue standorts<: 
mäßige Agglomerationstendenzen induzieren werden. Bei den engmaschigen 
Verkehrsrclationen innerhalb dieser Produktionsk,erne wird sich jedoch durch 
das vergleichsweise gestiegene Gewicht der Transportkosten bei Nahentfernungen 
die. Konzentrationstendenz zum rationalen Standorts optimum verstärken. Man 

, (lad also die \Vi'rkung der einfachen EntfernungsstaHel als mit tel bar de zen" 
t r a 1 i sie ren d, nicht aber a-ls eigentlich deglomeriel'end bezeichnen. 

Die differenzierte Entfernungsstaffel 
\Vir sind bisher davon ausgegangen, daß die Fracht für aUe Güter nach einer 
einzigen Tarifklasse berechnet wird, um auf diese Weise die Wirkung der Ent" 
fernungsstaffel von der der .lnder,eh Strukturelemente des Eisenbahn"Gütertarifs, 
also insbesondere der, K1assen~ und Mengenstaffelung zu isolieren. Eine solche 
getrennte ,Betrachtung ist zunächst auch immer geboten, um Gewicht und Be .. 
deutung jedes einzelnen Elementes klar erkennen zu können, \venngleich in der 
\Virklichkeit, natürlich ihr konkret gegebenes Mischungsverhältnis als eine Ein" 
heU wirksam ist. 

Richten wir nunmehr aber tmser,en Blick auf die Erscheinung einer differen .. 
zi'ert,en, Entf,ernungsstaffel so ist ,es notwendig, auch die sogenannte­
horizontale, die Klassenstaffel in die Betrachtung einzubeziehen, da hier gleich" 
sam beide Strukturdem:ente zu einer ,organischen Einheit zusammenwachsen. 
Wollte man methodisch auch davon ausgehen, in der Anfangsentfernung zunächst 
einmal einen gleichen Tarifsatz für alle Klassen zu unterstellen, um gleichsam die 
\Virkung 'einer klassenmäßig differ,enziert'en Entf.ernungstaHel Von der der 'eigen!" 
lichen Klassenstaffel zu isolieren, so müßten aber auch in diesem Falle das Be" 

. stehen von Güterklassen angenommen werden, die praktisch aber wohl immer 
im Zuge einer horiwntalen Belastbarkeitsstaffelung gebildet werden. Und noch 
dn Weiteres. Abges'ehen von Transporten in der ersten Entfernungsstufe ergäbe 
sich durch die differenzi·erte Entf,ernungsstaffel zwischen den .Klass'en ein Tarif" 
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gefälle, das im Prinzip bezüglich jeder Entf.ernungsstufe der Erscheinung der 
Horiz!ontalstaffel,entspricht. 
Wir nähern uns der Beurteilung dner differ·enzierten Entfernungsstaffcl mithin 
in zwei Schritten. Zunächst untersteHen wir eine noch näher zu kennz·eichnende 
Klassenstaffel mit gleichmäßig'er Entfernungsstaffd in allen Klassen. In 
der Folge ändern wir die Vorauss.etzungen dahingehend, daß wir an Stelle einer 
gleichmäßigen, dne in den Tarifklass.en d i ff·e r!e n z ie r te Entfernungsstaffel 
annehmen. 

Die sogenannte' Horjzontalstaffel 3) ist ihrer ökonomischen Idee und ihr'er Ent" 
stehung nach eine Belastbarkeitsstaffel; durch das praktische Bedürfnis nach 
einer durchsichtigen und leicht zu handhabenden Klassifizierung wurde sie im 
wesentlichen zu einer W,ertstaffel, - was dem Gesichtspunkt der Belastbarkeit 
durchaus nicht immer aber doch im Groben entspricht -, dergestalt, daß geringer" 
wertige Güter zueinet'n niedrigeren Einheitssatz als höherwertige Güter tarifieren. 
Für unsere Gedankenführung wollen wir die im Großen realistische Annahme 
machen, daß die von den Unternehmen zu beziehenden Materialien ·bzw. Halb" 
fabrikate zu billigeren Tarifsätz1en befördert werden als die abzusetzenden 
Produkte. 

Zweifellos wirkt 'eine solche Klassenstaffelung der standortsbildenden Kraft der 
Material" bzw. Rohstofflager 'entgegen. Ob /sie im konkreten Falle die Material" 
orientierung bei Gewichtsverlustpr.oduktionen zu kompensieren oder gar zu 
überkompensieren vermag, hängt vom Ausmaß des Gewichtverlustes einerseits 
und von der gegebenen Klassenspannung andererseits ab. Analog wie man für 
die Definition des Standortsoptimum bei dner Entfernungsstaffel gegenüber 
einem km"Tarif das Minimumge$letz der Transportkosten durch ZU" und Ab" 
schläge zu bezw. von der geographischen Entfer.nung formulieren kann, mag 
man bcieiner Klassenstaffel einem einklassigen Tarif gegenüber mit ZU" und 
Abschlägen zum bzw. vom Gewicht 'Operieren. Tut man dies, so muß natürlich 
auch in diesem Falle die standortsmäßige OptimumsteIlung dem minimalen Pro" 
duld auch Gewicht und Weg 'entspr'echen. 

Die von d·en Materialbas'en 'em.anzipi·erend'e Wirkung der Klassen" 
staffel steht außer Frage. Dies braucht al1erding~ nicht in jedem Falle auf 
Dezentralisierung hinzuwirken. Die Tatsache, daß durch die Horizontalstaffcl 
die standortsbildende Kraft der Absatzorte, d. h. letzten Endes der K'onsumzentren 
steigt, läßt die Frage stellen, in welcher Weise denn die Konsumkraft verteilt 
ist, und wo sie sich konzentriert. In jedem Fall sind nun die Orte iwirtschaftl,ich 
abbauwürdiger lokalisierter Rohstoffvorkommen auch Konsum'" und Absatz" 
zentren, desw~iteren auch Zentralplätze der flächig ausgedehnten agraren Ur'" 
produkHon und die Knotenpunkte administrativer und kultureller Tätigkeit. Der 
Einfluß der Klassenstaffel wird Yerarbeitungsbetriehe im bestimmten Umfang 
von den Rohstoffquellen in Räume mit v'Ürwiegend agrarer Wirtschafts struktur 
oder vorgelagerte Produktionsstufen an solche Orte der Wdterverarbcitung, die 
ihre Standortsbestimmung in anderen Faktoren als den Transportkosten haben, 
ziehen. D i'es·e T,endenz·en wirk'eneindeutig,auf eine Dezentralisierung und De" 
g10merierung der Pr'Üduktion. - Unter bestimmten,' historisch nicht selten gege" 
benen Voraussetzungen kann aber die von den R'Ühstoffbasen emanzipierende 

3) Unter IIodzontaJstaffel wanen WUt" !lieben den Klassen des Hegeltal'ifs auch das System det" 
AU$nahmetaTife vorstanden wiJssml, das man in der BJickriihtung unserer Fragestellung als Ver­
längerung der HegelkJas,scn anoohen darf. 
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Wirkung der Klassenstaffeleiner an sich erwünschten D~zentralisierung en~ 
gegenwirken. Bestehen ein oder mehrere primäre Ballungszentr.en von über" 
ragender Bedeutung, z. B. um voluminöse K'Ühlenabbaugebiete 'Oder an bedeuten" 
den wasserseitigen U mschlagsplätz.en, so werden Fertigungsbetricbe auf der 
Basis peripher gelagerter Rohstoffe etwa u. a. auf dem Gebiet der Holz", Fas,er" 
und Nahrungsmittelindustrie an die Primärzentr,en heran g·ezo g·en. Man wird also 
sagen können, daß die Wirkung der H'Ürizontalstaffel insof,ern dez1entralisier.end 
ist, als sie zentrale Rohstoffbger ;:;ugunsten peripherer Absatzorte standorts", 
bildend ·entmachtet, insofern aber der Ballung Vorschub leistet, als die Yerarbej., 
tung peripher lokalisierter Rohstoffe an primär,e Agglomerationszentren gezogen 
wird. In der Regel, insbesonder,e im Hinblick auf den deutschen Wirtschaftsraum, 
wird man die erste, die dezentr.alisierende Tendenz der zweiten gegenüber als 
gewichtiger betrachten dürfen, wenngleich letztere ebenfalls durchaus in Er" 
scheinung tritt und bei der Beurteilung der Horizontalstaffel in dieser Hinsicht 
nicht gänzlich vernachlässigt weiden darf. 

Wirken Kbssenstaffel und dne in allen Tarifklass1en gleichmäßige Entfernungs" 
staffel zus·ammen, so verstärken sich die Impulse, die auf ,einen relativ weit" 
flächigen Güteraustausch mit sporadischer Entwicklung von Industriez·entren 
zielen. Dabei ist die Transportfähigkeit der Güter durch den Horizontaltarif 
umgekehrt proportional dem Grade ihrer Konsumreife. 

Im letzten Schritt dieser Untersuchung wollen wir unser Interesse auf die Kom" 
binationeines horizontal gestaffelten Tarifa'llfbaus mit einer kbss·enmäßig diffe" 
renzierten Entfernungsstaffel richten. Unter letzterer verstehen wir, dem üblichen 
Sprachgebrauch folgend, .den Zustand, daß die niederen Tarifklass,en, die im 
wesentlichen auf R'Ühstoffe und Halbfabrikate Anwendung finden, eine stärkere 
Entfernungsstaffel aufweisen als die höheren. Zu der generelLen Förderung der 
Transportfähigkeit geringerwertiger Güter durch die eigentliche Klassenstaffelung 
tritt nun eine weitere die der Entf'ernung der Transporte proportional ist. Man 
kann den Tatbestand 'auch so ausdrücken, daß das Spannungsv'erhältnis zwischen 
den Tarifklassen insbes'Ündere zwischen der höchsten und niedrigsten Klasse, bei 
zunehmender Tr'ansportweite sich verstärkt. Damit wird die in ihrer standorts" 
bildenden Wirksamkeit gleichgerichtete, sich verstärkende Tendenz dieser 
beiden Strukturmerkmale 'eines Eisenbahn"Gütertarifs 'Offenbar, die es in be'" 
stimmten Fällen möglich macht die Auswirkungen, die etwa durch die Ab" 
schwächung des einen Elemente; hervorgerufen werden, durch eine Y,erstärkung 
des anderen teilweise 'Oder voll zu kompensieren. Wichtig ist hier allerdings, 
daß sich der Effekt dner differenzierten Entfernungsstaffel eben im Maße stej., 
gender Y'ersandweite auswirkt. Dies mag der aktuell bedeutsamste Fall 'illt\;:' 
strieren. Wird gleichzeitig mit der Zusammenziehung der Klassenstaffel gleic~ 
sam ersatzweise eine differenzierte Entfernungsstaffel >eingeführt!), so wird die 
Abschwächung der standortspolitischen Auswirkungen ersterer Maßnahme mit 
wachs'ender Transportwdte in's Gewicht faUen. Gegebenenfalls würde 
sich 'eine volle K'Ümpensation von der Entf.erryungsstufe an einstellen, wo 
die alte Klassenspannung wieder erreicht wird. Bis zu diesem Punkte aber, be", 
sonders in den ausgesprochenen Nahentfernungen, gewinnt die standortsbildende 
Anziehungskraft der Rohstoffbasen.' 

4) Trotz der gleichmäßigen Absltaffdung der Streckensätze in der Zeit' vom. 1. 10. 1922 bis 
zum 1. 1. 1950 wi'e~ uer Tarif auch in dieser Ze~'1 wegen der \Virksamkeili der AbferligungsgebührCil 
in geringfügigem Maß eine differonxiel'1~e Entfcrnung,staffol der besprochenen Art auf. 
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. Ueberblicken wir nunmehr unseren Gedankenga~g . er 5'0 
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EntfernungstaHel und volkswirtschaftliche Produktivität -... " 

~ir ~aben bi~her di.~ ~ntf.ernungstaff~l des Eisenbahn"Gütertarifs lediglich in> 
Hmbhck auf Ihre Fahlgkelt und Geelgnetheit, die volkswirtschaftliche Stand'" 
'Orts struktur zu beeinflussen, betrachtet. Diese BlickrichtunO" sagt aber für sich 
noch nichts über ihren Einfluß auf die Gestaltung der wirts ~ha ft He h e n Pro '" 
du k t i v i t ä t, d. h. auf die Größe, des Sozialpr'Üduktes bzw. des YolkseinkOIl1'" 
m~ns, all~: D~nn zwei~ell'O: ist die nicht selten anklingende Meinung ein grob~5 
Mißverstandms, daß dIe Forderung der Transportfähigkeit der Güter 'Oder über" 
haupt die Provozierungeines möglichst großen Verkehrsv'Oltirnensunbesehen det 
wirtschaftlichen Ertragsgestaltung dienlich sei, stenen doch alle VerkehrsleistungeO 
selber Produktionsvorgänge im weiteren Sinne dar, die Kostenaufwand erfordern, 
d. h. in denen knappe Produkti'Onsfaktoren zum Einsatz gelangen und damit einer 
andersweitigen produktiven· Verwendung entzogen werden. Die entscheidende 
Frage lautet also, welches Ausmaß und weIche Struktur der volks~irtschaftlichen 
Güferströmeentspricht der Anforderung höchstmöglicher Produktivität? In weL" 
chem Umfang dürfen und müssen Produktionsfakt'Oren für die Erstellung VOll 
:',erke~~sl~istll~gen -e~nge.~etzt werd~n,. um. die i.nsgesamt v,erfügbaren Produk" 
üonsmoghchketten md hochster ErgIebIgkeIt zu nutzen? Wie ist in dieser ZieL: 
setZlIng die Entfernungstaffel zu handhaben und welche Rückwirkungen würde' " 
dies auf die Standortsstruktur zeigen? 

Die allgemeinen verkehrswirtschaftlichen Bestimmungsgründe der Produktivität 
Die Bedeutung der Y'erk,ehrswirtschaft für die Produktivität dner Volkswirtschaft 
~rgi.bt sich a.~s der Funktion des V~rke!lrs im Produktionsgcfüge, den zwischen" 
orthchen Guteraustausch und damlt cme ra u m grd f,e n de zwischenbetrieb" 
liche A~?~itsteilung zu ermöglichen und nach Art und Umfang in ökononiisch 
z'weckmaßlgster Form zu gestalten. Der ,optimale Stand der Y,erkehrswirtschaft 
i~t -ein integrierender Ausschnitt des bestmöglichen gesamtwirtschaftlichen Mittel;, 
emsatzes, der auf das Ziel ausgerichtet ist, die verfügbaren knappen Produktivns'" 
faktoren entspr'echend der wirksamen Nachfrage mit höchstem Ertrag zum Einsatz' 
zu bringen und damit dauerhaft ,eine möglichst hochstehende Bedürfnisbefriedi.< 
gtmg, d. i. dne Maximierung des Lebensstandards zu ermöglichen. Sie ist ni c h t 
dadurch gekennzeichnet, einen möglichst großen Verkehrsumfang überhaupt zu 
w:ecken, ,es gilt hier vielmehr, wie bei allen kostenfordernden Pwduktionsaufgaben, 
dle rechte Aus wa h 1 und B ,e g r c n z u n g zu finden, einen Zustand, der .sich im 
Kr~.ftfeld von. A?gebot u~d Nachfrage durch die ErzieIung kostendeckender 
Erlose dem Prmzlp nach lllcht anders ergibt, als in allen übrigen Pr'Oduktions"'.· 
zweigen. Die wirtschaftlich richtige Dimensionierung des Yerkehrsaufwands,,: 
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-spic'g~lt "die optimale Bemessung der interlokale~ Güterbewegungen wieder und 
. schließt damit die bestmögliche Nutzung der räumlich gegebenen Produktions" 
.. möglichkeiten, d. h. dne ,optimale Standortsstruktur ein. 

Das volkswirtschaftliche Bedürfnis nach Yerkehrsleistung,en wird von vel'schie~ 
denen Gruppen von Verkehrsmitteln befriedigt, die mit den unterschied~chen 
qualitäts" und kostenmäßigen Gegebenheiten ihr'er Leistungsersfellung um ihren 
Anteil am Verkehrsaufkommen konkurrieren, Im Hinblick auf den Wettbewerb 
der Verkehrsmittel stellt sich in unserer produktivitätspolitischen Sicht die For" 
derung nach der, optLmalen Teilung der Yerkehrsaufgaben cnt" 
sprechend ihrer tatsächlichen vererleichsweisen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 
die auf Qualität und Kosten in Bezug auf die Bedürfniss,e der Nachfrag~ basiert. 
Eine dauerhaft gesichterte optimale Yerkehrsbedienung und Verkehrstellung hat 
wirtschaftlich gesunde Y,erkchrsmittd zur Y.oraussetzung. Da ?as 
-wirtschaftliche Gedeihen der Verkehrsträger nicht Selbstzweck ist, .sondern . Smn 
und Berechtigung in ihrer Funktionsbedeutung für den volkswlrtschafthchen 
leistungszusammenhang erhält, zielt diese Forderung nicht auf eine offen.e oder 
versteckte subventionäre Fürsorge, sondern auf die Bereitstellung von Bedmgun~ 
gen, die: die eigenständige Leistungsfähigkeit der Verkehrsträger unter den be" ' 

, sonderen Gegebenheiten der Y erkehrswirtschaft zur Auswirkung komme.n lass~n. 
Während auf den meisten Gebieten der gewerblichen Produktion fr·ele PrelS~ 
bildung und Wettbewerb für eine' selbsttätig zureichende Ordnung un.d Steuerung 
des wirtschaftlichen Mitteleinsatzes sorgen, erfordert die Verkehrswl!tsc~1af~ aps 
ökonomischen und technischen Gründen dne 1 Ordnung, in der h'Ü he 1 t 11 c kh e 
St-euerung und W,ettb-ew,erb zusammenwirken. Die überr-agen~e Mar ·t~ 
stellung der Eisenbahn, die auch heute noch im wesentlichen als T.etlmon.o~~ 
angesprochen werden muß, läßt insbesondere die Eis_enbahntar1f~)oht.1 
zum dominierenden verkehrswirtschaftlichen Pr.ablem im Hinblick auf E1genW1rt~ 
schaftlichkeit der Bahn, fair-en Leistungswettbewerb der V,erkehrsmitte1 und ge~ 
samtwirtschaftliche Produktivitätsgestaltung werden, die ihr,e Gest~ltlln~sg~und~ 
sätze nicht im Marktaut'Ümatismus vmfindet, sondern hewußter, zlelonenttcrter 
Gestaltung bedarf. 

Die produktivitätspolitische Bedeutung des Eisenbahn,Gütertarifs . 
Wir wiesen bereits auf die Schlüsselstellung hin, die der Bildung und Stru~tur ~es 
Eisenbahn;::Gütertarifs für die Ordnung des verkehrswirtschaftlichen Mtttelem .. 
satzes zukommt, und wir wolleJl }etzt in tunlicher Kürze die Frage zl~.'beant~vl:thn 
sllchen, nach weIcheTl Grundsätzen cr g'ebildet' werden muß, um hochstmog 1C e 
wirtschaftliche Produktivität zu gewährleisten. .. 'f 
Drei Grundforderungen sind unter diesem Gesichtswinkel vorweg an dIe T an " 
politik als Ganzes zu richten: 

a) Sie muß eine nachhaltige volkswirtschaftliche Gesamtk,oste~decktt.ng def Eisenhahnbetriebs ,ermöglichen (Eigenwil'tschaftlichkeit), darf Jedoch llllclht a.u 
dauerhafte Ueberschußerzielung 'Oder gar Gewinnmaximierung abgeste t sem. 

.,. 

b) Sie hat die k'Üst'engünstigste Durchführung des Gesamt;erkehrs und 
damit auch jedes .Einzelverkehrs zu g-ewährleisten. Das .ermöglicldlt dm tb Gre.n: 
zen der Fmderung zu' .1) ein denkbar niedriges Tarifniveau un en ar llle~ 
drige Einzeltarife. 

, <.;, 

c) Sie darf die 'Üptimal.e Verkehrsteilung zwischen den Verkehrsträgern 
nicht' stören. 
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Die marktwirtschaftlichen Y'Üraussetzungen für die Tarifbildung sind cinm I ,]- .' 
Kostenstruktur der Eisenbahn, d. h. der überragende Anteil der fixen K

a t~ Ix _ 

zum anderen die verwirklichte Marktf'Ürm, die wir, aufs Ganze aeseh ,os <'cl: 
Teilmoll!opol gekennzeichnet haben und endlich die sehr unterschiedliche T en, a, ~ 

t b I t b I . d G" d G" t (EI .. ra n s =" p'Ür :e aSar ;:elt~r uter un. u e.rgruppen . 'ashzItät der N.achfra 'e 
nach EIsenbahnverkehrsleistungen). Dte Pfhcht zu rationellster Ausnutzuno- d!;, _ 
Leistungsvermögens legt es nahe, in der Preisbildung durch Marktspaltun~ d;~ 
differenzkrten Struktur der Nachfrage Rechnung zu tragen, um zu eincr mÖCTlcl~ -1' 

.. t' V '1 d f' K f d' L' t . h b I lS-t: guns 1gen ,er tel ung . er lx·en 'Osten au . le 'CiS ungsem eiten zu 'gebI ~ 
Dies 'erfordert eine g,estaffelte Zulastung der fixen Kosten, die inl~~lL 
den v'Ül1~en spezifischen K'Üsten innerh~lb bestimmter G~enzen bewußt abweiche~r:: 
den Tanfen zum Ausdruck kommt. DIe Untergr,enze fur die Tarifbildung stell­
die zusätzlich ,erford,erlich'en Kosten jedes Verkehrs, 'Oder prakt' el~ 
gesehen, bestimmter Y,erkehrsgruppen dar 5). Diese zusätzlichen Kosten sind O"I~~CI1. 
den dauerhaften Ersparnissen, die dann gemacht würden, wenn man auf de~ bC ~ 
stimmten Verkehr überhaupt v,erzichtete. Die Tarifobergrenzc ist nicht einf ~~ 
durch'die Grenze der Belastharkeit, s'Ündern auch durch die allgemeine Forden:~; 
bestimmt, den Gesamterlös nicht über die dauerhaften Gesamtk'Üsten steiaen "'7 b 

lassen. Der relativ hochbelastete Verkehr kann und muß also in dem Maße eI-t~ 
lastet werden, wie zusätzlicher, unter den vollen anteiligen Kosten belasteter V; : 
kehr an der ursprünglichen Gemeinkostenlast mitträgt. I' 

~er v'Ür~etri1gene Gedank'~ngan~ finde~ bei isolierter Betrachtung der Eisenbahn~ 
okon'Ümle, bzw. solange dIese ,em faktisches Transportmon'Üpol innehat weithi 
Anerkennung. Nicht selten wird hingegen die Meinung vertreten, daß für di~~ 
Schaffung dnes gesunden Leistungswettbewerbs zwischen den Verkehrsträo-er '­
eine diHerenziert,e K'Üstenzulastung ungeeignet sei und die voll e n anteih o-e:

1 

K'Üsten für die Tarifbildung maßgeblich sein müßten. Dieser Auffassuna kön~ell 
wir jedoch nicht zustimmen. ,Zw~ifellos müssen Verschiebungen in d~n \X!ett; 
bewerbsbedingungen zwischen der Eisenh:thn einerseits, Straßenkraftverkehr und 
Binnenschiffahrt andererseits auf die Tarifstaffelung zurückwirken, da sich hier~ 
durch ja, vom Standpunkt der Eisenbahn betrachtet, die Belastbarkeit der Güter 
verändert. Bei richtiger Inkrpretation der kurz skizierten Idee einesdiffef'enzier", 
t~.n Tarifbaus, d. h. insbes'Ündere untcr Berücksichtigung .1 11 e I' auch erst 
la n ge r f r is ti geintretenden Auswirkungen bestimmter Tarifierungsmaßnahmcn 
wird durch ihn die 'Optimale Y,erkehrsteilung nicht etwa gestört, sondern zu ~~nel1; 
wesentlichen Tdl ,erst ermöglicht. 

Entfernungsstaffel und volkswirtschaftliche Produktivität 
Wir wollen nunmehr die in gedrängter Form abgeleiteten ,allgemeinen Voraus:: 
setzungen dner im Hinblick auf die volkswirtschaftliche Produktivität 'Optimalen 
Tarifgestaltung im Besonderen für die E n t f ern u n g s s ta f fe I anzuwenden ver" 
suchen. Die Zusammenhänge, die zwischen der Selbstkostengestaltung von Eisen" 
bahntransportleistung und der Y,ersandweite bestehen, und die dne DeO"ression 
bestimmten Ausmaßes 'ergeben, sind im Grundsätzlichen bekannt, wenn .7uch bis 

5) Die im einzelnen re'cht komplizuerte "T11Corie der Zusatzkosl:cn" kann hier nicJü itr 
Zusammenhang darge~~ellt werden. Auf zwei, wichtige Punkte sei jedoch hill"ewicsen: 1. Zusatz­
ko~bon sind nicht ip jedem Falle nur viliriahle Kos,ten, sie enl:halten dann aucl~ fixe Ko,kn, wenn 
zur Durchführung d05 Zusa'tzverke:hrs neue Invc~litionen erforderlich sinti. 2. Es ist nicht :lIl"iin<Yj"', 
v?n ,einer best~mmten Lcistungs~apazität als Datu~n auszu~ehen. Größe lind ~truktur der jC~"pjt:it 
f~nden selber w den Gegehenhel,ten des Marktes Ihre optlmale ßemessung, dw wi'cdcrUIll nicht nuf 
Clllon Zeitpunkt, sondern auf einen vernünftigon ZC;l,traum bekiehlicher Planung al)Zustellen ist. 
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heute noch dne wirklich in jeder Hinsicht befriedigende detaillierte,Einsichtnahme 
in die konkreten Kostengcgebenhciten schwer möglich ist. Doch das ist für 
unseren Gedankengang nicht entscheidend. Geht man daran, Tarif und K'Üsten" 
gestaltung für konkrete Fälle und Relationen untereinander zu v'ergleichen 

. so kommt es bei einer isolierten Betrachtung der K'ÜstenentwickIung in Abhängig; 
keit von der Entfernung auf das re 1 .1 t iv e Gefälle von Kosten::: und Tarifkurven 
an, d. h.es sind die s'Ünstigen kostenbeeinflussenden Faktoren'und die an anderen 
Tatsachen anknüpfenden Strukturelemente des Tarifs zu eliminieren. 
Es ist nun zw,eifellos richtig, daß die produktivitätspolitische Beurt,eüung der 
Entfernungstaffel v'Ün dem Einfluß ausgehen muß, di,e die Y'ersandweite auf die 
Kosten der L,eistungseinheit ausübt, findet doch grundsätzlich jeder ProdukHons.:: 
akt in der Erzielung kostendeckender Erlöse seine wirtschaftliche Rechtfertigung. 
In diesem Zusammcnhang ist die Meinung verbr,eitet, daß die faktische Ausrichtung 
eine möglichst ,enge Anlehnung der Entfernungsstaffel an den Kostenv,erlauf unter 
allfälliger Berücksichtigung der anteiligen Gesamtkcosten ,erfordern würde. Diese 
Auffassung, die z. B. eine klassenmäßig differ'enzIerte Entfernungsstaff.el zumindest 
in wirtschaftlicher Sicht ablehnen müßte 6), halten wir für ,ebenso verfehlt wie die 
generelle Forderung, die Tarife den spezifizierten K'Üstengegebenheiten anzu::: 
passen. In der Tat muß die Entfernungsstaff.el in gLeicher Wdse in ein diffe", 
renziertes Tarifgefügeeingebaut werden wie die übrigen StruktureI.emente 7). Die 
allgemeinen Grundsätze .einer solchen Differenzierung haben wir bereits kurz 
dargestellt. Für die Entfernungstaff.el bedeutet dies, daß innerhalb der Grenzen 
zusätzlichen Kostenanfalls die Entfernungsstaffel mit dem Ziel 'Optimaler Durch" 
führung und Bemessung des Gesamtverkehrs von der Degressi'Ün der ge sam t e n 
anteiligen K'Üsten abweichen kann. Grundlage ist hierfür neben der Kostencnt", 
wicklung bei zusätzlichem Transportanfall die Belastbarkeit der Gütergruppen im 
Hinblick .mf unterschiedliche Y,ersandweiten, die im wesentlichen von der Trans:, 
portelastizität überhaupt und von der Möglichk,eit, auf andere Transportmittel 
abzuwandern, abhängt. Dies darf nun natürlich keineswegs so v,erstanden wcrden, 
es könne durch dne mit steigender Entfernung sukzessiv über die Degression der 
Gesamtkosten verstärkte Entfernungsstaffel einfach' zusätzlicher Verkehr zum 
alten hinzugewonnen werden. Der Ausbau der Entfernungsstaffel würde eine 
Umstruktuierung der Verkehrsströme verursachen, deren Endergebnis mit der 
Ausgangsposition zu v,ergleichen ist. Möglichkeiten und produktivitätspolitische 
Beurteilung solcher Maßnahmen hängen von den besonderen raumökon'Ümischen 
Bedingungen des Einzelfalls ab. Allgemein theoretische Aussagen über die kon" 
krete Anwendung des entwickelten Instrumentariums können nicht gemacht 
werden. Der typische Fall der bisherigen deutschen Tarifpraxis ist der, Nahent", 
fernungen bis -etwa 50 km und Wdtentfernungen etwa ab 800 km über die ,Ge" 
gebenheiten der totalen Kostendegression zu schonen und die mittleren Ent. 
fcrnungcn relativ stark zu belast,en. 
Glücklicherweise können aber in dieser Hinsicht über das Prinzip einer klassen" 
mäßig differenzierten Entf.ernungsstaffel, so wie wir dksen Begriff gebrauchten, 

6) E9 giht nicht den mincJ.cosLen IIinwei.s dafür, daß Jio Kos'Lm~ge~l:alLung d~s Wagenl~dungs-. 
verkehrs in Ahhängigkei,t von c1er EI1Lfe'rnung durch die Ar L dcr holönlerten Güter uee'lllflußt 
würu,e. Dahoi sei daran erirmort, daß Kos'!Jeneinflüssc aus der VerSiandml·nge, der Art (Ier An­
l,ieferung oder c1er Strcd>JCnführung des TransporLs hieT unherücksichLigt bleihen müssen. 

7) Es darr an dieser SleUe c1arauf hin!!ICwio&()Il werden, daß dio theoretischen' Einsichten in 
einen diff.erenziorlJen Tarifaufhau mi,t den "praktis,ch-organis,ntorischen Erforderni!>sell hmlicher 
Einfachheit und KlarhBit abgestimmt W'eroon müsscn, was natürlich vom Sta.ndpunkLo (tcr Theol'ie 
eine vergröberte und nur in Annäherungen entwickelte Klassifizierung Illöghch macht. 
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--_\_;--~ 
eInIge allgemeine Aussagen gemacht werden, da die Ide'- d' -' .. ,-- , -
gleichsam mit der der horizontalen 'Staffelung gegeben ist." leses Tarifelcmen~s' 
Die ursprüngliche relativ geringe Transportfähigkeit Von R I ~ . --
liegt wesentlich im Materialverlust der Verarbeitung begrün I 1; ~ncl Halbstoffen 
tion in der Nähe der Materiallager drängt. Das GeWicht d

C
' e, e.:- zur Produk:,'" 

siCh, ",:~nn die Transportkoste.n einfach ~~r tonnenkHometrisch:~et-l;aktor~ ~vürde , 
entsprachen, der VersandweIte proportlOnal verstärken. Eil kl er~e~l~slelstu ng "; \'­
lastbarkeitstarifierung erhält also im Hinblick auf ;die Tra

1e ass.~fl~lerte Bc~ 
Güter mit zunehmend,er Entf,ernung g'esteigerte ~sPdrtfahlgkeit der­
Erfordernis, dem die differenzierte Entfernu~gsstaffelgenügt. e eu tun g, ein., 
Nun ist die Belastbarkeit der Güter, vom Standpunkt der Eisenb h 
tet, weiterhin abhängig von den Konkurrenzbeziehungen zu .lnd n aus betraclv 
mitteln. Die differenzierte Entfernungsstaffel entspricht dab o l' erendVerkehrs", , " gen au k . 
W,ettbewerbshaltung der Eisenbahn gegenüber der Binnenschiff h er .l hVCl1 

Straßenkraftverkehr. Im Verhältnis zur Binnenschiffahrt sind d' .1 r und dem 
Transportweiten des Massenguts, dem Straßenkraftverkehr oe(Te~~'be ati,:, großen 
und mittleren Entfernungen des f,ertigguttransports die h;r:orr UO" er cl ~le nal~~n_ 
objekte. W,erd'en die allgem,einen aufgezdgten Kos~oen en StreIt? 
der Tarifierung 'eing,ehalt,en, so kann die differenZierte ~ngr'enz e n, __ 
der Entfernungsstaffel nicht als Machtmißbrauch der Eisenbahn usgestaltung 
,~e~den: Sie spie.lt dabei l.edig~ich ~hre arteig:ne technisch"'ökonomisch~g~~fsrocl::~ 
fahlgkeIf aus, WIe dies dIe RucksIcht auf hochste Produktivität der G tun.bS~" 
schaft 'erfordert. Nicht zu bestreiten ist allerdings die Gefahr daß d. ~~m~vlrt~ 
in eigener Notlage bei W,ettbewerbsauseinandersetzungen elas an le. hlse.nI d.1n 
A . d·ff . t T ·f b . k . 1 . SIC nc 1flo-c 
b rguhen.t dnes .1 yendler eh ftrk a~s a~~ß~n ~SIC Ihgem Eigeninteresse mill~ 
ra~c t

1
, Ins em

ff 
ISle le auehr \ t os enda Ig: ntehrgrenze der wirtschaftlicl;~ 

optIma en ta e ung untersc rel e ,was ann emer ec ten V,erzerrun 0" d \\1 ~ 

b.ew:er~sbed~ngungen und ,einer ~ ergeudung von Prod.ukt~onsfaktoren,o P:~ d ue~~ 
tIvltatsmlnd,erung also, gleIchkommt. Ebenso l"lchtIg ist, daß es im E· - b , ..... 
fall gerade auch im Hinblick auf einen befriedigenden Wettbewerbs ~nl ,":eh~ , ' 
"'b h . k L't kt d G f"'· aus", eiC u eraus sc wer sem ann, el pun e un renzen ur eme sinnvolle Anw d . 
der Tarifdifferenzierung zu finden. Gefahren und Schwierigk,eiten k'?- tll~g.. _ 

d d ·· f . d h . ht d I ·t d 1 . -ht· k onnen , un uren Je oc nIC azu ver elen, . as a s nc Ig er 'annte Prinz i aut'..., 
zugehen. p - .' , 

Wir komm-en zu dem Schluß, daß -eine differenZierte Entfernungsst ff 1 
ein sinnvoller und der Idee nach -originärer Bestandteil eines nach ökonom' .11 e -
Belastbarkeitsgesichtspunkten gestaffelten Tarifs ist, der bei ri~htiger si~~e~c~::, 
sprech.end~r An~en~ung all~in ~em ~roduktivitätsp.ostulat an die T;rifpolit~k 
er:ts~ncht. Im Hmbhck auf die RuckwIrkungen auf <he Standortswahl stehen v"ir 
mIthm vor dem gar nicht so seltenen Tatbestand, daß die primäre Ausrichtung auf 
rein wirtschaftliche Zielsetzungen förderungswürdigen außenwirtschaftlichen 
Zwecken durchaus nicht immer und nicht im vollen Umfang zu widersprechen 
braucht. 
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Vorschläge zur UnfaIIsenkung im Straßenverkehr 
Von Dr. H. Kuh n, Baden"Baden 

In den Erörterungen um die ansteigende Unfalldichte des deutschen Straßenver", 
kehrs t~atein n~ues Moment ein, als das Statistische Amt der Bundesrepublik die 
Erg.eb.nIsse der 1m Jahr.e 1951 in den Bundesländern wieder angelaufenen Unfall? 
statIstIk vorlegte.!) Bel rund 320000 Unfällen ergahen si.h etwa 200000 Ver" 
letzungen .~nd 7600 Todesfälle, wobei letztere Zahl unter Einschluß der später in 
Kr~nk~nhausern. gestorbenen V,erletzten nicht weit von 10000 liegen dürfte~ , 
WIchtiger als dIese absoluten Zahlen ist die Ursachenanalyse, und zwar sollen 
ca. 81 0;0 der Unfälle durch Fehler der Verkehrsteilnehmer hewirkt sein, davon 
ca. 61, 11 und 9 0;0 durch Kraftfahrer, Radfahrer und Fußgänger. Nur ca .. 19 0/0 
sollen vorwiegend außerhalb des Faktors "Mensch" liegen, und zwar 6,7 0;0 in 
Straßen", und 4,6 % in Fahrzeugmängeln, ferner 2,4 % in Wetlereinflüssen, wäb 
rend sich der Rest von 5,8 % auf "andere Ursachen" verteile. 
Die ca. 61 % ige Ursachenquote des Kraftfahrers soll sich an 1. bis 3. Stelle durch 
falsches Vorfahren, Ueherholen und Einbiegen ,erklären (ca. 55 0/0), während erst 
an 4. und 5. Stelle Alkoholgenuß und zu hohe Geschwindigkeit angeg,ehen werden 
(ca. 15 0/0). 

Vergleiche mit 1936-38 ,ergeben eine Steigerung von Unfallzahl, Verletzungen und 
T-odesfällen um ca. 108,,94 und 57 0/0, während die zugelassenen Kraftfahrzeuge 
nur um ca. 55 % stiegen; hieraus folgert man ein um ca. 25-35 % zu hohes An" 
steigen der Unfall" und V,erLetzungshäufigkeit. Zu ähnlich alarmierendem Er" 
gebnis kommt man bei zwischenstaatlichem Vergleich; so sollen' z. B. englische 
und USA:::Unfallzahlen um ca. 35-50 % niedriger als solche aus der Bundes::: 
republik liegen. 
Irgendeine maßstäbliche BedeutImg kommt diesen und ähnlichen Ursachen" und 
Vergleichszahlen indes nicht zu: . 
Als hauptsächliche Lücke ,erscheint ,es, daß die Ursachenermittlung sich meist 
nur auf dnen Partner des StraßenvIerkehrs, den direkten Verkehrsteilnehmer, 
bezieht, während der andere, die verkehrsgestaltende Behörde, praktisch außeracht 
bleibt. Denn im. Gegensatz zur landläufigen Auffassung 'wird man davon aus", 
gehen müssen, daß der modeme Straßenverkehr in jedem Falle z w-ei begriff::: 
liche Partner hat: 
1. die verkehrsgestaltende Behörde als "unsichtbaren", und 
2. den Verkehrsteilnehmer als "sichtbaren" Partner. 
Aufgabe des letzter,en ist es, durch verkehrsvernünftiges Verhalten - imlerhalb 
der Grenz'en des physisch und psychisch Zumutbaren - zur Unfallfreiheit- bei::: 
zutragen. Aufgabe des erster,en ist es, ein im Rahmen der vorerwähnten Zumut:: 
barkeit verkehrssichel'es Straßensystem mit zugehörigen Sicherungs,einrichtungen 
bereitzuhalten, für genügende verkehrstechnische Qualifikation der Fahrzeuge 
und Fahrzeugführer sowie der sonstigen Verkehrsteilnehmer zu sorgen, und den 
relativ unfalIfr-eien Verk'ehrsablauf durch bewegliche und unbewegliche Verkehrs", 
überwachung zu gewähdeisten. 

1) Statüstbs.cho Berichte, Arb.-Nr. V/ll/9, 28.4. 1952, Slatil!trolCs ßum]esamt, Wiesbadon. 
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K,onsequenz dieser GrundauHassung vom modernen Straßcnverkchr ist es, daß .. 
die verkehrsgestaltende Be,hörde sich in Unfallursache und ::Schuld ebenso zU 

in t1egrieren hat wie der dil'lekte Verkehrsteilnehmer. Bei gutem VerkehrSf 
ablauf ist sie ebenso zu loben wie dieser; bei schlechtem Ablauf, insbesondere 
bei Unfällen ist sie ebenso zu tadeln und der automatischen Strafverfolgung ZUf ,,' 

zuführen. Statistische Konsequenz ist ,es, daß hehördlich verursachte Unfallfakf '. \ 

toren ebenso. sorgfältig zu erheben sind wie diejenigen des direktcn VerkehrSf " 
teilnehmers., , 
Daß dies bisher nicht geschieht, und daß nur drei (!) von den insgesamt 27 
Ursachengruppen des verkehrspoliz,eilichen Unfal1meldeblattes sich auf etwa ~~~ 
hördlich zu v.ertretende Unfallfaktoren heziehen, verdeckt die Unfallkausaütat 
des - mit Ausnahme der Autobahnen - gröblich verkehrsunsicher,en deutschen ',," 
Straßen" und Sicherungssystems SiQwie der unzur·eichenden amtlichen Maßnahmen",;­
zur Hebung der V,erkehrsqualifikation der Fahrzeuge und V'erkehrsteilnehmer.::; 
Zum Zw,ecke ausreichender statistischer Wahrheitsfindung hätten den insgesamt',., 
15, sich allein auf den Kraftfahrzeugführer heziehenden Ursachengruppen ähnlich> 
viele Ursachengruppen .aus dem behördlichen Bereich gegenüberzustehen, vgl.· " 
deren Spezifikation nachfolgend unter I-IV; Ziffern 1-16. . 
Zur Versch1eierung der Unfallkausalität trägt es bei, daß die Unfallstatistik in die 
Hände der Verkchrspolizei als Trägers der statistischen Erhebung gelegt ist. W'eder, , " 
ist diese Poliz~i im Interessengegensatz "Verkehrsgestaltende Behörde und Ver~,: 
kehrsteilnehmer"eine genügend neutrale Instanz, noch kann sie selbst bei guter, .' 
Schulung zur einwandfreien Erforschung der oft schwierig gelagerten technischen, :,. ~: 
physiologischen und psychoLogischen Unfallfaktoren absolut imstande sein. Inhalt 
der Ursachenstatistik sind deswegen lediglich die, twtz Bemühung oft fehv ' 
gehenden Mdnungen, die die zum Unfallört abgestellten Polizeib~,amten sich, 

\ 
in kurz·er Bearbeitungszeit bilden konnten; daß die späteren Gerichtsurtcile diese _, 
Ursachenermittlung überwiegend bestätigen, spricht nicht für die Richtigkeit der 
letzteren, sondern die Unrichtigkeit der ersteren (vgl. unter VI). Zwar werde?,\ 
in K,enntnis dieser Fehlerhaftigk'Cit die ermittelten Unfallursachen von der PiQlizc1<'~_ 
statistik als v iQ r I ä u f i g bezeichnet; eine endgültige statistische Feststellung" 

cl l' o.derauch nur der V,ersuch dazu unterbleibt aher, und in der späteren Han " ,_', 
habung werden die vorläufigen, d. h. falschen Ursachenbilder behandelt als seic\n . < ,. 
sie endgültig, d. h. richtig. " ~ >, 

Zu diesen Erhebungsmängeln . trden so.lche der statistischen Auswertung. :'.0: 
wird bei den Ursachenquoten vo.n ca. 61, l11;lnd 9 Ofo der Kraftfahr,er,Rrtdfahr~r '. 
und Fußgänger übersehen, daß zahlreiche behördliche Unfallursachen hier m:t 
eingeschlo.ssen liegen; vgl. nachfolgend unter Nr. 1-16. Deshalb ist audl dle 
vermeintliche, ·ca. 55 0;0 ige Unfallv·erursachung der Kraftfahrer durch falsches 
Vorfahren, Ueberholen und Einbiegen teilweise nichts anderes als eine Um?­
schreibung für das Wirken oder Mitwirken solcher behördlich zu vertretendcn 
Unfallfaktorcn. Bei der seit 1936-38 angeblich um ca. 25-35 0;0 gestiegenen UlV, 
fallhäufigkeit unterbleibt die Abstellung auf die allein maßgebliche V 'c r kdus". , _ 
leistung in T'onnen"km und Personen"km; stattdess'en legt man die Zahl der, ;,' , 
zugelassenen, indes ganz verschiedenartig verkehrenden Kraftfahrzeuge zu G~n~ :\-, 
de dies noch dazu für einen einzelnen Stichtag (1. Juli), nicht ein Jahresmlttel, " 
u~d .ohne Einschluß der 'ebenfalls unfallkausalen Besatzungsfahrzeuge. Es ist·, 
euphemistisch wenn das Statistische Bundesamt dieses Verfahren a. a. O. "mehr " 
als grob" nen~t; in' Wirklichkeit ist es ,objektiv falsch, da seine Fehlerquclle weit­
größer als die gesuchten Unfallv,eränderungen sein kann. Des weiteren ist dic ' 
Aufaddierung der verschi~denen Unfallgrade (leicht, mittel, schwer) irreleitend;. 
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die Unfallsteigcrung 1951 beruht vorwiegend auf Leichtunfällen infolge 
' Straßenüberfüllung ("gI. unter I, Nr. 1-2). Der Vergleich einzelner, her,:ms" 
'gegriffener Jahre ist statistisch unsicher; für weitgehende Schlüsse sind 

Mehrjahresvergleiche besser. Bei aUen V,ergleichen aber ist die Berücksichtigung 
der örtlich und zeitlich differierenden Verk,ehrsballung unerläßlich, um 
Trugschlüsse zu vermeiden. Die um ca. 20-25 % angestiegene Bevölkerungsdichte 
ist ebenfalls zu be.achten. Schließlich bringt der Vergleich deutscher und aus~ 
ländischer Unfallzahlen so. lange unrichtige Ergebniss,e, als di,e Verschiedenartig~ 
keit der beiderseitigen Statistiken nicht durch Korrekturrechnungen eliminiert 
wird. Alles das geschieht nicht. 
Kurzum, die vom Statistiker zu beachtenden Sprichwörter "Zahlen beweisen" 
und ,Zahlen lügen" wirken sich in der Straßenunfallstatistik weitgehend aus, und 
eine 'nach den obigen Angaben ·erstellte richtige Statistik würde ein gänzlich 
a n der e s Ursachen" und Vergleichsbild ergehen.' Mit Sicherheit würde die ca. 
81 % iO'e Ursachenquote der V'erkehrsteilnehmer sinken, u~d jene der v·erkehrs:: 
gestaltenden Behörde würde erstmals ~eut1~ch .in Erschein~ng tre~en, wobei .. der 
ca. 20 % ige behördliche Ursachenantetl bel Els'enbahnunfaUen hler eher hoher 
liegen dürfte. Auch würden Vergleiche mit der Vorkriegszei~ o~er d:m Ausland 
ganz anders .aussehen, ohne daß die günstigeren Unfallv·erhaltmsse, 111 verkehrs~ 
fortschrittlichen Ländern wie den USA zu bezweifeln wären. . 
Für die nachf.olgenden Untersuchung·en ist es deswegen wichtig, von .der UnfaIr" 
dichte pro Tonnen::km oder Pers.onen~km auszug,ehen. In den US~ hegen. s?lche 
Zahlen im Gegensatz zur Bundesr,epublik vor, und zwar hat man Je 1 Milliarde 
Perso.nen::km im Eisenbahn", Luft", und Straßenverkehr ca. 1,2, 8 ~?,d 16 .Unfall~ 

,.tote gefunden, entsprechend einer Stufung dieser Sc~werstunfal1e .. wte etwa 
1 : 7 : 14. I-Herbei hat' sich die Eisenbahnquote wie auch m and~r'en Landern als 
annähernde K'Ünstante .eingependelt, die das derz·eit unv,ermcldb.are Maß der 
technischen und menschlichen F,ehlerquellen ausdrückt. Dagegen smd Luft" und 
Straßenquote im langfristigen Absinken; die, über 100,:jährige Betriebserfahrung 
der Bahn im Gegensatz zur 1O-30"jährigen des modernen Luft~ und Straßen" 
v·erkehrs ist dabei zu berücksichtigen. , 
Hieraus f.o.lgt, daß selbst in den gern als Muster der Str~~e~sic~erheit hera~ 
gezogenen USA eine erhebliche Straßenunfallsenlsung moghch 1st, ohne daß 
dabei an eine Annäherung der Eisenbahn::, Luft", und Straßenqu~ten vorerst zu 
denken wäre. Umso. größer wird die mögliche Unfallsenkung l~ Deutschland 
angeno.mmen werden können, nac.?dem in der. S:ufu~g 1 : 7 : 1 ~ dle le~ztere Z~hl 
wohl höher in der. Bundesrepubhk wahrschemhch uber 20 hegen ·durfte. Eme 
z. B. 50 % ige deutsche Unfallsenkung als Mehrjahr·esziel liegt, v'Ürhehaltlich 
weiter gesteckter Fernziele, nicht im Bereich des Unmöglichen: . ! 

Will man von diesen Zusammenhängen ausgehend sich dem wlrkhchen Ursachen .. 
bild des deutschen Straßenv,erkchrs nähern und daraus die notwendigen Maß" 
nahmen zur Unfallsenkung ableiten, so legt mari zweckmäßig zunächst die bis" 
herige, lückenhafte Auffassung zu Grunde und findet dann durch Eliminierung 
der Lücken die neuen Erkenntnisse und Wege. 

. Von Einzelheiten abgesehen, ist der Querschnitt der hisherigen Auffassung etwa 
der fo.lgende: 

. ,." 

.1) Die Unfallursache ist mit rund 80 % beim Verkehrsteilnehmer~ davon rund 
, 3/1 = 60 % heim Kraftfahrer zu suchen; 

b) die übrigen 20 % liegen hei Straßen", Fahrzeug~, Wetter" und ar;deren Ein" 
flüssen, ohne daß von behördlicher Verursachung gesprochen wud; . . 

"1 I 

I,:;:; : 

",', i . 

I ~ , ' 
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c) die Unfallsenkung ist deswegen ausschließlich oder überwiegend durch "Er~" 
ziehung" der Verkehrsteilnehmer, vor allem des Kraftfahrers vorzunehmen. 

Das Wort "Das Publikum muß erzogen werden" ist zur festen und alleinigen 
Formel der straßenverantwortlichen deutschen Behörde geworden, und die immer 
verschärften Verhaltens,< und Strafbestimmungen vorhandener oder geplanter 
neuer Gesetz.e (Unfallbekämpfungsgesetz) drücken aus, was man unter "Erzk" 
hung" zu v,erstehen geneigt ist. 
Daß ,dieses in der öffentlichen Meinung bestehende Gesamtbild irreleitet ~nd 

. eine wirksame Unfallsenkung hindert, ergibt sich bereits aus den eingangs 
entwickelten Gedankengängen. Denn aus der Zweiseit~~k~it des ~oderne~ 
Straßenverkehrs und seines Unfallkomplexes folgt zwangslaufIg, daß eme maXI" 
male Unfallsenkung nur dann ,erreic?bar ist, ~ennbeid~ Partner, Behörde 
und V,erkehrsteilnehmer, sich in gleIcher Welse, d. h. mlt demselben weder 
über" noch unterspannten Sorgfaltsmaß in Unfallursache und "Schuld integrieren, 
so wie auch in den USA ,erst das für beide Verkehrspartner verpflichtende \Vort 
"SaEety first" die bekannte weitgehende Unfallsenkung er~öglichte. Nicht aber 
ist 'es angängig, daß der ,eine Partner des StraßeI?-ve~kehrs sIch aus Unfallursache 
und "Schuld apriori praktisch ausschli.eßt und dl~elgenen ~~terlassungen dur~? 
,überspitzte, physisch oder psychisch nIcht mehr emwandfrel emhaltbare Anspru" 
ehe gegen den ander,en Partner zu heilen sucht. • 

Tatsächlich ist dieses aber, wie nachfolgend unter: 
I. Straßennetz, 

Ir. Sicherungseinrichtungen, 
II!. Fahrzeuge, 
IV. Y,erkehrsteilnehmer, 
V. Straßengesdzgebung, 

VI Verkehrsüberwachung 
untersucht wird seit etwa 20 oder 30 Jahren (unter Ausschluß der Kriegs;< und 
ersten Nachkri~gsJahr~) die üb~rwie?,ende Entwicklungslinie im ~~utsch<:n 
Straßenverkehr. Eine Ausnahme smd dIe Autobahnen; als solche bestahgen Sle 
die Regel und verdeutlichen den sonstigen Unterlassungsgrad. Für das übrige, 
meist aus früheren Feld" oder sonstigen historischen Wegen herausentwickelte 
Straßennetz wurden nicht annähernd diejenigen technischen Verbesserungen bc" 
trieben, dieeS'für ca. 2,5 Millionen Kraftfahrzeuge (1. 7.1951), derzdt (Mai 1952) 
fast 3 Millionen in absehbarer Zukunft 4 Millionen oder mehr, und für die zu" 
nehmende Zahl' der Eahrräder von wohl auch etwa 5 Millionen verkehrstüchtig 
machen könnten. Es fehlte sowohl an einer weit vorausschauenden, alle obigen 
6 Sektoren umfassenden G ,e ne ra I p 1.1 nun g, wie an der Zuteilung der not" 
wendigen Mittel, wie überwIegend sogar an der tiefen und rechtzeitigen Erkennt" 
nis und dem daraus abgeleiteten ,erfolgreichen Verbesserungswillen der straßen", 
verantwortlichen Behörde. Wenn auch manche nützlichen Verbesserungen anzu" 
erkennen sind, so beschränkte man sich meist doch auf T eilIösungen, die den 
Charakter einer langfristig als "Flickarbeit" zu bezeichnenden Straßenpolitik tru" 
gen. Das sich zuspitzende Mißverhältnis zwischen Fahrzeugzahl uIid Aufnahme" 
fähigkeit des Straßensystems, und die hieraus resultierende Yerkehrsunsicherheit 
suchte man in erster Linie durch überdehnte Ansprüche an das Opfer dieser 
Situation, den V,erkehrsteilnehmer zu steuern, womit man - anstelle seiner 
methodischen Einschulung in die neuen Erfordernisse - mit der ultima ratio der 
Bestrafung mehr begann denn aufhörte. Kurz: die Yerkehrssorgfalt des Ver:< 
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kehrs teilnehmers wurde ebenso übe r s p an n t wie diejenige der verkehrs,;: 
gestaltenden Behörde u nt ,e r s pan nt. 
Mit der bekannten Kapitalknappheit der deutschen Wirtschaft zwischen dem 
1. und 2. Weltkrieg und nach dem letzteren ist dieser f,ehllauf nicht hinr,eichend 
zu begründen. Die nötigen Y,erbesserungsmaßnahmen in 'Obigen Sektoren II! 
und IV sind praktisch keine Kapital:::, sondern Planungs::: und Organisations::: 
fragen. Unter Punkt I! ist der Kapitalbedarf relativ gering; im Rahmen der 
öffentlichen Etats ist er aufbringbar, wenn man di,e Ausgaben für andere weniger 
vordringliche Zwecke und die Größenordnung der einzusparenden Unfallschäden 
vergleicht. Aehnliches gilt für den, auf kleinere Verbesserungen, Umbauten usw. 
entfallenden Anteil unter Punkt 1. Nur die größeren Um::: ,'Oder Neubauten unter 
I wär,eneigentliche Finanzpr'Obleme und in den Etats der Baulastträger nicht 
'Ohne weiteres unterbringbar. 
Dabei kann indes nicht gesagt werden, 

• 'I ..... ",I 

'. I 

Berichtigung zu Heft 3/1952 

daß die nötigen Finanzmittel nicht b~" 
Etats in Y,erbindung 

kannt. Dagegen muß 
ler bestehenden Kapi::: 
wäre, w,enn man es 

;:ehrs werden zur Zeit 
davün etwa 350-400 
.ölabgahen im Rahmen 
'Va 1/3 dieses Gesamt< 

Auf Seite 145 letzter Absatz 2. Satz muß es ch vorHegenden Etat::: 
.ts von Bund, Ländern 
l DM verkehrsfrcmd, 
v,erden. So nötig und 
: Mitfinanzi'erung aus 

./ 

. richtig heißen: 

Allein das Land Nordrheln-Westlalen gibt für 
.. das Jahr 1950 .. , . 

:billigt i werden, wenn 
er Angabe völlig un" 
e aus dics,cm Grunde 
besteht, ist es sowohl 
~ dies,er Gefahr einen 
m Straßenverkehr zu 
er schuldhaft verletzt 

Für ,eine gründliche deutsche Straßens.anierung veranschlagt das Verkehrsmini::: 
sterrum der Bundesrepublik >etwa 8 bis :10 Milliarden DM, dav'On etwa 3,5 
Milliarden DM innerhalb ,einer DringlichkdtsstuEe 1. Die bei Annahme eines 
10"Jahresplancs nötigen 350 Millionen DM pro Jahr werden nicht zugeteilt; 
die Zuteilungen reichen nicht ,einmal zur einwandfreien Erhaltung der vorhande" 
nen Straßensubstanz aus (S'e e b 0 h m a. a. 0.). Mit s'Olcher, die behördliche 
Straßensorgfalt weit unterspannenden Y,erkehrspolitik ist eine ausreichende 'Oder 
gar maximale Unfallsenkung auf der deutschen Straße begrifflich unmöglich. 
Das hohe Ausmaß der materiellen Unfallschäden ist hierbei zu berücksichtigen. 
Allein das Land Rheinland"Pfalz gibt für das Jahr 1950 (über 60000 Unfälle, 
40000Y,erletzte, 2000 Tüte) etwa 43 Millionen DM an direkt,em Schaden an, oder 
unter Einschluß des v,erl'Orenen Sozialproduktes etwa 110 Millionen DM.3) Die 
öftere Bezifferung des jährlichen deutschen Gesamtschadens zwischen 300 und 
400 Millionen DM wäre hiernach eher zu niedrig; in jedem Falle ist die zusätz::: 
--2-) -Se,ebohm, Das StraßcnbaliprogI'amm des Jahl'CS 1952, ADAC-Molorwelt 1952, lIeft NI'. 2. 

3) ßrandt, Probleme der Verkehrsunfallverhütung, Sc,i.te 'lG, Dortmund 1951. 
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kehrsteilnehmers wurde ebenso überspann t wice dicejenige der verkehrs .. 
gest.altenden Behörde u n t e r s pan n t. 
Mit der bekannten Kapitalknappheit der deutschen Wirtschaft zwischen dem 
1. und 2. Weltkrieg und nach dem letzteren ist dieser Fehllauf nicht hinr-eichend 
zu begründen. Die nötigen Verbesserungsmaßnahmen in obigen Sektoren III 
und IV sind praktisch keine Kapital", sondern Planungs,:: und Organisations" 
fragen. Unter Punkt II ist der Kapitalbedarf relativ gering; im Rahmen der 
öffentlichen Etats ist er aufbringbar, wenn man di,e Ausgaben für andere weniger 
vordringliche Zwecke und die Größenordnung der einzusparenden Unfallschäden 
vergleicht. Aehnliches gilt für den, auf kleinere Verbesserungen, Umbauten usw. 
entfallenden Anteil unter Punkt 1. Nur die größeren Um" ,oder Neubauten unter 
I wären eigentliche Finanzprobleme und in den Etats der Baulastträger nicht 
ohne weiteres unterbringbar. , 
Dabei kann indes nicht gesagt werden, daß die nötigen Finanzmittel nicht be" 
standen oder bestehen. Die Fehlausgaben der deutschen Etats in V,erbindung 
mit dem 2. Weltkrieg seien hier nicht erörtert; sie sind bekannt. Dagegen muß 
darauf hingewies'en werden, daß selbst derzeit (1952) trotz der bestehenden Kapi;; 
talnot .eine bessere Str,aßenfinanzierung nicht unmöglich 'wäre, wenn man es 
woll t e. Die fiskalischen Erträge des deutschen Kraftv,erkehrs werden zur Zeit 
auf überschläglich 1,2 Milliarden DM jährlich geschätzt, davon etwa 350-400 
Millionen DM an Kraftfahrzeugsteuern, der Rest an Mineralölabgahen im Rahmen 
der überhöhten Treibstoff" und. Schmierölpreise. Nur dwa 1/3 dieses Gesamt.. 
aufkommens = ca. 400 Millionen DM scheinen jedoch nach vorliegenden Etat .. 
zahlen in die ordentlichen und außermdentlichen Straßenetats von Bund, Ländern 
und Gemeinden zu fließen, während 2/3 = 800 Millionen DM verkehrsfremd, 
vermutlich überwiegend auf dem Sozialsektor verausgabt werden. So nötig und 
dringlich Sozialausgaben ohne Zweifel sind, so kann ihr,e Mitfinanzierung aUS 
den Erträgen des Kraftverkehrs jedenfalls ,dann nicht gebilligt; werden, wenn 
das deutsche Straßensystem auch nach v,erkehrsministerteller Angabe völlig un" 
zureichend, d. h. verkehrsunsicher g,ewmden ist.2) Solange aus diesem Grunde 
im Straßenverkehr überhöhte L'ebens" und Schadensgefahr besteht, ist es sowohl 
sozial" wie verkehrspolitisch begründet, bis zur Abstellung dieser Gefahr einen 
llöheren Anteil aus dem Aufkommen des Kraftv·erkehrs im Straßenverkehr zu 

. investieren. Der Grundsatz "Safety 'first" wäre sonst schwer schuldhaft verletzt. 
/,:' Für eine gründliche deutsche Straßensanierung veranschlagt das Verkehrsmini.:< 

sterrum der Bundesrepublik dwa 8 bis ,10 Milliarden DM, davon etwa 3,5 
Milliarden DM innerhalb ,einer Dringlichkeitsstufe 1. Die bei Annahme eines 
10" Jahresplanes nötigen 350 Millionen DM pro Jahr werden nicht zugeteUt; 
die Zuteilungen reichen nicht einmal zur dnwandfreien Erhaltung der vorhande" 
nen Straßensubstanz aus (S 'e e b 0 h m a. a. 0.). Mit solcher, die behördliche 
Straßensorgfalt weit unterspannenden V,erkehrspolitik ist dne ausreichende oder 
gar maximale Unfallsenkung auf der deutschen Straße begrifflich unmöglich. 
Das hohe Ausmaß der materiellen Unfallschäden ist hierbei zu berücksichtigen. 
Allein das Land Rheinland"Pfalz gibt für das Jahr 1950 (über 60000 Unfälle, 
40000Verletzte, 2000 Tote) dwa 43 Millionen DM an direktem Schaden an, oder 
unter Einschluß des verLorenen Sozialproduktes etwa 110 Millionen DM.3) Die 
öftere Bezifferung des jährlichen deutschen Gesamtschadens zwischen 300 und 
400 Millionen DM wäre hiernach eher zu niedrig; in jedem Falle ist die zusätz,:: 
--2-) -Se'eb"'ohm, Das Straßenbauprogramrn des Jal11~s 1952, ADAC-Motorwdt 1D52, lIeft Nr. 2. 

3) llrandt, Probleme d{)r VcrkehrsulIfallvcrhütulIg, SoiLe 4G, Dortmulld 1951. 
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liehe Investierung von 350 Millionen DM jährlich angesichts der mögÜchcn 
Schadensreduzierung 'eine finanz'" und verkehrspolitisch rentable Maßnahme.: ,", '" 
Die jahrzehntelangen, und auch derz,eitigen vermeidbaren Unterlassungen' 'dSf..!· 
deutschen Verkehrspolitik auf dem Gebiet der Straße sollen nachfolgend' in". 
Form von 20 ineinandergreifenden Maßnahmengruppen kurz zus~mmengestcllt ',' 
werden. Dabei wird jeweils ein Vergleich mit den Methoden der Eisenbahn;~·. 
angesichts der von dieser erreichten rdativen Unfallfreiheit, angezeigt sein. Denn ,~:, 
wenn ,auch die Betriebsbedingungen von Straße und Bahn sehr verschieden sind-.. 
(u. a.arheitet die letztere auf eigenem Gelände, mit eigenen Fahrzeugen und' 
eigenem P,ersonal), so sind dice Schwierigkeiten bei der Straße eher g r ö ß e r c als ~,,; 
jene bei der Bahn, und in den 6 Sektoren: Straßennetz, Sicherung, Faluzeug;,:' 
Verkehrsteilnehmer, Straßengesdzgebung, V,erkehrsüberwachung wären folglicli{: 
analog größere Sicherheitsrnaßnahmen notwendig. Das Gegenteil ist jedoch';' 
- wie unten dargelegt in einem oft kaum vorstellbaren Maße - der FalL Dic,":~ 
hohe Unfalldichte der deutschen Straße liegt insoweit nicht an deren Eigenart:·· 
im Unterschied zurScMene sondern an der Unterlassung des zur maxiInalcn, 
Unfallsenkung ,erforderlich~n Sorgfaltsmaßes der straßenverantwortlichen Be~c;:;';" 
hörde. ':~~: 

I. Str,aßennetz. .:: : 
Dem V,erk'ehrsminister der BundesrepublU<: wird beigepflichtet werden köm;cn;',{, 
wenn er a. a. O. 'erklärt, es sei "der Zeitpunkt gekommen, wo das Bundesstraßen",:,:, 
netz dem immer stärker werdenden V,erkehr einfach nicht mehr gewachsen ist'.'.:· ", 
Es handelt sich v,ornehmlich um folgende Mängel: . 

,:"'." 

1. unzur,eichende Straßenbreiten (V'erstopfungen, Engpässe, Mangel an r:lIß;' 
gänger'" und Radfahrwegen), 

2. fehlende Ortsumfahrten (auch im Zuge überlasteter F'ernstraßen), 
3. ungenügend gesichede Bahnkreuzungen, 
4. technisch falscher Straßenbau (u. a. Welligkeit, Rutschgefahr, Kurvenfehler:;' 

Frostempfindlichkeit, Baumeinfassungen, Sichtstörungen), 
5. Parkplatzmangel. , !: 
Diese ,Fehler sind technisch bekannt, aber es fehlt verkehrspolitisch an der Beto", " 
nung ihrer Vermeidbarkeit wie statistisch an der Ermittlung ihrer Unfallkausali",; 
tät. Zweifellos ,enthalten .obige Punkte 1-3 größere Finanzausgaben, die nicht, ' 
5>0 sehr durch die' normale Jahresaufwendung, als durch die jahrzehntelange ,~' 

" S ta u u n g der Unterlassungen kritisch geworden sind. Trotzdem sind sie, \\'ic:'.~ 
üben dargelegt nicht unlösbar. Die Punkte 4-5 sind dagegen mehr Fragen dcr{; 
rechtzeitigen pianung und OrganisaUon. So müssen ebene und rutschfeste Straße'Il.:>·' 
mitrichtig überhöhten Kurven (vgl. z. B. die ausländischen Vorbilder) nicht grund;':., ~' 
sätzlich mehr kosten als Fehlbauten ; auf technisch einwandfreie Lösung war ab'er',[<',' 
ang,eskhts der unzureichenden Straßenbreiten umso meh~ zu achten. Das Park\Y.~:~/ 
platzvolumen wurde jahrzehntelang vernachlässigt, da man hier wie überall miLc:'\" 
den bevorstehenden Fahrz'eugzahlen nicht genügend rechnete. Derzeit ist u:a:~;;c ' 
die ungenügende Parkplatzgewinnung beim Wiederaufbau zerstörter Orte'::u' , 
erwähnen. c' , 

Man half sich statt ausreichender Maßnahmen mit der schon oben erwähnte~;,\:, 
"Flickarbeit" und damit, daß man dem Verkehrsteilnehmer dn zunehmendt.in';,\,~~>:.' I 

erfüllbares Sorgfaltsmaß auferlegte. Zu rügen sind in dieser Hinsicht u. a. §§ 1 ~~':>. ' 
und 9, Abs. 2 der Straßenv,erkehrsordnung über allgemeine Verhaltensart und i> , .. ,...,-

• t·· , 
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'Fahrgeschwindigkeit, ferner § 13 über Yorfahrtr,egeln. T,enoi: dieser §§ ist es, vom 
Verkehrsteilnehmer unter zunehmend verschärfter Strafhandhabung eine UnfalL< 
freiheit a:uf dem v,erkehrsunsicheren Straßensystem kurzerhand - und unabhängig 
davon, inwieweit dies m ö gl ich ist - zu ve r1 an g 'e n. 
Auf diese Wdse werden Unfallursache und ",Schuld rein '0 p t i s c h vom "unsicht", 
baren" Verkehrsp.artner (Behörde) <luf den "sichtbaren" verlagert; daß bei der 
vermeintlich ca: 55 %igen Ursachenquote des Kr,aftfahrers durch falsches V'Or .. 
fahren, Ueberholen und Einbiegen in Wirklichkeit 'ein ,erheblicher Teil beim 
Kr,aftfahrer ab"" und bei den behördlichen Unfallursachen zuzusetz'en ist, wurde 
eingangs schon angedeutet. Denn die statistisch ausgewiesenen Straßenmängel 
von ca. 6,7 % beziehen sich nur auf einen T,eil der Mängel unter ,Nr. 4, ein 
anderer T,eil sowie dice Hauptmängel unter Nr. 1 und 2 bleiben gänzlich außer", 
acht, d. h. sie werden kurzerhand dem Kraftfahrer zugeschrieben. Dies verfälscht, 
die statistisch sichtbare Unfallkausalität, denn es ist nicht Fdüer des ,Kraft .. 
fahrers, wenn ,er trotz guten Willens und voller Fahranstrengung mit dem quanfL. 
tativ und qualitativ mangelhaften Straßennetz nicht·mehr fertigzuwerden vermag. 
Bei ihm zumutbar·er Sorgfaltsleistung, v,or allem bei gllCich noher Sorgfalts:: 
leistung von Behörde und Verkehrsteilnehmer, ist die ,erster,e innerhalb der ca. 
55 % igen Ursachenquote zu integrieren. 
Würde - um di:esen Vergleich zu ~iehen - die Eis,enbahn Schi:enen und Ober" 
bau ,ebenso Ausweichgeleise u. ä. ebenso jahrzehntelang in Unordnung geraten 
lass~n wie.'es beim St~aßennetz trotz mancher anzuerkennenden Verbesserungen 
geschah, S'O wäre auch hier'ein Hochschnellen der relativ geringen Unfa~lhäufi~" 
keit unvermeidlich. Die UnfalLdichte der deutschen Straße entbehrt ll~sowelt 
jeder Mystik; verwunderlich kann eher erscheinen, daß sie z. B. bei Hindurch ... 
führung intensiven Fernverkdll's, darunter übergroßer Lastzüge, durch über 
1000 verkelll'sgefährliche Städte und Ortschaften nicht noch weit höher ist, was 
fUreine relativ hochgespannte V,erkehrsvernunft der Beteiligten sprechen muß. 

II. Sicherungs einrichtungen. 
Das Sicherungswesen der deutschen Straßen ist, von den Autobahnen auch hier 
abgesehen, ähnlich unzureichend wie der Straßenzustand seIher: 

6. verworrene Beschilderung, 
7. ungenügende Signalisierung, 
8. mangelhafte Beleuchtung, , , 
9. fehlende Strich führungen, Inseln, Geländer. 

Auch diese Fehler sind technisch bekannt werden aber statistisch nicht erfaßt 
oder in ihrer Unfallkausalität gewiirdigt; Finanzpl'lobleme stellen sie bei r,echt~ 
zeitiger Planung umso weniger dar, als mit einem geringeren Finanzaufwand ein 
weit größer,er Sicherungs effekt erreicht werden konnte. 
Die Unsicherheit liegt hierbei vm allem darin, daß durch ein Uehermaß von meist 
nicht <einwandfrei angeordneten V,erbots" und W arnz,eichen die Aufmerksamkeit 
des Fahrz,cuglenkers von der - lOhnehin unsicheren, ständig neue Gefahrmomente 
bringenden - Straße ab ge l,e:n k t wird. Die Sorgfaltsleistung des Fahrers 
wird' gespalten, das V,erkehrsrisiko ,erhöht. Statt sich dem sekündlich variablen 
Straßenbild v'Üll widmen zu können, muß er nach ,etwaigen Zdchen fortges'etzt 
"suchen" . 
Sicherheitsmäßig abträglich ist zunächst die Ueberzahl der Schildermoclelle; unter 
Einschluß der noch nicht allgemeineingefülll'ten 36 UNO"Schilder dürften etwa 
60-70 Varianten bestehen, die sich 6 verschiedener geometrischer P,ormcn, fast 
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Sohilde ungen SOW. ng in R.ek! sonders im 0 ~ annrdnung bi< ZU 3 m Ueh!<l 
Mimik >wesen "h/e d .. ungen .. ames'hilder od sverkehr an Haus eoken) , femel 
Für de':. ;Ii. jenen:~ OPtisch ofFnde Abhebu: sonstige Skhthindern

isse 

od" 
Wenn er f~ r"uglenk' unbedingtmehr dem GesT hom 

Hintergrund. Ein soleh" 
zu stellen ur die stän/r könnte d~n Sichtbarkeit' i<pu~kt einos gut gelung"'" unerläßli,h~rmö'hte :r "S~,he" ~e Wa,"wirku.-u

nd 
S,eh"heit zU en~preeh~· 

Mehrzahl ' die EI'n', Ine weitg h nach Schild g nur dann eine absolute sejJ1, z w" Zieh e end V ern ein 6 ' C" ~.I! 
woeklos' are zu pr .. ung vieler e. ,",straffu en. Senn zur Ver'uJl":-

R.ut"hpila d. nO_I:fen. So er,,~~helder, in m ng der Be"hUderung ers

ehewt 

ohne W. ster, Sicht Kurven emen z. B K amhen Kategorien sog" ,br" 
Iogisoh "!eres erken:eerrungen zu sehen sind oenschilder verkehrst"h

niseh 

Wenn ih am Wirksa ar,e Gefah S'Ügenannte T' dagegen wären Kurvenfehler. 

D 

r,e Zahl msten rmom " >0 esf 11 " ' h t ie S. besoh.. wären ente weit b • en und andere· n

1

' 
und ag;:aLmLtgen rankt bleibt wahrs,heinli,h 'Eso

r 
zu kennzei,hn

en
. PSyeh~ 

Fahrzeu
o 
~lgrün~Sign zlsur K'ennz " h nklichter mit Baken, z;UlJ1a 

bhn ist a zu forder ~t ~rk;nnb oft unzw" er<:. Gelahrpunkte, ·d. h. A""'"' B k g enk a eh 'b ClC nu a 'en sind er nicht el en sind ng besond 

D" nä'ht~~stellen, ~~~". Anbn::r aulgestellt. ~bt;'t und ·Iür den orts~ed 
man sioti • e Beleuoh eme Sta gung an den e ung vom Hintergrund "" 
;on "Katz~1 den Krafti"hg d" scl!uiisierung h~"hiedensten Stellen zur f,bt' 
Oweit ma Daugen" od a rzeugsoh. er ist ebe 'er wie überall erlord"Uch. . 

:ed

er 

übe~, besondere 'L. Leuehtan~:,,:wherfer al~ ~i~~ verk'ehrsunsicher, Insoh~e~ 
eIst Prim't' noch unt lchtquell rlC en an d S queUe vIerläßt ist das Fe le 

um d' I IV ers h en ,en h 'ld ' d t1~ W 'e bebn und nkht' reiten. D~nordnet, dürr e I ~m zu beaOS",n e

n 

... " 
G arn"hild nten StaU unbedin lC Konstrul . ten d,ese eine gewiSSe 5"'·t 
e. radmesser er gehän t aternen au:' verkehrssieh,tion der bi<herigen j.a11lpen.~ d

n
" stark b der Be:r bwerden u ~er.Landwi t er~ überwiegend I=d

e

l

t 

eS .,! 
der Fahrda elasteten!~ sunskhe h. deren E rksr aft, die zudem häufig .or J~ S~"h Stue:;:,"brei!e b auptslraß: ·eet diene cl ennbarkeit beeinträchtigen. "I ~~ikehdbe:~gelöscl::"pru'hend~ e~ner ;erk"!r

V "f.~ss'7 kürzlich (1,95

2

) 5~::' 
sow e. s <lnes ,d,e vone ~rfand. Eb perrstelle sge .urrhehen, etwas u[,e' d· A.ns~lt bereits acis dner R II erlass" V enso u",ur;·or: Vler derartigen L,,"pe

n 

J" 
1'0 rahlun en Ver 0 lllopsd or kurzem ( " end ist die ßeleuch

tung 

IV:"" und g der Signaj':h einer ose (I) selbs 1952) angelunden
e Beleueh""'~ la~~t~ !ng:;:~nem Lk~~'he ",,,:7gmis'hen il:~rtigten Lichtsehinn

es 

s'd

Ut 

r. 
M. Wtr"'haftbrarbeit. d LSt ebenfuut wird. Die Vesserung dar, als eine "'", 
d.'t dieser s .etriebe' . er techn0 s verkeh .~endung von weiße"'" 
lle mit R Shorgfaitsl . s VOr hund LSehe Stand rsgefahrlieh. U eber

aU 
fehlt ,'!'~ 

assungsOr"d t präziseLStung de ert Jahren entspri,ht etwa der fmptril< e",e 

und and nun h' 'en Anf r straße ' stelle erer C~ lUskhtr ordernn nverantworIl" . n>" Selbst ZUne V . ., i:.k!erisi;t Oberlr
h

, die §§ 50 iChen Behörde vergl"eh

e 

1" 
E. gefertigt g <loh de 'a der F ae e, Stärk' .~53 der Steaßenverkeht" b< f~ weit_ S':' Leuoh,.'n Sorgfa!ts:ßzeUgbel:~~~htwi'kung, ReI,h

weite

, f';.. 
rung 'uf d,oherheits aus Ko

ns
' es, daß Kr f f'g stellen. Und ",an;t .,11 

ene Fahrd
LUangel 

ist. ervendosenk··
a 

t ahrzeuge sieh eben

b 

r 
atnm (in ~ Ortsve k h orpern beleuchten wo

UteJl 
. 1.1 

weißer r e r h" f str
1Cl

' Farbe d au ig das Fehlen dn,er eil 
>0 er "Nägeln"), ferner je

pes ~ 

I 

I 
I 

11 

I! 

~ ____ VO'~h\lig":'''~''II~O~~!i'''.~t'''''''''''«~ __ ~ 149 

und F' eUen ,ind G r. . - -c­b

i

' pußgängerst.. e .ndem zur besseren Tarnung sieh schneidender F.urr"ugi. 

''''' Cltes, stand dS~'herheitswesen der E~enbahn ist lehrreieh. Ein vorbUdUeb e at 1 ~ome, 
er da 1 .a leLe zu ' .. G,ti.

ndig 

beb
ar 

LStertes Signalwe",n warnt den Lokomotivlührer auf der thm 
mot "nomente ~nten, überdies abgesperrten Strecke, .uf der die "kündlioh

en 

An,'vf~hr<r mit km Fahrbild des Kraftfahrzeugs fehlen. Ttotzdem gelten Lok", 
fab pruehen (si I. echt als höehstqualifizierte Fa,hleute und unterliegen sehsrfsten 

rzetlglenkerse 1~ duntet IV). Die unerfüllbare UebcrboansPruebung des Kraft-

In. F wir deutlich, 

friih etn die k e ren en Kraftfahrzeuge ist zur Zeit weniger ZU beanstanden, 
B ~~~ . 

ezüglich. ge. 
l\achd der vlerk h d stil" "en M.än 0ldtruktive Arbeit der Kraftfahrzeug.> und Zubehörindustrie die 
Pu 'gt hat un:t

e 
~ Straßenlage, Beleuchtung, BrelDsweg

e 
u,w· größtenteils he-

nkte sind an emer weiteren Verbesserung intensiv gearbeitet wird· ofkne 

v.amehmlich: . i~. unverhältnismäßig große Lastwagen ""d Lastzüge, 
!)" 12. unzu,,~ehende Fahrtrichtungsanzeiger, . 
s "se Män i ungenugende technis,he uebe!waeb

ung 
der Fahrzeuge. 

;'h:nang.t: sind olt unfallkausal, ohne in der Unf.lls
tatlstik 

mit wahrer Ur, 

ü~P~eh ist. "" erscheinen. Sie sind keilte Kapitalfeag

e

. bek:SiehUieh~ns~esondere, daß auf dem .unzurei,heodcn, durch schmale und UD>' 
Zl ,nnten ß traßen creke_eichneten deutschen Straßennetz Lastwagen der 

1In. V groen D' t:> 1< 1" ,ls 11 ' U d erkeh ,mensionen zwnal solche mit 2 ~n "ngern, j.- • gerne", n r Z" l ' 1< 1" k t "t 

L

.. 'erst n 1 ~ge .55en wurden Das Verbot des 2. ~n "ngers onun . spa 
QSU ac 1 11" 0 f ' '1 d üb ng st II za "etehen voraussehb.' gewesenen p ern; "ne aus,Cle,cn e ve:kgroße~ L:s nioht da': Viele der .uf neuerlichen Ausstellungen gezelgt<:n sehr.~hrsSieher twage...,d .. Onmihustyp<U können .ul dcuts,h~ s~~ßen ~~lD 

s ankun e lahren, werden aber ebenf.lls ohue die ""re
rst 

nobgen EU>' 
:st

eme

?) g n (Verbot gew~ser Str.ßen?) oder Auflagen (besondere W­
dl::"here ,'M. den Verkehr geJ;tssen. Ein Sonderrall sind höchstgr.dp v,rk~hr" 
d Straße' . ammuttransporte" z B solche von·28 ""LanghOlz, fur d .. uber 
"aß eine nve:kchrsordnun

g 
hi;"~gehend sondererlaubn~se "teUt werden, ohne 

D~ttfindet genugende Sondersicherung in den sich Modderenden Straßenkurven 

lud bauchlich '\7 ' d F_t.~""l·chtungsänderung 
ni e enfall en vorrkhtungen zur AnzeIgUn

g 
er ,""" .... 

UI:

ht 

siehtb s meist verkehrsunsleher Winker sind je nach perspektive haung 
le ' 

s' gebr" 

g lUkliehts ar; ihre Beleu,htung wird tagsüber oft unwtrksam. Di, modern')' o~rhlo"eJsteme sind sicherer, können inWlge ZU .tierer Auordnu,:g "" "i
g 

.u , 
. \} er die K en V'erkehr .ber nicht inuner erkannt werden. DI< .

I1

oh

erver 

egong, 
,;ß die ombm.tion mit stark leU,htenden Pendelwinkern w·re ZU versu,h

en

. 
"e

oo 
Fah;:k

n 
de~ Horstellerltrm

en 
",cist ,,",pwhlene Kr.ftbhrzeugrj,visiB' p~ 

d. g" Bele m n><ht behördiieh überWacht wurde, war wegen zu ge

o 

er . ren>S· 
A teser L" kuchtungsfehler ,b f 11 ' ft unlallk<tusa1; die geplante s,hbeßung 
<>.eh uc ,e usw, e en aSO U f"ll 
f.k nlieh gesrhieht au,h hld erst nach zah!reiclt

en 
na en. . 

, ano

n 

sr:;d~. -yie die behördli,h verursachten l'\iingel der Kraltf>hrzeugquah' 

lejenigen anderler Fahrzellgarten: ., 
13, ungenügende Fahrradbeleuchtung, 
14, oft unsichtbal'le Fuhrwerksbe1euchtung, 



150 H. Kuhn 
--------------._-----

Trotz der technisch hekannten Auswege z. B. in Form nicht flackernder Fahr; 
radlampen und ven "Katzenaugen" an den Pedalen ferner einer aus allen Blick~: 
winkeln unbedingt sichtbaren Fuhrwerksbeleuchtu~g unterbleiben di,e notwendi" :. 
genRegelungen....·'· 
Mit d~eser serglesen Handhabung vergleiche man wiederum das exakte Vorgehen 
d~ EIsenbahn nicht nur hinsichtlich der konstruktiven Ansprüche an die Falw 
::~uge, sondern auch ihrer laufenden Revision nach z·eitlich und inhaltlich genatt 
emgehaltenenPlänen. / . (; 

IV. V,erkehrsteilnehmer. 
A,ehnlich wie Straße, Sicherung und Fahrzeug, wurde vor allem auch der Faktor 
"Mensch" im Straßenverkehr vernachlässigt: . 

15. unzureichende Schulung aUer Verkehrsteilnehmer, 
16. Lücken der Führerscheinerteilung ... 

Die hier behördlich zu vertretenden Mängel verschwinden in der Unfallstatistik 
gänzlich; trotzdem sind sie wahrscheinlich von größerer Unfallauswirkung als' 
alle übrigen Mängel zusammengenommen. Denn auf das menschliche Verhal,,'\ 
t'~n kommt es besonders dann an, wenn das materiell~ Verkehrssystem (Straße,:., 
SIcherung, Fahrzeug) f,ehlerhaft ist. . 
Die zur Verkehrsschulung nötigen Maßnahmen sind im großen und ganzen' be" .. 
kannt und wurden 'Oft ,erörtert. Vor allem handelt 'es sich um Aufklärung durch 
Presse (auch illustrierte), Rundfunk, Film, Vorträge, Kurse, Ausstellungen; SchUf 
lungstage, sonstige Aktionen dieser Art; bei der Jugend hätte methodischer '. 
Schulunterricht in solcher W,eise hinzuzutreten, daß der junge Mensch z. B. .' .••. 
im 10. Lebensjahr ähnlich verkehrstüchtig ist, wie ,er bis dahin lesen und schreiben" 
lernte. Dies alles wurde weitgehend vernachlässigt; weder genügende Breiten" 
nech Tiefenwirkung wurden erzielt. . . 
Ueberdie~ ging man bei den wenigen getreffenen Maßnahmen 'Oft v,on einem •. 
psychologisch falschen Ausgangspunkt aus: daß der I schl,ech t,e Wille der . 
VIerkehrsteilnehmer zu unt'erstellen sei. So schreibt die, sich in .anerk·ennens'tvertc"r .. ~ .. 
W,eise auch mit V,erk,ehrsschulung befass,ende "Verkehrswacht" die Unfalldichte -
"n~cht dem Verkehr", sondern "dem Leichtsinn, dem Unvermögen, der Dumm":' 
hett, dem Desinteresse der Verkehrsteilnehmer" zu. 4) Diese Veraussetzung ist -
diskriminierend und steht dem gewollten pädagogischen Effekt entgegen; außcr~ .. 
dem ist sie objektiv unrichtig. Deber ,95 % der Menschen, hier der Verkehrsd.' 

, teilnehmer sind als vernünftig anzusprechen; daß sie die körperlichen und teils 
auch materiellen Unfallfolgen selber zu tragen haben, Wird diesen Prozentsatz. .. 
erhöhen. A'U~zugehen ist deshalb zunächst vom gute n Willen der Beteiligten; 
das Volumen des modemen Straßenv,erkehrs ist über sie "hereingebrochen";·", 
und sie wissen oft nicht; wie sie sich zu verhalten haben. Verkehrsfehler sind \:' 
i~~owe~t zunächst immer Schulungsfehler,' und obenzitierte negative Kritik, 
h~tte SIch eher gege~ diejenige verkehl·svera.ntwertliche Behörde zu richten, die" 
mcht n~~ ?as matenelle System (Straße, SIcherung, Fahrzeug) jahrzehntelang>_ 
v,ernachlasslgte, sondern auch den Menschen ungenügend geschult ließ und die ' 
~umme .~ieser vermeidba~en und deshalb schuldhaften Unterlassungen mittels, 
uberscharfter Gesetz.esbestunmungen gegen den Verkehrsteilnehmer auszulöschen' 
gedenkt . 

'4) Verkehrswacht, Der Tod roitet durch di.e Stadt, München 1951. 
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'Ein Sonderproblem ist die, ·ebenfalls verkehrsunsicher gehandhabte Fahr,erlaub" 
nis für Kraftfahrzeuge. Die gesundheitliche Prüfung des Anwärters findet in 
der Weise statt, daß der ä u ß ,e r c Befund des Prüflings, so das Fd11en von 
'Amputationen, durch polizeilichen Augenschein f,estgestellt und hierbei nach 
ctw.aigen ~,~iden gef~agt wird .. Mit der V.erneinung durch den Prüfling ist dieser 
gesundheühch als 'emwandfrel befunden. ö) Auf diese Weis,e erhalten und be" 
halten z. B. Epileptiker, Arteriosklerotik,er, Hirngeschädigte, chronische Alke" 
holiker, schwer Sicht" und Gehörbeschränkte die Fahrerlaubnis. G) Stattdessen 
erscheint eine amtsärztliche Untersuchung vorteilhafter, nicht als Formalität 

. sondern z. B. auch mit Hilfe neu zu entwickelnder Eignungs.-Prüfgeräte (Tes~ 
verfahren). Fahrtüchtige Beschädigte wie Einäugige, Teilamputierte u. a. wären 
hierbei nicht grundsätzlich abzulehnen. Die Ueberprüfung der Führerscheine 
z. B. in 3" Jahresabständen -oder nach Unfällen - als medizinische, nicht jedoch 
diskriminier,ende Maßnahme - erscheint erwägenswert; der lebenslange Führer" 
schein ist weder die Norm aller Auslandsstaaten, noch ,entspricht er der bewährten 
Praxis anderer V.erkehrszweige (z. B. Luft" und Eisenbahnverkehr). 
Der ungenügende Gesundheitszustand der deutschen Bevölkerung als Folg,e des 
2. \X'dtkrieges ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen. Kreislaufstö~ 
rungen, Neuresen, Depressionen, aber auch bloß·e Ueberlastungen können die 
Fahrtüchtigkeit selbst des sorgfältigsten Fahrers mindern, besonders wenn dieser 
ohne Schuld entweder seinen gesamten . Befund, oder aber dessen Schwankungen 
(,.gute" und "schlechte" Tage, um nicht zu sagen: Minuten) nicht richtig eiTIf 
schätzt. Nach Ermittlungen.des V,erkehrspsychologischen Institutes in Karlsruhe, 
die in Zusammenarbeit mit der dertigen V,erkehrspolizei stattfanden, s-ollen sich 
70 -75 % der untersuchten Kraftfahrtunfälle in den jahren 1950-1952 aus nicht 
schuldhaft he dingten Aufmerksamkeits" und Reaktionsausfällenergehen 7); trotz" 
dem erfolgt meist Bestrafung. 
Zusammenfassend zur menschlichen Verkehrsqualifikation ist festzustellen, daß 
schon der g ,e s und:e Mensch der Ueherheanspruchung durch das verkehrsunsichere 
System (Straße, Sicherung, Fahrz,eug) nicht immer einwandfrei genügen kann; 
er müßte dnen ,,6. Sinn" haben, um alle Gefahrquellen rechtzdtig zu ahnen. 
Der behördliche Versuch, dieses "Ahnen" mit Hilfe oft nicht einhaltbarer ViQt·" 
schriften wie -ohen zitierter §§ der Straßenverkehrs-ordrrung zu ,erz w in gen, 
ist auch dann psychologisch f.ehlgehend, wenn er bei einer sonstschlechtwilligen 
Minerität von "Verkehrssündern" AbschreckungseHekt hat. Umso weniger kann 
der nie h t v-oll gesunde, sich dessen aber nicht genügend hewußte Mensch, dem 
statt dnes ,,6. Sinnes" in Wirklichkeit 'Oft der 5. Sinn, das rechtzeitige "Sehen" 
der Unfallgefahr abgehen kann, auf diese Weise verkehrstüchtig gemacht werden. 
Nicht Gesetz.esüberschärfung, s:ondern Durchführung der in dieser Abhandlung 
unter Nr. 1-16 geforderten Verbess,erungen des Straßen" und Sicherungssystems 
sowie der Fahrzeug" und personellen Qualifikation sind zu f.ordern,um die Straße 
l,eich ter handhab bar zu machen. 
Der V,ergleich mit der Eisenbahn ist hier besonders aufschlußreich. Abgesehen 
von s:einer gründlichen Berufsausbildung wird der L:okomotivführer in Deutsch'" 
land mittels langjährig 'entwickelte~ T cstapparatu1'len auf KonzentraUonsfähigkeit, 
Reaktionsz'eit und "Ar~, Sch1'leckfestigkeit u. a. geprüft; solche Prüfung scheidet 
Unfallträger weitgehend aus. Dies alles, :obschon der Lokomotivführ·er nicht 

6) AUgcmo~n typischer V,erlaul d:wn Verfasser hck,3!nntcr Fäl:tß (1952). 
G S t e 0 n s, Krankheit und V crk·chrssidlCrhci-t. Deutscho Medi7Jin. Wochcl\~chrirt 1!)52, S. 343. 
7) von Fabel', UnfaUanläJSISo und ncußS Tcstv,ßrfahron, Vcrsrcherungswirtschaft 1952, S.180. 
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durch sekündlich w h I d G ~~-------_.-------------.-._--_ ... --... -.--, 
Wenn d' S ec se n ee a rmomente wie auf der Straße überlastet ist 
verglei h~n k teses

d
. orgfaltsmaß der Bahn mit der Handhabung im Straßenverkeh; 

c , ann essen Unfallhäufigkeit kaum verwundern. 

V. Straßeng~Sletzgeb'Ung. 
In den für die heid V k h .. den straßen. h I' enere. rspartner, Behorde und Verkehrsteilnehmer, gelten", 
de Str ß drcc l~ hlche~ Bestnnmungen spiegelt sich das verkehrsunsichere Bild 

r a eeut lC wIeder: 

17. Behörde. . . . . kein besonderes Gesetz, 
Verkehrsteilnehmer a) Str.aßenverkehrsordnung, 

b) Straßenverkehrszulassungsordnung, 
c) Kraftfahrzeugverkehrsgesetz, 
d) Pflichtversicherungsgesetz. 

Dem F,ehlen jeglichen "Straßensicherungsgesetz,es" zur zentr,alen Verpflichtuno­
d~r straßen~erantwortlichen Behörde stehen, von unwichtigeren abgesehen, obig~ 
Vl,er SpezIalgesetze und ",V,erordnungen gegenüber, die in etwa 180 §§ das 
V,erhalten des V,erkehrsteilnehmers, ebenso seine und des Kraftfahrzeuges Zu", 
lassux:~ zum Kraftverkehr sowie die Pflichtversicherung genau festlegen und 
~,erstoße u~ter ~tra~e stellen. Strafverfolgung tritt beim Unfall auto ma t is c h 
em. Daß 111cht nur Jedes besondere Gesetz, sondern vor allem diese Automatik 
der Strafverfolgu~g gegenüber der verkehrsgestaltenden Behörde fehlt, ist der 
le.!zt~ U:grun~ fur deren verkehrstechnische Unterlassungen und die Unfall", 
ha'UfIgk~It .. DIes umso mehr, als die Behörde, abgesehen von ihrer praktischen 
StraffreIheIt, auch von den körperlichen und materiellen Folgen der von ihr 
verursachten Straßenunfälle freibleibt. Die Einführung dieser Automatik würde 
e~en~o r:volutio~ier~nde Verbesserungen im Straßenverkehr nach sich ziehen, 
WIe Ihr Fehlen dIe Jahrzehntelangen Unterlassungen wenn nicht hervorrief so 
doch lermöglichte. ' 
Daß andere verkehrsfortschrittlicher,e Länder wie die USA auch ohne 'solche 
Automatik die Unfälle senken konnten, steht der hochdringlichen Reorganisation 
des .:deu.tschen Straßenrechts nicht 'entgegen. Denn in diesen Ländern ist die 
b:eh?.rdhche Mentalität eine andere; die Gegenüberstellung der Slogans "Safety 
frrst . und "Das Publikum muß ,erzogen werden" veranschaulicht dies. Wie 
schon ohen angedeutet, handelt es sich im ersteren Falle um die g,e m ein s a In e 
Ansprechung bei de r Verkehrspartner, Behörde unCl Publikum, im letzteren 
um den Kampf des 'einen gegen den anderen. 
I?,er Ver?leich mit der deutschen Eisenbahnges~tzgebung zeigt, daß dort bei Un", 
fall~n mtt Pers?nen.schäden außer dem Personal (Lokomotivführer usw.) auto", 
matIsch auch dIe EIsenbahnverwaltung als Angeklagter zu erscheinen hat und 
so zu den nötigen Sicherheitsmaßnahmen angehalten wird. Wenn die Unfall", 
dic~te der Str~ße ähnlich wirksam herabges,etzt werden soll wie jene der Schiene, 
so 1St - worm namhafte deutsche Verkehrsfachleute dem Verfasser zustimmen 
- ein zentrales "Straßensicherungsgesetz" völlig unerläßlich und in dessen 
Rahmen: die automatische Strafv,erfolgung behördlicher Unterla~sungen. Bis zur 
Schaffung solcher neuen Gesetzgebung aber sollten die v.orhandenen veralteten 
R,echtsformen sinngemäßer, insbesondere unter Integri:erung der Behörde in Un" 
fallschuld und Strafverfolgung, angewendet werden, da die entstandene Ver" 
zerrung der R,echtspl'echung auf dem Verkehrsgebiet nicht der ratio legis des 
früheren Gesetzgebers entsprochen haben kann. 
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VI. Verkehrsüherw,achung. 
In der praktischen Kontrolle des Straßenverkehrs durch hewegliche und nicht 
bewegliche Ueberwachung setzt sich die grundsätzliche Lücke des Straßemechts 
fort: 
18. überspannte Maßnahmen auch gegen Kleinstv·erstöße der V,erkehrsteilnehmer 
19. praktisch keine Maßnahmen gegen Größtverstöße der Behörde, , 
20. FehLen von fachlich qualifizierten Verkehrsgerichten. 

Die unzweckmäßigen Maßnahmen unter Nr. 18 betreffen nicht nur tatsächliche 
Unfälle, sondern Bagatellv'Ürgänge 'Ohne Verkehrsgefahr, z. B. Parkdifferenzen 
von 0,30-0,70 m. Ein großer Stab von Beamten und Fahrzeugen unterzieht 
sich der Straßenverkehrsüberwachung in solcher W,eise, daß die T.agespresse v'Ün 
einem "Anzeigen"Soll" 'Oder ,einer "Anz-eigenjagd" der V,erkehrspolizei zu spre", 
chen beginnt; tatsächlich ist dieser Tatbestand 'Oft gegeben, zumal wenn bei 
Kleinstanlässen nach fester FormellObjektiv unrichtig ,eine "Gefährdung des 
Verkehrs" behauptet wird. Jegliche analogen Maßnahmen gegen die weit größe" 
ren U nterlassung,en verkehrsgestaltender Amtsstellen f.e h l,en; dies selbst dann, 
wenn schwere Unfälle bewirkt wurden. Nicht nur dIe lückenhafte Gesetzgebung, 
sondern .auch die fehlgerichtete Unfallstatistik (siehe 'eingangs) decken diesen 
circulus vitiosus, dessen Abstellung nicht nur verk~hrstechnisch. sondern im Inter", 
esse des schwer erschütterten Rechtsgedankens zu fordern ist. 
Unter Nr. 20 handelt es sich darum, daß die derzeitigen Gerichte auch bei er" 
heblichen Bemühungen zur 'Objektiven Ahndung von StraßenunfäHen meist nicht 
imstande sind, da sie der notwendigen verkehrstechnischen Sachkenntnis er", 
mangeln. Die Heranziehung technisch,er Sachverständiger könnte die Lücke nur 
schließen, wenn sie ständig geschähe. Zweckmäßiger wäre desweg,en die Ein", 
richtung besonderer V,erkehrsgerichte; Richter und Staatsanwälte slÜllten nicht 
unter 100000 km Kr,aftfahrpraxis haben. Die bisherige Summe der unv,ermeid" 
lichen F,ehlurteile, ferner Verfahrens", und Ermess,ensfehler wie Situationsbeurtei", 
lung 'Ohne Ortstermin, 'Ohne Zeugnisausschöpfung, lOhne Sachv1erständigengut .. 
achten, unter Ablehnung von vorgelegten Photographien, weil man auf diesen 
krumme Linizn (Kurv'en) auch gerade photograpMer,en könne, ja statt dieser 
BeweismWc:l: die Situationsbeurteilung ,einer Straßenkurve nach den von einer 
schuldigen 'Behörde exkulpierend vorgelegten Katasterkarten (1), würden ver", 
mieden bleiben. 8) Eine Ermit tlung, statt einer Verschlei,erung der Un" 
fallursachen wäre die Folge. 
Zu I bis VI ,ergibt sich somit zusammenfassend, daß das gesamte Gebäude des 
deutschen Straßenv,erkehrs in seinen technischen, finanzi,eUen, organisatorischen, 
rechtlichen, statistischen, und vor allem: psychologischen Grundlagen weitgehend 
geändert werden muß, wenn eine wirksame Unfallsenkung erfolgen soll. Teil", 
lösungen sind zumal dann wertlos, wenn sie die Hauptursache des 20-30",jährigen 
Fehllaufes, die mangelnde behördliche Integrierung in Unfallursache und ",Schuld, 
mehr ver d ecke n als auf d,e c k 'e n . Von einzelnen Maßnahmen ist keine 
Wunderwirkung zu erhoffen; es handelt sich vielmehr um den Generalplan 
aller in dieser Abhandlung aufgezählten 20 Maßnahmengruppen, von denen 
im PrInzip keine einzige fehlen darf, wenn das mögliche U n fa 11 0 p tim u m 
erreicht werden soll. 

8) NeuerHehe, dem Vcrra,~ser bckannlg~word(}llo Fälle (1951). 
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Rechtsfragen beim Betrieb von Hubschraubern, 
insbesondere der Flugplatzzwang 

beim Hubschrauberflug 1) 

Von Dr. Alfr·ed Weg,erdt, Bonn 

1. 

.:~. >.-
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß Hubschrauber (H'elikopter) Geräte sind, die 
für. dne Bewegung im Luftraum bestimmt sind. Sie sind Luftfahrzeuge im . 
Sinne des internat10nalen und nationalen Rechts und sind als solche im Anhang 7' 
des Abkommens über die internationaLe Zivilluftfahrt vün Chicago vom 7. 12.44 
(N.ationalität und Eintragungszeichen der Luftfahrzeuge) definiert. Sie gehören 
zu den Luftfahrzeugen schwerer als Luft und sind denkbar als Land", Wasser" 
und Amphibienhubschrauber . 
Die Bewegung der Luftfahrzeuge in der Luft bringt Gefahren für die über" 
fLogene Bevölkerung mit sich, gegen die' sie geschützt werden muß. Infülge 
ihrer Bewegung im Luftraum vermögen LuftEahrz,euge unkontrolliertin fr·emde 
Hoheitsgebiete einzudringen. International und national ist der Grundsatz VDn 
der vüllständigen und ausschließlichen Staatsgewalt im Luftraum über dem Staa~ 
gebiet ,entwickelt worden. Denn der Luftraum, die Luftsäule ist kein eigenes 
Gebiet wi'e das hohe Meer, sondern 'ein Teil des unter ihm liegenden StaatS",. 
gebiets, so daß ·es ,eine Lufthoheit nur über einem Staatsgebiet, aber nicht über , 
dem hohen Meer gibt. Es ist ein Grundsatz des Luftrechts, daß ein Luftfahrzeug··: 
iin Luftraum nur verkehren darf, wenn seine Lufttüchtigkeit nachgewiesen, wenn ' 
es eingetragen und mit den vorgeschriebenen Kennzeichen versehen ist. Es ist 
weiterhin festgelegt, daß. es zur Führung eines Luftfahrzeugs einer besonderen 
Genehmigung bedarf, die an besondere Voraussetzungen geknüpft ist usw. Da 
der Hubschrauber kein Gerät, sondern 'ein Luftfahrz,eug besonderer Art ist, gelten 

1) Im April 1950 und 1951 haben .i~' Mailalld zwei inlernal.ionalü Kongresse üLer .. lie Hegclung. -.' 
des Flugs der lIubs.chrauber (Helikopter) stattgefunden. Auf, dem. zweiten ,lieser Kongresse ist 
vom Verfasser ein Hderat über die He,chtslage der IIubsc1u'aubcr Im öHenl!.iehcn und privaten 
Hecht ,in franzilsi~chcr Sprache erstattet worden. (HcYl1e Franc;'aise do Dl'Oit Aerien 1952 S. 11 ff). 
Der hier abgedruckte Artikel bringt in deutscher SP.rache .den wesentlichen Inhalt ,Ies l\Iailändcr ;, ,. 
Heforats. Der Mailändm' Kongreß hat cmpfohlon, Sich bel der negelung des IIubschraubernug, ": 
nach folgenden Gedankengängen zu richte~: ..' . 
1. Abflug und Landung . sollen normalerwOlse auf offenthchen und privaten Flugplätzen für HuL- .. 
schrauber (Ileliports) stattfinden. 
2. Die Err,üchtung und der ßetrieb öHCJ1Jtlicher und privater Heliports soll unter den denkbai' . ..' 
leLchtesten ßcdingungon genehmigt wDrden. . . 
3. SeIhst außerhalh von öffentlidlen und pnivaten IIcIiports soll unter ßerücksichtigung des· Schulzes . 
der Eigentümer von Grundstückcn ein freieres Landungsrecht genehmigt werden könmm. . 
4. ßezüglich des internationalDn Hechts sind kDine besonderen Maßnahmcn erforderlich, vielmehr 
genügt es" d:;(l geltenden Bestimmungen anzuwenden, unheschatlet der Prüfung der Zweclunäßig!,cit, 
(~illll~eitlicho V(~rschriflen in de~l 'ein2lCIll'e~l nationaI.cn GesC'lzßdlUnqen cinzufü~lren. . _ . c 

Vgl. alj·ch: I~l()s:e, Der HelIkopter, elll neues luftrechthehes l}roLlem? 1Il der FestschrIft für 
Kar! Haff, Inns·brwc.k 1950. Treihel, Der Entwicklungsstand des Verkehrs-Hubschranbers 
und &eine MöglichkDiten in der Zukunft, in dieser Zeitschrift 1951 S. 152H. sowie Zc~ts'chri Et 
für ·Luftrecht,S. 61. -
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f~r s~ine .. Z.~lassung zum Verkehr in der Luft dice gleichen Voraussetzungen wie 
fur· dle ubngen Luftfahrzeuge. Das schließt nicht 'aus, sondern bedingt sogar, 
daß die Vorschriften für seine technische Prü~ung und die an die Führer :von 
Hubschraubern zu stellenden Anforderungen andere sind als für sonstige Luft~ 
f~~rzeuge, weil diese yorschriften jeder Art von Luftfahrz·eugen ang,epaßt sein 
mussen. Nur unter diesen Voraussetzungen ist die Benutzung des. Luftra:umes 
durch Luftfahrzeuge dem Allgemeingebrauch zugänglich g,emacht worden. 
Wie die übrigen Luftfahrzeuge befindet sich auch der Hubschrauber auf dem 
Boden, bevor ·er sich in die Luft erhebt. Auf den Boden muß er auch .wieder 
zurückkehren. Er bedarf daher wie jedes andere Luftfahrzeug eines Geländes, 
vo~ dem er~b.f1iegt,auf dem ·er landet. Das Chicagoer Abkommen über die inter" 
nationale Zlvllluftfahrt vom 7.12.44 (ICAO) 2) .enthält ebensowenig wie das 
Pariser Abkommen vom 13. 10. 1919 (CINA) eine Bestimmung darüber; daß 

- Abflug und Landung vün Luftfahrzeugen nur auf Flugplätz.en stattfinden dürfen. 
Die Anordnung hierüber ist der innerstaatlichen Gesetzgebung überlassen (Art. 
10 der ICAO, Art. 15 der CINA). Sicherheitspolizeiliche, fremdenpolizeiliche 
und zollfiskalische 11).teressen, aber auch Interessen der' Verkehrskontrolle und 
,die Natur .4es Luftverkehrs selbst, die für Abflug und Landung vorbereitetes; 
Gelände aus Gründen der eigenen Sicherheit verlangt, haben dazu geführt, daß 
die innerstaatliche Gesetzgebung im Normalfall Abflug und Landung von Luft", 
fahrzeugen nur auf behördlich genehmigtem Gelände (Flugplätzen) gestattet. 
Hierbei ist ·es rechtlich unerheblich, ob ein Flugplatz von sämtlichen Arten von 
Luftfahrzeugen benutzt werden darf z. B. ein Flughafen des allgemeinen Ver" 
kehrs; oder nur für bestimmte Zwecke, z. B. nur für gewerbliche Zwecke oder 
für den T.ouristenverkehr, 'Oder für private Zwecke z. B. als Fabrikflugplatz, 
Privatlandeplatz usw. Für die Benutzung dieser Flugplätz.e gilt für den Hub" 
schrauber das gleiche wie für die übrigen Luftfahrzeuge. Dient ein Flugplatz dem 
Allgemeingebrauch, so kann auch der Hubschrauber dort abfliegen und landen. 
Dient ein Flugplatz Sonderzwecken, so darf es auch der Hubschrauber nur dann, 
wenn sein Betrieb unter diese Sonderzwecke fällt. \ 

, Von dem vorstehend geschilderten Flugplaizzwang kann nach der geltenden 
Rechtslage auch der Hubschrauber nur beim Vorliegen ein'es Notstandes abwev 
ehen, d. h. wenn 'ereine Notlandung vornehmen muß, weil er eine gegenwärtige 
Gefahr anders nicht abwenden kann. In diesem Falle kann auch der Hubschrau .. 
bel' wie ,alle anderen Luftfahrzeuge überall landen. Der Grundeigentümer ist nicht 
befugt, ihn daran zu hindern. 

11. 
Die bisherigen Erörterungen haben sich: darauf beschränkt, zu zeigen, daß ein 
Hubschrauber den internationalen und innerstaatlichen Vorschriften des Luft< 
rechts unterworfen ist, die auchfiir die, übrigen Luftfahrzeuge gelten. Die Frage 
ist aber, üb die besonderen' Eigenschaften des Hubschraubers, seine Fähigkeit, 
nahezu vertikal sich vom Boden zu erheben und auf Um zurückzukehren,bei 
Windstille in der Luft auf der gleichen Stelle zu verharren, sich vor und rück" 
wärts zu bewegen, mit geringer Eigengeschwindigkeit im Luftraum zu verkehren 
und die mit diesen Eigenschaften verbundenen mannigfaltigen Verwendungs" 

2) V gl. Bilirma nn, EingJ.i.ederung Deutsd~lands in vVeltluftvcrkohr und Weltluftrecht, in \ 
oi1.cs.er Z0~tschrift 1952 S. 43 ffj Weglord t, Di() internationale Hegclung des Luftverkehrs, in 
dii,eser Ze,itschrift 1950 S. 193. 
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zwecke Abweichungen vom geltenden Luftrecht rechtfertigen. Die Frage ist also, 
ob 'es als berechtigt anzusehen ist, daß der Hubschrauber vom Flughafenz;wang 
befreit wird und daß für ihn außer dem Prinzip der Freiheit des Luftvelrkeihrs. 
auch dem Prinzip des freien Landungsrechts und damit einem neuen Aufb'au", 
prinzip der Bodenorganisation im Luftrecht Geltung verschafft wird. 
Wohl das einzige Land, dessen Gesetzgebung ein freies Landungsrecht, wenn. 
auch in begrenztem Umfange, schon einmal gekannt hat, ist Deutschland, das 
in seinem Luftverkehrsgesetz vom 1. 8. 1922 allen Luftfahrzeugen das Recht ein" 
räumte, außerhalb geschlossener Ortschaften auf nicht eingefriedeten Grund" 
stücken oder .auf Wasserflächen zu landen. Es ist vielleicht weniger interessant, 
aus welchen Gründen dieses freie Landungsrechteingeführt worden war, als daß 
es mehr als 10 Jahre nach dem Wegfall dies.::r Gründe gedauert hat, ehe man es 
aufgehoben hat. Wurde die Aufhebung auch von den Kreisen der Luftfahrt, ins" 
hesonder'e des Luftsports bedauert, so wurde. darin doch nicht eine wesentHche 
Beeinträchtigung ,erblickt, da einer allzuweiten Ausübung dieses Landungsrechts 
durch das W,esen der Luftfahrt Grenzen gesetzt sind. Der Führer eines Motov 
flugzeuges v,ermeidet aus Sicherheitsgründen von seIhst Landungen auf unbe" 
kanntem Gelände. Je mehr die Größe und Geschwindigkeit der Flugzeuge zu" 
nahm, um so weniger Wert wurde auf das freie Landungsrecht gelegt. Die Auf" 
hebung erfolgte, obwohl es bereits Autogiros und Leichtflugzeuge mit geringster 
Landegeschwindigkeit, Segelflug" und Ballonsport, also Luftfahrzeuge gab, die 
alle 'an einem freien Landungsr,echt interessiert sind. 
Es steht außer Frage, daß der Grundsatz der Freiheit des Luftverkehrs sehr stark 
seine praktische' Anwendbarkeit verliert, wenn die Luftfahrzeuge nur auf die 
Benutzung von Flugplätzen angewiesen sind. Es sind aber bisher, abgesehen vüll, 
den erwähnten staatspolitischen Gründen, insbesondere den sicherheits" :md 
fremdenpolizeilichen sowie zollfiskalischen Interessen, weitgehend tatsächliche, 
in der Person des Luftfahrers und der Eigenschaft des Luftfahrzeugs gelegenen 
Gründe die veranlaßt haben, die Luftfahrzeuge für Abflug und Landung auf 
vorbereitetes, behördlich genehmigtes Gelände zu verweisen. 
Es ist durchaus nicht absurd, im Hubschrauber Entwicklungsmöglichkeiten zu 
sehen, die denen des Automobils entsprechen und nach eiTlem Verkehr von 
Haus zu Haus verlangen, wie es den Automobilen möglich ist. Privatleute werden 
sich seiner zu Reisezwecken, Handelsleute zur Beförderung ihrer W.aren, Spedi" 
!eure zur Beförderung des Frachtguts zu Flughäfen bedienen, die Postverwal" 
tungen werden den Hubschrauber zur Beförderung von Postgut und zu dessen 
Verteilung an andere p'ostämter, die Polizei" und Züllverwaltungen werden ihn zu 
ihren Kontrollaufgaben verwenden, Luftfahrtunternehmen werden sich des Hub" 
schraubers für ihren Zubringerdienst oder auch für einen planmäßigen Kurz,: 
streckenverkehr bedienen usw. Die Hubschrauber werden bei der Schädlings;: 
bekämpfung in der Land" und Forstwirtschaft, bei der Landesvermessung, im Sec;: 
notdienst, bei der Hilfeleistung an hochgelegenen oder sonst schwer zugänglichen 
Orten V,erwendung finden, kurz, die Verwendungsarten sind so mannigfaltig, daß 
es 'einer eingehenden Prüfung bedarf, ob und gegebenenfalls unter welchen Vor" 
aussetzungen es sich rechtfertigen läßt, den Hubschrauber mit Rücksicht darauf, 
daß er unter günstigen Bedingungen nahezu vertikal aufsteigen und landen kann 
und beim Vorliegen solcher günstigen Bedingungen weder einer ausgedehnten 
noch einer besonders vorber>Citeten An:: und Ablauffläche bedarf, vom Flughafen" 
zwang zu befreien. 

r" '-. 
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Der Hubschrauber wird zwar kaum jemals im Langstreckenflug und interkünti" 
nentalen Luftverkehr Verwendung finden, aber die Mauer, die durch den Grund" 
satz der v,ollständigen und ausschließlichen Staatsgewalt im Luftraum über dem 
Staatsgebiet an den Landesgrenzen eines jeden Staates ,errichtet ist, wird auch von 
ihm überflogen, da sie nur juristischer Natur ist. Solange die Züll" und Paß" 
grenzen nicht aufgehoben werden, die ja nicht nur dem gewerblichen, sondern 
auch jedem sonstigen Verkehr gezogen sind, ,erscheint es zwecklos, für den 
Ueberflug der Landesgrenz,en durch Hubschrauber dne andere R,egelung als für 
die übrigen Luftfahrzeuge zu verlangen. Die innerstaatlichen Gesetzgebungen 
schreiben wohl ausnahmslos die erste Landung ,eines fremden Luftfahrzeugs auf 
einem Flugplatz mit Zoll" und Paßabfertigung V>Or. Es wird nicht damit zu 
rechnen sein, daß irgend ein Land hierauf verzichtet. Se1bstv,erständlich verhindert 
auch diese Vorschrift nicht den Schmuggel mit Hilfe von Hubschraubern, das 
Absetzen von Personen, deren Einreise verboten ist, das Einschleppen von uner" 
wünschtem Propagandamaterial usw. Aber der den Luftfahrzeug,en und damit 
nen Hubschraubern vorgeschriebene Zwang zum Aufsuchen eines für die ZolJ" 
und Paßabfertigung eingerichteten und bekanntgegebenen Flugplatzes gibt den 
Züll" und Poliz·eibehörden die, wenn auch nur geringe Beruhigung, V,erstöße M~r" 
gegen strafrechtlich verfolgen zu können und dadurch Beachtung dieser Vorschnft 
einigermaßen sicherzustellen. Sollte der Verkehr mit Hubschraubern von Staat 
zu Staat dnen ähnlichen Umfang annehmen wi:e der Verkehr mit AutoqlobiLen, 
s~ würde sich luftr.echtlich nichts ändern. Eine solche Entwicklung würde nur 
dazu führen, daß Flugplätze, die nur für Landung und AbfIqg von Hub" 
schrauhern bestimmt sind, in größter Nähe der Landesgrenze, vielfach sogar in 
unmittelbarer Nähe von Zollstellen 'für den Straßenv,erkehr, soweit geeignetes 
Gelände dort vorhanden ist, angelegt werden, damit auf diesen Flugplätzen die 
vorgeschriebene 'erste Landung vorgenommen wird. Für den Abflug in das Aus" 
land gilt das gleiche. Muß der Hubschrauber nach dem Einflug in ein anderes 
Land eine Notlandung vornehmen ehe er dort den ersten Zollflughafen erreicht 
hat, so kann auch für ihn keine a~dere Regelung in Frage kommen als f~r die 
übrigen Luftfahrzeuge, desgleichen, wenn er bei einem Flug ins Ausland un ~n" 
land nach seiner Züll,: und Paßabfertigung zu einer Notlandung gezwungen 1St. 

IV. 

Wenn also im internationalen Verkehr keine Aussicht vorhanden sein dürfte, 
daß der Hubschrauber vom Flughafenzwang befreit wird, so ist die weitere Frage 
zu prüfen, wie es sich damit im innerstaatlichen V,erkehr verhält. 
Verhältnismäßig leicht ist die Frage zu beantworten, 'ob Hubschrauber a~f Straßen 
und Plätzen des öffentlichen Verkehrs das Recht zum freien Abfhegen und 
Landen eingeräumt werden könnte. Daß solche Abflüge und Landungen tech" 
nisch möglich wär,en steht außer Frage. Sie sind schon wiederholt vorgenommen 
worden, allerdings U:ur dann, wenn aus besonderen Gründen die polizeiliche .Er:: 
laubnis hierfür erteilt worden ist und alle Sicherheitsmaßnahmen getroffen smd, 
insbesondere der für die Landung und den Abflug des Hubschraubers in Aus" 
sicht 'genomlnene Platz für den erdgebundenen Verkehr gesperrt worden ist. 
Man nehme an, Touristen wollten mit Hubschraubern frei auf dem St. Petersplatz 
in Rom, auf dem Markusplatz in Venedig, auf der Place de la Concorde in Paris 
oder einem sonstigen geeigneten Platz in irgendeiner sünstigen Ortschaft landen, 
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--- .' 'lehen Forderung zu erkennen. Straßen und Plätze 
um die Unmöglichkeit elnd. so d m Verkehr mit den erdgebundenen Verkehrs< 
des öffentlichen Verkehrs lenenM:nsch und Tier. Eine gemeinsame Benutzung':;' 
mitteln und dem Verkehr vHon tbewem.tng sich im Luftraum vollzieht, ist aus 

V k h ' 'tt I deren aup b 1 D 11' ßt . 1 " mit er e rsml e n, S. h h·t ausgesch ossen. as sc 1 le 111C lt aus, daß 
Gründen der ,öffe~~lichen i-~ :t i\ jeden erdgebundenen Verkehr gesperrt und 
auf öffentlichen Platzen Ge~bfle u von Hubschraubern zur Verfügung gestellt 
für die Landung und ,~~n d u

g
ber nichts anderes als ein Flugplatz. Es könnte 

wird. Dieses Gelände w~;eH:b~hrauber bestimmt und damit de~ internationalen 
sogar als Zollflugplatz fu d' stbar gemacht werden. Es durfte aber wenig 
Verkehr mit Hubschr~ubdrß Thes Gelände als Flugplatz für den regelmäßigen 
Aussicht vorhanden selll, a so d n Behörden genehmigt wird. 
V k hr der Hubschrauber von e 

,er e ff ung daß die Einräumung eines freien Landungs< 
Für die hier v,ertretene Au ß ass cl Plätzen des öffentlichen Verk'ehrs für aus~ 
und Abflugl'echts auf .Stra me;h~~s keinen Unterschied, ob sich die Straßen und 
geschlossen gehalten wltd, d ufgelockcrten Ortschaften oder außerhalb der~ 
Plätze in geschlossenen '0 er a 
selben befinden. 

V. 
, d ß dem Hubschrauber innerhalb von Ortschaften 

Wäre es aber vertretbar, tte~ wird ,auf Gelände, das sich außerhalb der Straßen 
Landung und AbfluI'~ gedsta "ffentlichenVerkehrs befindet? 
und öffentlichen P atz'e ,es 0 

.. . . ohne weiteres möglich, daß besondere Flugplätze, die' 
1. Selbstverstandhch 1st bS f mt sind innerhalb von Ortschaften angelegt und 
nur ,für Hubschraubd es uf.r jede Art von gewerblichem 'Üder nicht gewerb", ' 
~etrleben werden ~?e ~:S~~d~rheit dieser Art von Flugplätzen ist nicht rech~' 
l~chem Verke~::. r 1 t d in daß infolge der Landungs" und Abflugseigenschaften 
hcher NbNh· b l~gd' ar Plätz,e im Gegensatz zu anderen Flugplätzen unmittet \- -
des Hu ~c rau ers ' leh ran oder in sie hineinverlegt werden können. Daß der, 
bar ~n dIe Ortschiften e Ortschaft der Anlegung solcher Flugplätze nicht im 
BegrIff dhr ge~c~ dsse~l~ghafen Berlin"Tempelhof, der sich sogar als Flughafen 
W'ege So te dt, zelg bel' tzbar für Flugzeuge aller Größen und Arten, im ge; 
erster' r l1ung,enu .' 1 
schlossenen Raum der Stadt Berhn befmc ä 

2 Ab h F lle Unter 1 würde ,es 'innerhalb v.on Ortschaften nicht an "'-, " . geseen vom ,a . I H b 1 b . ' .. 
Flächen fehlen, die für Landung und Abf ug von u sc 1t.lUern geeIgnet waren. 

S I h G 1.. d' . t 'n' ,der öffentlichen Hand vmhanden Cz. B. Parkanlagen, Renn,<, 
oe es e ane IS 1 d C B B 1" t ß H" f fl h plätz'~, Sportplätze) und in der PrivaGthan

fl 
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l
, gro.e -Oll e, ~c e , , 

Dächer). Ist schon das Betreten der ras. ac en mar an age~ 1m a gem<!men 
verboten dann 'erst recht die Landung mit Hubschraubern. Bel der Benutzung. 

Sp~rtpl"tz'en durch Hubschrauber müßte genau festg,estellt werden, zu 
:üJchen Stu;den die Ausübung von Sport weder stattfindet noch beabsichtigt ist. 
noch Ausbesserungsarbeiten vorgenommen werden. 

W,ollte man' jedem Hubschr,auber die freie Benu~zu.?g v-on Höf~~n, Bau~lät~~r:",." ... 
flachen Dächern zur Landung und zum Abflug emraumen, so mußten EmgnHc 
in das Eigentums;:: und Nutzungsrecht vorgenommen werden, die untragbar 
wären. Auch Automobile dürfen nicht außerhalb von Straßen und Plätz,en des 
öffentlichen V,erkehrs fahren, obwohl es technisch möglich und für 'den Fahrer,:: 
manchmal recht wünschenswert wäre. 

• I 

\ 
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. '. \Verm also nicht nur auf Straßen und Plätzen des öffentlichen V,erkehrs inner .. 
halb und außerh.alb von Ortschaften, sondern auch außerhalb dieser Straß,en und 
Plätze innerhalb von Ortschaften das fr 'e i e Landungs" und Abflugsr'echt für 
Hubschrauber abzulehnen ist, so schließt dies nicht aus, daß mit behördlicher 
Genehmigung und Zustimmung des 'Nutzungs berechtigten eines Grundstücks 
Landungen und Abflüge durch Hubschrauber auf diesem Grundstück vor;:: 
genommen werden. D~s gilt besonders für Dachlandungen, weil feststehen muß, 
daß die Dachkonstruktl:On der Belastung durch den Hubschrauber gewachsen ist. 
Handelt es sich um! Einzelflüge, so wird durch die behördliche I Genehmigung, 
die unter den der Behörde erforderlich erscheinenden Bedingung,en erteilt wird, 
den sicherheits" und luftpolizeilichen Anforderungen Genüge geleistet. Sollen 
Flüge mit Hubschraubern auf ,einem bestimmten Gelände allgemein stattfinden, 
dann handelt es sich um die Anlegung und den Betrieb eines Flugplatzes' für 
Hubschrauber. 

, 
\ ' 

3, Weshalb sollte ,es aber dem Privatmann, dem Arzt, dem Spediteur, dem _Taxi". 
unternehmer nicht gestattet sein, vün seinem eigenen 'Oder gemieteten Grundstück 
aus, wo ,er seinen Hubschrauber stehen hat, abzufliegen und. dorthin zurückzu" 
kehren? In diesen Fällen handelt es sich nicht um dn freies, sündern um ein 
privates Landungs" und Abflugsrecht, das allerdings gewissen Beschränkungen 
unterworfen werden muß. Wie auch die Errichtung jeder Garage für Kraftfahr" 
zeuge einer polizeilichen Genehmigung bedarf, S'O wird das Gelände, das für den 
Abflug und die Landung des ,eigenen Hubschraubers bestimmt sdn so!!, polizei" 
lich genehmigt werden müssen, nicht im Interesse des Halt-ers des Hubschraubers, 
sündern im Interess'e 'einer möglicherweise gefährdeten Nachbarschaft Cz. B. 
Krankenhaus) oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit Ci. B. Hoch" 
spanl1'ungsleitungen). Damit wird aber dieses Gelände zu einem Privatlandeplatz, 
wie er im Luftrecht auch für den Betrieb anderer Luftfahrzeuge vürgesehen ist. 
Nicht anders ist es zu beurteilen, wenn die Pülizei", Püst .. und Zollverwaltung,en 

, sich iur Ausübung ihres Dienstes des Hubschraubers bedienen wollen und Ab" 
flug und Landung innerhalb der Ortschaft erfolgen soll. Auch sie .bedürfen 
hierzu der Einrichtung dnes Flugplatzes, der nur ihren Zwecken dient. 

Für die Genehmigung solcher Privatlandeplätze wäre es von Wichti,gkeit, üb sie 
nur bei Tage 'Oder auch bei Nacht benutzt werden soUen. Im letzten Falle werden 
dic polizeilichen Bedenken sehr erheblich sein. Denn da sich s'Ülche Plätze in der 
Nähe bebauter Grundstücke befinden, müßten Orientierungsf'euer und Hindernis" 
befeuerung dem Hubschrauber den Weg weisen, damit er nicht Dritten auf der 
Erdc Schaden zufügt. 

VI. 

Au ß ,e r hai b V'Ü n 0 r t sc h a f t e n gibt ,es zweifellos Gelände in.Hülle ~nd 
Fülle, das für die Landung und den Abflug von Hubsfhraubern g~elgnet v.:are . 
. Aber soll es jedermann freistehen, mit seinem Hubsclirauber auf Jeder Wlese, 
auf jedem Fdde, auf jeder Waldblöße nach seinem Gutdünken zu landen und 
abzufliegen? Nur, weil es technisch möglich ist? Soll dies nur dem Privatmann, 

. dem T-ouristikflieger, gestattet sein, der den Hubschrauber zU s,einer Fürtbewegung 
benutzt 'Üder nur öffentlichen Dienststellen CP,olizei, Püst, Zoll) oder auch einem 
Gewerbetreibenden und einem Verk-ehrsu'nternehmen? Kann der Führer eines 
Hubschraubers ohne weiteres erkennen, -ob er auf gefährlichem Moorboden auf" 
setzt und dadurch sich und die von ihm beförderten Pers'Ünen gefährdet, ob er 

... !, 
I' 
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wertvolle Kulturen z,erstört, das Wild vertreibt? Wer garantiert den N t 
berechtigten dieser Grundstücke den Ersatz des Schadens, den sie durcl zu11s" 
Landungen, durch das Hinzulaufen von Menschen, durch scheu geworde 1 s~/ le 
erleiden? Wenn auch der objektive Schaden ersetzt werden kann ist dx:

es 
le 1 

b . b· kt· S h d .. 1· h . d 'VT h tt ' les auch elm su Je lven c a en mog lC ,wenn Jeman wac s tmsversuche mIt d. 
vielleicht Jahre in ·Anspruch nehmen? Und wie ist es in der Dunkelhe~c 1, le 
nicht ,erkennbar ist, ob an der Landungsstelle Ackergeräte oder Vieh : t bnn 

finden? Schon diese wenigen Beispiele müssen dazu führen, das freie La~d 1 e: 
und Abflugsl'echt für Hubschrauber auch außerhalb von Ortschaften abzulel

ngs
-

nicht dwa, weil die Landung für den Halter des Hubschraubers vielleicl ~nen, 
fährHch ist, sondern weil ,es untragbar 'erscheint, so schwer in das Eigentum~r ~e; 
der Grundbesitzer einzugreifen und weil ,es das Interesse der Staatssicherhe.t

e 
1_ 

fordert. Will jemand seine Wiese Hubschraubern allgemein zum Landen
1 e~ 

Abfliegen zur V,erfügung stellen, dann handelt es sich um die Anlegttng und ~~ 
Betrieb eines Flugplatzes für Hubschrauber, wozu es der beh.ördlichen Gencl e~ 
gung bedarf. Dies gilt auch dann, wenn z. B. eine Gaststätte ihren Besuchern ci·1

-

mit Hubschraubern eintreffen, Landung und Abflug gestatten will. ' le 

Zwei Ausnahmen wird man vielleicht machen können. Es müßte dem Eigentüm 
oder Nutzungsherechtigren eines Grundstückes außerhalb einer Ortschaft erlat b~ 
sein, als ~rivatflieger 'oder Spedit~r oder Taxiflie~er v~.n diesem Grundstiilek 
aus mit semem Hubschrauber abzufhegen und dorthm zuruckzukehren. Es mUßt 
ferner zulässig sein, daß ,er einem oder mehrer'cn bestimmten Haltern von H b~ 
schtaubern die Erlaubnis ertcilt, auf seinem Grundstück zu landen und dortwie~ ~ 
abzufliegen. Er übernimmt damit dem Halter des Hubschraubers gegenüber d' er 
er die Erlaubnis zum Landen erteilt, die Gewähr, daß das Landegelände ge~ig~n; 
ist, daß 'es frei von Hindernissen ist und daß er andererseits keine. Schadenersa~", 
ansprüche stellen wird. Freilich auch in diesen beiden Fällen wird der Staat va;" 
aussichtlich mindestens :eine Anzeigepflicht an die Poliz·eibehörde fordern. Sollt 
er sich damit nicht begnügen, sondern dne Genehmigung in Anspruch nehme C 

dann handelt es sich auch in diesen beiden Fällen um Flugplätze, und zwar u:~ 
Privatlandeplätze, auf welche die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen An" 
wendung finden. 

VII. 

1. Die vorstehenden Ueberlegungen haben dazu gefü1ut, den Anspruch auf 
fr ci ,e s Landungs", und Abflugsr'echt für Hubschrauber abzulehnen, sowohl 
auf Straßen und Plätzen des öffentlichen Verkehrs innerhalb und außerhalb von 
Ortschaften, als auch auf an und für sich geeigneten öffentlichen und privaten 
Plätzen und Dächern innerhalb und außerhalb von Ortschaften. Diese Ueber" 
legungen waren erforderlich, um zu zeigen, daß die Verwendung des Hub" 
schraubers keine umwälzenden A,enderungen der Luftfahrtgesetzgebung erforder" 
lich macht und daß auch Hubschrauber Landung und Abflug nur auf bestimmtem 
Gelände vornehmen dürfen. Wenn dieses Gelände als Heliport bezeichnet werden 
soll, so ändert dies nichts an der Tatsache, daß 'es sich um dnen Fltu;platz handelt 
der wie jeder andere Flugplatz der behördlichen Genehmigung bedarf. Denn a~ 
den staatspolitischen Gründen, insbesondere den sicherheits", und fremdenpolizci" 
lichen und zollfiskalischen Interessen, die für den sonstigen Luftverkehr zum 
Flughafenzwang geführt haben, .ändert sich nichts dadurch, daß der Hubschrauber 
andere Flug::: und Landeeigenschaften und damit vielseitigere Verwendungsmög::: 

" ,\ 

-'. 

.' .~ , .'. 
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lich.ke~t~n besitzt als andere Luftfahrz,euge. Wohl aber werden die sicherheits:> 
pohz,edlche~ An~ordel'u~gen, di: so~st bei der Anlegung von Flugplätzen gestellt 
~erde~, bel HeItports ml~de~ sem konnen. Dies sind in der Hauptsache poliz'ei::: 
l~che .Ermesse:l1sfrage~! dlC Je nach den Erfahrungen und der Entwicklung der 
Hubschr~uber verscharft ,oder gemildert werden können. Soweit Baubeschrän'" 
kun~en 10 ~er .Umgebu.ng von .Flugplätz'en obligatorisch sind, könnten sie hei 
Hehports Vielleicht ge~lldert werden. Soweit die Errichtung von Bauten in der 
Um?ebun.g von Flugplatze? nur genehmigungspflichtig lst, hat ,es die zuständige 
Behorde 10 der Hand, bel den Heliports von der Anwendung der sonstig,en 
strengen Anforderungen abzusehen. . ' 
Andererseits ist hei der Anlage von Hcliports auf flachen Dächern zu herück", 
sichtigen,. daß es Hubschrauber von erheblichem Gewicht gibt. Die Dach::: 
konstrukhon muß daher solchen Belastungen Rechnung tragen. . 
Die Abmessungen ,eines Heliports werden slowohl auf dem Boden als auch auf 
Dächern nicht zu gering sein dürfen, weil Raum für dne ganze Anzahl von Hub", 
schraubern vorhanden sein muß. . 
Für Landung und Abflug muß dne bestimmte Fläche freigehalten werden. Ixv 
folgedessen muß für Abst~llf1ächen und für Unt,erstellräume g,esorgt werden. 
Auf dne Regelung des V,erkehrs, d. h. auf eine V,erkehrsleitung, kann nicht ver'" 
zichtet werden. 
Inwieweit F'er~meld.eanlaf?en und gewisse 'Flugsicherungs,einrichtungen auf Hell::: 
ports lerforderlich smd, Tlchtet sich .nach der Art des auf ihnen stattfindenden 
Verkehrs. Von wesentlicher Bedeutung wird ,es sein, ,ob ,ein Heliport nur bei 
Tage und bei sichtigem WlCtter oder auch bei Dunkelheit benutzt werden soll. 
Da sich Heliports in größerer Nähe der Ortschaften als andere Fkugplätze und 
selbst innerhalb der Ortschaften befinden werden, wird Markierung, Befeuerung, 
Beleuchtung von Hindernissen trotz der besonderen Flugeigenschaften des Hub", 
schraubers von besonder,er Bedeutung sein da bei jedem Unfall bebautes und 
bewohntes Gelände betwHen werden wird. Dies gilt auch für Heliports, die 
nur Priv,atzwecken dienen. . 
Privatrechtlich haftet der Halter oder Unternehmer eines Heliports dem Benutzer, 
also dem auf ihm landenden IOder abfliegenden Halter eines Hubschraubers ins'< 
besondere dafür, daß die Lande'" und Abflugfläche frei von Hindernissen ist, 
daß Befeuerungs", und Beleuchtungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben 
~crden. Seine privatrecht1iche Haftung ist die gleiche wie diej,enige des Halters 
oder Unternehmers eines anderen Flugplatzes. 
2. Auf Grund vorstehender Ausführungen ist zu unterscheiden zwischen Hell::: 
ports des allgemeinen Verkehrs und Helipmts für Sonderzwecke. -
a) Jeder dem allgemeinen Luftv,erkehr unbeschränkt dienende Flughafen ist ZU" 

gleich ein Hdiport. Dem Hubschrauber stehen alle Einrichtungen des Flughafens 
zur Verfügung wie den anderen LuftEahrz,eugen. Dies schHeßt nicht aus, daß ihm 
nach der Flughafenhenutzungsordnung nur gewisse T'cile des Flughafens zur 
Benutzung zugewies,en werden, damit sich sdn V,erkehr und derjenige der anderen 
Luftfahrzeuge im Luftraum über dem Flughaf,en und auf dem Gelände des Flug" 
hafens nicht gegenseitig stören. Er kann von H'lIbschraubern jeder Art und für. 
gewerbliche oder nichtgew1erbliche (T1ouristik) Zwecke benutzt werden. Wegen 
der Benutzung durch Hubschrauher sind weder 'erschwerende noch 'erleichternde 
Vorschriften für die Anlegung und den Betrkb dieser Flughäfen erforderlich'. 
Ist dies-er FlughaEen ein Zollflughafen, so ist ,er auch gldchzeitig ein Hellport für 
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internationalen V,erkehr und zwar für Reis·e" und Sportverkehr und für gewerb~ 
lichen Verkehr. ' 

b) Der Heliport des allgemeinen V,erkehrs ist zugänglich für jeden Hubschrauber', 
und nur für Hubschrauber. Er kann von Hubschraubern jeder Art und für ge~ 
wlerbliche 'oder nichtgewerbliche (Touristik) Zwecke benutzt werden. Anlegung 
und Betrieb sind im großen und ganzen den gleichen Vorschriften unterworven 
wie die Flughäfen. Heliports des allgemeinen Verkehrs sind aus dem Ausland 
eintreffenden Hubschraubern nur zugänglich, w!!nn sich auf ihnen eine ZolL< 
abfertigungssteUe befindet. 
c) Heliports für Sonderzwecke dienen 'entweder nur dem Touristikv,erkehr odedr 
sind nur Privatlandeplätze. Auch Heliports der Polizei, 'Post und des Z-olls sin 
Heliports fürSonderzwecke. Ein Heliport, der nur alsZollstelle für Hubschrauber, 
etwa neben ,einer ZoI1stelle des 'erdgebundenen Verkehrs angelegt wird, wäre 
nicht ,ein Heliport der Zollv,erwaltung, sondern dn Heliport des allgemeinen Ver~ 
kehrs, der aher gleichzeitig als Heliport der Zollverwaltung dienen könnte. 
Zusammenfassend,ergeben sich folgende Schlußfolgerungen: , 

'r " 
I' 

1. Ein fr,eies Landung~ und Abflugsrecht für Hubschrauber ist nicht 'vertretbar, ',' i 
Wieder ,auf Straß.en und Plätzen des öffentlichen V,erkehrs noch auß.erhalb der;, , 
selben. " 
2. Dem Hubschrattber steht .CGS gleiche Notlanderecht auf allen Grundstücken 
und Wasserflächen wie jedem andern Luftfahrzeug zu. 
3. Jeder dem allgemeinen V,erkehr dienende Flughaf,en ist gleichzeitig ein Heliport. 
4. Hubschrauber jeder Art dürfen, abgesehen vom Fall unter 3., nur auf Bell;< 
ports frei landen und abfliegen, die als Heliports des allgemeinen Verkehrs zu;< 
gelassen sind. 
5. Aus dem Ausland kommende und in das Ausland fliegende Hubschrauber " 
dürfen, abgesehen vom Fall unter 3., nur auf Heliports des allgemeinen Ver.; 
kehrs landen und abfliegen; die für Z'Üllabfertigung bestimmt sind. , , 
6. Halter v~n Hubschraubern bedürfen für ihren Eigengebrauch der Genelun1' '~.\ 

, gung dnes Heliports für Privatzwecke, dnes Privatheliports, der nur von ihnen,'''''' 
selbst benutzt werden darf. 
7. Auf freiem Felde dürfen Hubschrauber nur mit behördlicher Genehmigung, 
und Zustinimung des Eigentümers 'Oder Nutzungsberechtigten landen und ab 
fliegen. ' 

8. Mit behördlicher Genehmi~'lmg darf ein Hubschrauber überall landen. Die-" 
Verantwortung hierfür übernimmt in }edem Einzelfall die genehmigende B.ehörde. 
9: Für Heliports gilt grundsätzlich das gleiche R:echt wie für Flugplätze, die der 
Landung und dem Abflug anderer Luftfahrz'euge dienen. Die aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit erlassenen polizeilichen V,orschriften bedürfen der .b.n~ 
passung an den Verkehr mit Hubschraubern im Sinne einer Milderung. Dies be:<, _; 
zieht sich besonders auf die Baubeschränkungen, die für die Umgebung von Flug.;· 

. häfen gelten. 

.. -~ : 

10. Privatrechtlieh gilt für HeUports ,das gleiche Recht wie für sonstige Flugplätze. , 

DeI' Schweizer Straßenverkehr· 
und die 

Maßnahmen zu seiner Sicherung 
Von Reg."Baumeister a.D. W. Nelsen 
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A:us dem Blickwinkel des durch Krieg und Währungsreform in· seinem Wirt.; 
schafts.; und Sozialgefüge lerschütterten Westdeutschland heraus wird uns heute 
besonders deutlich, in welcher beneidenswerten Situation sich im Vergleich dazu 
die Schweiz in den letzten Jahrz,ehnten bef.and. Sie ist eines der wenigen euro" 
päischen Länder, in denen sich nicht die wirtschaftliche Entwicklung kurzfristig 
wiederholt durch radikale Eingriffe aus dem außerökon'Omischen Bereich unter" 
brochen und alles Planen zunichte gemacht wurde. Das hat zur Folge, daß in der 
Schweiz <tuf verschiedenen Gebieten staatlichen und wirtschaftlichen Lehens Er" 
fahrungen gesammelt werden konnten, deren R·esultate wir für unseren Wieder" 
aufbau zunutze machen können. Auch auf dem Gebiete des Straßenverkehrs er" 
lebte die Schweiz eine kontinuierliche, wenn auch unerwartet rasche Entwicklung. 
Diese Tatsache läßt für uns in Westdeutschland die- Probleme des Schweizer 
Straßenverkehrs und die Methoden, mit denen man ihrer Herr zu werden ver" 
suchte besonders interessant erscheinen. Hinzu kommt n'Och, daß die Schwdz 
uns rä~mlich nah liegt, und viele deutsche Kraftfahrer die Schweiz besuchen und 
mit ihren Straßenverkehrsproblemen in Berührung k,ommen. 

I ' 

Im Zuge der in allen modernen Staaten seitli!twa 20 Jahl'en dauernd zunehmenden 
Motorisierung des V,erkehrs und seinem damit verbundenen Abwandern v'On den 
traditionellen Verkehrsträgern Schiene und WasserW·eg nahm auch in der Schweiz 
die Frequenz des Straßenverkehrs in -einem alle Erwartungen übersteigendem 
Ausmaße zu. Das Anwachsen des Motorverkehrs wird - um nur einige An" 
gaben aus der jüngsten Vergangenheit zu bringen - aus folgenden Zahlen 
deutlich: 

Motorfahrzeugbestand der Schweiz betrug 
1948: rd. 188000 Fahrzeuge, 
1951:. rd. 320000 Fahrzeuge, 

er hat sich also innerhalb von drei Jahren fast verdoppelt:Von den zugelassenen 
Motor"F ahrzeugen waren rd. 212000 Kraftwagen (80 Ojo P·ersonen", 20 % Last" 
wagen) und rd. 107000 Kraftfahrräder, auf die dwa 23000 Fahrräder mit Hilfs" 
motor ·entfielen. Während sich die M'Ütorfahrzeuge seit 1950 um rd. 20 % ver" 
mehrten nahmen die Fahrräder mit Hilfsmotor um die zwölffache Zahl ihres 
Bestand~s von 1950 zu. 'Diese Entwicklung wurde durch die erst kürz.lich er" 
reichte befriedigende Konstruktion des Kleinstm'Ütors für Fahrzeuge so auf" 
fallend beschleunigt. 
Zahlentafel auf Seite 164 stellt die geschildert~ ,Entwicklung dar. 
Die regionale Verteilung dieses Gesamtbestandes an M-o~orfahl'Z'eugen ist bedingt 
durch die diff,erenzierte soziale Bevölkerungsschichtung, den Siedlungscharakter 
und die beson~eren to~ographischen Verhältnisse der einzelnen Kantone. Die 
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Motorfahrzeugbestand in der Schweiz seit 1910 

tJbrige Motor- Motor- Motor-

Jahre Stich- Personen- Motor- wagen räder 1) fahrzeuge 
tage wagen wagen insgesamt im ganzen 

1910 31. 12. 2267 326 2602 4647 7249 

1920 30. 6. 8902 3331 12233 8179 2Q'112 

1930 30. 9. 60735 16371 77106 46421 123527 

1939 31. 9. 77 861 22991 100852 260-1t1 126896 

1945 30. 9. 18279 23785 42064 4148 46212 

1946 30. 6. 62972 29486 92458 28815 121273 

1947 30. 9. 82187 32879 115066 38293 153359 

1948 30. 9. 105954 33926 139880 48882 188762 

1949 30. 9. 123009 38512 161521 57713 219234 

1950 30. 9. 146998 41514 188512 75975 264487 
, 

212268 107103 319371 
1951 30. 9. 167581 44687 

1) Einschließlich Fahrräder mit Hilfsmotor 

günstigsten Voraussdzungen für dne Ausweitung der Motorisierung des Sh'aßell'" 
verkehrs war,en selbstverständlich in der Ebene gegeben. Daraus und aus den 
übrigen genannten Faktoren erklärt es sich, daß heute in den Großstädten Zürich, 
Basel Bern Genf und Lausanne über 33 % des gesamten Motorfahrzeugbestandes 
k<onz.~ntriert sind. 
Diese reinen Bestandszahlen geben noch nicht Aufschluß über den derzeitigen 
M <0 t 10 r i s i 'e run g s g r ,a cl der Schweiz, über den man s~~her~tein '! rteil bilden 
kann, wenn man sie zu Bevölkerungsdichte und Straßenlange m BeZlehung set:::t 
und mit in gleicher Weise gebildeten Verkehrsrelationen anderer Länder ver'" 
gleicht. 
In der Schweiz kommt im Durchschnitt auf jeden 15. Einwohner ein; Motoorfahr", 
zeug - in Deutschland auf jeden 21. - und auf 2,5 Einwoohner ein :Fahrrad. 
Ueber diesem Landesdurchschnitt liegen 

Zürich mit 1 Mootorfahrzeug auf 13 Einwohner 

Basel ,,1 " ,,11,6 
Genf ,,1 " ,,6,6 

" 
" 

Für europäische V,erhältnisse weist damit vor allem Genf einen außerordentlich 
hohen Motorisierungsgrad auf. Die für Genf ·errechnete Relation wird nur von 
den U.S.A. mit 3,8 Einwohnern auf ein Kraftfahrzeug überschritten. 
Bezieht man dagegen die Fahrzeugdichte statt auf die Einwohnerzahl auf die 
Länge des in 'einem Staate vorhandenen Straßennetz,es, so v'erscrueben sich die vor,,: 
stehenden V,erhältnisziffern nicht unwesentlich. In der Schweiz kommen auf 
ein km Straßenlänge 10,2 Kfz. (und 61 Fahrräder), in den U.S.A. dagegen nur 9,1. 

I • 1',.--, 

.\ 
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w:ähre?d aber in den U .S.A. der Kraftfahrzeug"Sättigungspunkt praktisch er~ 
re1cht 1st, rechnet man in der Schweiz - eine kontinuierliche wirtschaftliche 
EntwicHung voorausgesetzt - mit ,einer weiteren V,erdoppelung des heutigen 
Mootorfah.rz:ugbestandes. Daraus ergibt sich, daß künftig in der Schweiz und 
wah:s~hemhch auch in 'einigen anderen 'europäischen Ländern mit duer höheren. 
speZifischen Verkehrsdichte als in den U.S.A. zu rechnen ist. 

Da in d~r S~hweiz. noch keine umfangreiche 'eigene Kraftfahrz,eugindustrie vor" 
handen. 1st, smd mtt der weiteren Motorisierung ihres Straßenver~ehrs nicht un" 
beach~.I.lche Exportmöglichkeiten für die Kraftfahrz,eugindustrien anderer, teils 
e~rooF'a1s~her Staaten verbunden. Die folgende Darstellung auf Seite 166 gliedert 
d1e 111 dIe Schweiz eingeführten Automobile nach ihren HersteUerländern auf. 

Vün den seit 1'946 in die 'Schweiz eingeführten Kraftfahrzeugen stammen etwa ?/3 
aus den U.S.A., rd. 1/1 aus Grooßbritannien 1/5 aus Frankreich und etwa 1/6 aus 
Westdeutschland. Bemerkenswert und für .die westdeutsche Wirtschaft erfreulich 
i~t die gerade in den letzten Jahren erfolgte Umschichtung unter den Hersteller" 
landerI~. der voon der Schweiz imprortterten Kraftfahrz.eug.e. Während WIestdeutsch" 
land b1s 1948 als Herstellerland kaum dne Rolle spielte, ist es jetzt auf Küsten 
des Importes aus den U .S.A., Gl10ßbritannien und :Frankreich der wichtigste 
Kraftfahrzeugproduz·ent der Schweiz geworden. Im Rahmen der Umschichtung 
unter den Herstellerländern fällt weiter die Zunahme des Importes von Motor" 
rädern au~ Italien auf, die voon 7 % der gesamten Schweizer Einfuhr im Jahr: 19~6 
auf 49 % 1m Jahre 1'951 anstieg und beweist, daß sich auch in der {SchweiZ die 
in Italien hergestellten "Motorroller" wachsender Beliebtheit erfreuen. 

Die Auswirkungen der dauernd noch zunehmenden Motorisierung des Schweizer 
Straßenverkehrs auf den V,erlauf der U n fa 11 kur ve werden in der Schweiz 
seit 1933 systematisch ,t!rfaßt. Das Eidgenössische Statistische Amt v·eröffentlichtc 
die folgenden Zahlenangaben und versuchte, die Zusammenhäng,e zwischen Un" 
fall, Verkehrsfrequenz, Ursache und Z.eit zu verdeutlichen: 

Den Gesamtveriauf der Unfallkurve (V,erletzte und Getötete) seit 1933 zeigt die 
Abbildung auf Seite 167. ' , 

.-.; 

Das auffällige Absinken der Kurven in dem Zeitraum von 1940-45 ist auf die 
auch in der Schweiz während des Krieges wegen des herrschenden Brennstoff,,: 
mangels notwendig gewoordene Droosselung des Kraftv,erkehrs zurückzufiihren. 
Die Vorkriegsunfallz.ahlen sind .aber schon 1946 wteder erreicht und steig,en dann 
in den folgenden Jahren sprunghaft an. Die Kurv,e der Getöteten bleibt dabei 
- wie fast überall zu beobachten ist - in ihrem Ansteigen hinter der der Ver" 
letzten zurück. 1950 war in jeder 11. Stunde dn Toter durch ,einen Verkehrsunfall 
in der Schweiz zu beklagen, alle 27 Minuten wurde ein Verkehrsteilnehmer vier" 
letzt, und alle 16 Minuten ereignete sich dn V,erkehrsunfall. 

Das Anwachsen der absoluten Unfallziffern gerade in den letzten Jahren wird 
aus der folgenden U ebersicht (Seite 168) besonders deutlich, die die monatlichen 
Unfallz,ahlen der Jahre 1948-1950 ·enthält: 

Oie Zahl der Unfälle stieg an von rd. 1500 im Januar 1948 bis 1,d. 3000 imSep" 
tember 1950, nahm ,a1soO um 100 % zu. 

Noch stärker als die absoluten Unfallziffern stieg im Vergleich dazu die Zahl der 
bei diesen Unfällen verletzten P.ersonen, die in der folgenden Abbildung 
(Seite 1(9) monatlich aufgetragen sind . 
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Einfuhr-
1946 I 1947 länder 

--

Deutschland 148 111 

Frankreich 3350 6806 

Groß-
britanien 3781 8257 

Italien 158 1835 

U. S. A. 3857 9528 

Uebrigen 
Länder 139 469 

Gesamt 11433 27006 
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In die Schweiz eingeführte Motorkraftwagen 

von Januar 1946 bis September 1951 

Absolute Zahlen 
Prozentzahlen 

1948 
\ 

1949 I ' ~ , \ Jan,- Sept I zu-
1946\1947119481194.911950 I ~~~t.1 Zu-

-1900 19~1 
o sammen 

- ' 1951 fammen 
Stück 

2070 3784 9257 10864 26234 1 0 8 14. 29 38 17 
4540 6427 5817. 4389 31329 29 25 17 23 18 15 20 

5919 6283 6302 4.131 34. 673 33 31 22 23 20 15 23 
2711 2832 '3276 2713 13525 2 7 10 10 10 10 9 

11477 7941 6661 5799 45263 35 35 42 21 28 20 29 

313 689 4.62 579 265-1 1 2 1 2 2 2 2 
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27033 27956 31775 284.75 153678 100 100 100 100 100 100 
100 i 
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Gesamtzahl der monatlichen Verkehrsunfälle 
von 1948 bis 1950 
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Anzahl der durch Verkehrsunfälle monatlich V'erletzten 
von 1948 bis 1950 
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Die sich aus der Anzanl der Verletzten ergehende Kurv,e hat im Winter ihr 
Minimum, steigt im frühjahr an und ,erreicht im August, dem Reisemonat, ihren 
Höhepunkt mit etwa 300 % über dem Durchschnitt der Wintermonate. 
Setzt man die Unfallhäufigkeit zu der V,erkehrsfrequenz (Fahrzleugdichte) in 
Beziehung, so erweist sich, daß di:e U nfäUe trotz ihres erschr,eckenden An,. 
wachsens nicht in gleichem Umfange zunahmen wi~ die Fahrzeugdichte. Setzt 
man den ~ahrzeugbestand des Jahres 1938 gleich 100, so ist di:eser bis 1950 in 
der SchwelZauf 220 % (Motorwagen) bzw. 440 % (K~aftrlider) angestiegen. Die 
Verkehrsdichte wird ):loch wesentlich verstärkt durch die in diesen Zahlen nicht 
mit erfaßten in die Schweiz eingereisten ausländischen Fahrz,euge, die im Jahre 
1950 fast eine Million betrugen. Die auf den gleichen Zeitabschnitt bezogene Un,. 
fallkurve stieg auf 1600(0 der Ziffern des Jahres 1938 an und die der T,oten 

auf 125 0(0. 
Die folgende Darstellung auf Seite 171 zeigt die Anzahl der V,erletzten und Ge,. 
töteten bezogen auf 1000 bzw. 10000 Kraftfahrzeuge. . 
Auch -dieser Relation ist dn Absinken der spezifischen Unfallzahlen zu ent" 
nehmen. Bezogen auf 1 000 Kraftfahrz,euge sank nämlich die Zahl der Ver" 
letzten in der Schweiz in den letzten Jahren um etwa 30 % und die der Getöteten 
_ bezogen auf 10000 Kraftfahrzeuge - um rd. 60 %. Die in den letzten Jahren 
in verstärktem Ausmaße durchgeführten VerkehrssiGherungsmaßnahm

en
, der 

Ausbau der Straßen, die Verhesserung der Signalanlagen und nicht zuletzt die 
langjährige Verkehrserziehungsarbeit der Behörden und privaten Organisationen 
dürften zu diesen Erfolgen wesentUch beigetragen hahen. 
Eine Auf teilung der bei Verkehrsunfällen verletzten Fahrer undFußgän'~er nach 
Altersklassen zeigt die folgende Darstellung auf Seite 172. 
Kinder von 5-9 Jahren und Erwachsene von 60-69 Jahr,en haben danach unter 
den Fußgängern begreiflicherweise die höchsten Unfallziffern. Unt,er den Kraft,. 
fahrern ~ind die 30-39 jährigen am meisten gefährdet, an der Spitze stehen aber 

die 20-29 jährigen Radfahrer! 
Bei dner Untersuchung der Unfallursachen ist interessant, daß die bis 1949 mit 
Abstand an der SpitZle stehenden Unfälle durch, Nichtvortrittlass

en 
und unvor" 

sichtiges Einbiegen" im Jahre 1950 durch Unfälle 'in folge "zu schnellen Fahrens" 
abgelöst wurden. Wie die folgende Abbildung auf Seite 173 zeigt, haben im Ver" 
lauf der letzten vier Jahre unter den übrigen Unfallursach~n, unt~r dienen tec?" 
nische Mängel nur eine sehr geringe Rolle spielen, nur unwes,entliche Verschlc" 
bungen stattgefunden. Unter den Unfallursachen stehen "Unfälle infolge über" 
mäßigen Alkoholgen'llsses" ,erst all 9. Stelle, sind aber im Verlauf der letzten 
Jahre von 500 auf 1350 angestiegen. Ueber die Schwierigkeit'en der Erfassung 
der Alkoholdelikte ist man sich in der Schweiz völlig klar und, fürchtet, daß 
wenn man dieses Problem zu sehr in den Vordergrund der Unfallbekämpfung 
rückt, .die übrigen Unfallursachen, denen man teils mehr Bedeutung zumllt, leicht 
nicht mehr die gebührende Bedeutung erfahren. 
In der anschließenden Zahlentafel auf Seite 174 sind die im Jahre 1938 und die 
seit 1943 an Verkehrsunfällen beteiligten Verkehrsmittel zusammengestellt. 'Zum 
Vergleich wurden auch die Eisenbahnunfälle aufgeführt, deren Zahl in dem an,. 
geführten Zeit.'1bschnitt nicht wesentlich zugenommen hat. Im Gegensatz dazu 
hat sich die Anzahl der StraßenbahnunfäUe fast verdoppelt. Den größten ~n~tieg 
zeigt die Kurve der MotorradunfäUe, die sich im Vergleich zu 1938 fast ver,. 

dreifacht hat. 
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/"Anschließend zeigt noch, eine Abbildung auf Seite 177 die V,erteilung der Unfälle ,. 
auf die Tagesstunde im Jahre 1950. Die UnfaIIspibe liegt deutlich zwischen 
17 und 19 Uhr, während <eine kleinere Zunahme der Unfallziffern auch zwischen 
12 und 13 Uhr beobachtet werden kann. Aehnlich wie in der deutschen UnfalJ? 
sta~istik geht auch .1US den hier wiedergegebenen Zahlen ein Zusammenhang 
zWIschen UnfaIlhäufigk'eit und auftretenden Ermüdungserscheinungen am Ende 
der Arbeitszeit hervor. 

Teil II' 

Die Maßnahmen zur Sicherung des Sfraßenv,erkehrs. 
1. Das Straßennetz,. . 

unter besonderer Berücksichtigung des neuen Ausbauplanes. 
Wie in den meisten europäischen Ländern hat auch in der Schweiz der Ausbau 
des Straßennetz·es mit dem starken Anwachsen des Straßenv.er~ehrs nicht Schritt 
gehalten. Ein großzügiger und planv.oller Aushau, der die Voraussetzung für eine 
dauernde Bessenmg der Straßenverkehrsverhältnisse ist, kann nur nach Sicher" 
stellung der dazu ,erforderlichen finanziellen Mittel durchgeführt werden. Die 
materielLe Grundlage für den Ausbau des Schweizer Straßennetzes wurde gegeben 
durch den Beschluß der Eidgenössischen Räte vom 21. 12. 1950 über "Die Ver;: 
teilung der Hälfte des Reinertrages des Zolles auf Treibstoffe für motorisierte, 
Zwecke an die Kantone in den Jahren 1950-1954". 

Es ist interessant, daß gerade die ausgeprägt demokratische Regierung der Schweiz 
in der Einführung von zweckgebundenen Zöllen ein Mittel sieht, das veraltete 
Str.aßeimetz den Erfordernissen des modernen Verkehrsentspl'echend auszubauen. 
Es wäre zu üherIGgen, ob nicht ,auch in Deutschland durch einen ähnlichen Be;: 
sch~uß die für den Ausbau des durch die Kriegseinwirkungen so stark zerstörten 
Straßennetz·es notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt werden könnten. 
Im Jahre 1950 betrug die Hälfte des Aufkommens des für den Ausbau .des 
Straßennetz·es zur Verfügung gestellten Benzinzolles 47,5 Mill. sfr. 
V'Ün großer Wichtigkeit ist die Tatsache, ,daß der den Kantonen zur V,erfügung 
gestellte Anteil des Benzinzolles nicht nach einem bestimmten Schlüssel verteilt 

' Wird, sondern daß er zu 40 % an bestimmte vom Bund festgelegte Progranune 
gebunden ist. So ist gewährleistet, daß nicht die regionalen beschränkten Belange 
der Kantone die Aufstellung der Programme maßgebend beeinfluss,en, sondern 
daß sie ,auf das angestrebte Ziel der systematischen V.erbesserung des Schweizeri;: 
schen Hauptstraßennetzes ausgerichtet ist. 

Die verkehrspolitische Zielsetzung wie auch die Höhe der für den Straßenausbatt 
zur Verfügung gestellten Mittel führen dazu, die Bundeshilfe auf ein ganz be;: 
stimmtes Straßennetz zu beschränken. Auf Grund der Beurteilung der künftigen 
V.erk,ehrsbedürfnisse auf lange Sicht sollen in das auszubauende Hauptstraßennetz 
alle diejenigen Straßen aufgenommen werden, deren Ausbau oder Neubau für den 
Durchgangsverkehr von wesentlicher Bedeutung sind 'Oder solche Straßen, die 
der V'erbindung zwischen Städten dienen und schließlich die Zufahrtsstraßen 
zum Alpengebiet;die die Fernverk·ehrsstraßen an das Netz der Alpenstraßen an" schließen. 

Ueber die Dimensiönierung des Straßennetzes sagtder Bericht des eidgenössischen 
Oberbauinspektorates, daß als Haupfausbautypen die zwei", drei" und vier;: 
Spurigen Straßen vorgesehen sind. Hinzu kommen bei größerem Rad" und Fuß" 
gängerverkehr noch Rad;: und Fußwege. Es wird also eine weitmöglichste Ver" 
kehrstrennung angestrebt. ". 
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;'~a~h dem zit~erten Bericht.wird di~ K.a~azität der verschiedenen Straßen wie folgt 
. ,festgelegt: Eme 7 m br-el~~ zwelSpunge Bahn kann dnen V,erkehrsfluß von 

. ,,'-6~, Kfz./St. aufn~~~en, wahrend drei,.. 'Oder vierspurige Bahnen (9 bzw. 12 m 
'breit) .eine Kap.azltat von 900 Kfz./St. besitz,en. Diese Zahlen gelten für den 

' ;,Fall;daß besondere Radfahrwege vorhanden sind. Als Norm für den Bau Von 
o.'/~R.1dfahiwegen wird ein Radverkehr im Jahresmittel v,on 500 und mehr Rad .. 
'; "";fahrem pm Tag zu Grunde gelegt. 
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Anzahl 
der verletzten und getöteten Fahrer und Fußgänger nach Alte~sklassen 

1949 und 1950 

Fahrer von-

Auto- Motor- Fahr- anderen 
Fußgänger 

Altersklassen - mobilen rädern rädern Fahrzeugen 
in Jahren 

I ~~ 
I ,~ I ~ I !=l~ I 

!=l Cl) !=l Q) !=l Q) §.8 I=l Q) I=l Q) I=l Q) ~Q) 
=~ 0- :;:1- ~:o ~:o :;:I ..... 0- :;:1- 0-.... ;::::: ;> :0 .... ;::::: .... ;::::: .... ;::::: ;> :0 .... ;::::: ;> :0 
Q) c;oj c;oj ..... Cl) c:J ",,"äi Cl) c;oj c;oj ..... Q) c;oj c;oj- Q) c;oj ",,-

:>""" &::l~ ;>- &::l~ :>- &::l~ ;>- &::l~ :>- ~~ 
19'19 

0-4 - - - - 1 - 9 - 409 27 

5-9 - - - - 75 2 ' 48 2 729 26 

10·-14 - - - .- 416 10 27 - 176 '1 

Kinder ... - 1 -I -I -
1 492 1 12 1 84 1 2 11314 1 57 

15-19 21 1 76 2 1094 19 18 1 12'1 .) 

u 

20 -29 267 7 1057 34 1345 31 33 - 261 8 

30--39 380 7 734 25 824 22 B9 3 281 13 

40-49 332 10 410 13 1042 25 54 5 411 15 

50-59 187 4 193 12 694 37 B4 2 '172 27 

60-69 64 2 .46 1 4'15 31 24 6 494 37 

70-79 9 - 10 - 133 13 13 2 B60 46 

80 und mehr ... 2 - - - 3. -- B - 79 1B --
Erwachsene 1262 / 31 2526 1 87 5580 1 178 218 19 2482 1 162 

Alter unbekannt B/ -j B/ -I 111 - 2 / -/ - -
Gesamt .... 1265 1 BI 2259 I 87 16083 I 190 1 B04 21 I B 796 219 

1950 

0-4 - - - - - - 4 - 460 BO 

5-9 - - - - 86 - 39 2 870 30 
10-14 

, - - - 487 1<1 110 ,1 192 - 1 

Kinder; . , -I - 1 -I -I 57B 1 14 / 73 / 3 11522 1 GI 

15-19 32 1 113 4 1259 18 16 1 125 ') u 

20-29 373 13 1453 45 1480 31 39 2 31B Ci 

30-39 428 12 871 35 1070 28 36 - 28G 7 
40-49 365 17 565 31 1101 41 48 4 ,138 12 

50-59 187 2 217 10 843 51 39 4 504 27 
" 60-69 6B 3 75 . 7 461 47 36 8 530 35 

70-79 . 8 1 12 - 148 12 16 2 429 G3 
80 und mehr, . - - 1 - 9 4 2 2 101 15 

Erwachsene 1456 / 49 3307 / 132 /6371 232 / 232 1 2B 12 72G 1 1GS 

-I - -I -I -.-1 -I -I -I 1 -

Gesamt. ':', , 1456 I 49 13 B07 / 1B2 1 G 944 I 246 I B05 I 2G 1'12.18 I 22D 

i, 

l 
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Die wichtigsten Unfallursachen 
1946-1950 
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194-6 194-7 19ft.8 1949 1950 

Die Straßen des Ausbauprogramms müssen so dimensioniert werden, daß sie auch 
für den künftigen zu erwartenden y,erkehr ausreichen. Da keine Anzeichen zur 
Sättigung des Schweizer Straßenv,erkehrs sichtbar sind und mit einem weiteren 
Ansteigen des Fahrzeugbestandes zu rechnen ist, hat man für die Berechnung 
einen Bestand von 500 000 Motorfahrzeugen zu 'Grunde gelegt, das ist fast eine 
Yerdoppelung des gegenwärtigen Bestandes. 
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Beteiligte 
Objekte 

Eisenbahn 

Straßen-
bahn 

Autobus 

Personen-
wagen 

Lastwagen 

Motorrad 

Fahrrad 

Fuhrwerk 

Fußgänger 

Tiere 

W. Nebon 
-------",!. 

Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Straßenverkehrsunfällen 
1938 und 1943-19'50 

1938 1943 19M 1915 19,16 I 19:17 1948 I HH9 

97 71 64\ 62 113 121 101 \ 91 

957 661 725 848 1321 1488 1393 1471 

354 135 91 89 412 ' 655 627 7,14 

15861 1338 1435 199:1 11794 17236 19541 21569 

4782 1949 2262 44'12 6 '156 6 '156 6154 5817 

2551 148 204 246 2987 3912 4696 5063 

10336 6080 5285 7393 9168 103:10 10288 10338 

704 397 ·126 443 651 707 662 555 

3439 2002 1898 2025\ 3279 389'1 '1117 11079 

32:1 163 152 151 302 335\ B37 4Bl 

I 1950 

96 

1509 

770 

25960 

6551 

6643 

11487 

609 

'1605 

,137 

Es wird weiter angenommen, daß vom Gesamtbestand 70 % (350000) auf Autos 
und 30 % (150 000) auf Motorräder ,entfallen. Im Jahre 1918 belief sich der 
Autobestand auf 110000 Fahrz'euge. Das Verhältnis Z zwischen dem ange" 
nommencn künftigen Wert und dem damaligen W,ert beträgt: ' 

Z=350000 = 21) 

140000 ' 
Neben der Verkehrsdichte muß bei der Aufstellung des Ausbauprogramms auch 
die verkehrspolitische Entwicklung Berücksichtigung finden. Eins der zur Zeit 

, wichtigsten Probleme der Verkehrspolitik ist die Küordinierung der v,erschiedenen 
Verk,ehrsmittel auf Schiene und Straße. ' 
Nun ist die Frage zu prüfen, üb eine ,evtl. K'oordinierungeinen Einfluß auf die 
A'llsbauprojekte der Straße haben. Rund 70 % des V,erkehrs auf den Schweizer 
Hauptstr,aßen ,entfallen auf den P,ersonenverkehr, rund 20 % auf den Güt'erverkehr 
und 10 % auf die Motorräder. Für die Frage 'einer künftigen Koordinierung 
spielt nur der Güterverkehr dne R'Ülle. Da der private P,ersonen" und Motorrad" 

'verkehr nicht zur Debatte stehen, würden also nur 20 % des Straßenv,erkehrs be" 
tr'Üffen. Bei einer Koordinierung würde nicht der, gesamte Straßen güterverkehr, 
sondern nur :ein Bruchteil hierv'Ün gedrosselt werden. Die Rückwirkung auf den 
gesamten Straßenverkehr würde so gering sein, daß sie praktisch keinen Einfluß 
auf die Dimensionierung der Straßen hat. 
Auch die Größenordnung d 'e s Verkehrs, der durch eine künftige StiUegung von 
Nebenbahnen <ruf die Straße verlegt würde, ist so gering, daß sie bei dner Kapazi" 
tät von 600 bis 700 Kfz.jSt.einer zweispurigen Straße nicht ins Gewicht fällt. 
'Maßgebend für die Straßendimensionierung sind die V,erkehrsspitzen. Es wäre 
unwirtschaftlich, würde man der Berechnung eine Verkehrsspitz.e zu Grunde 
legen, die im Jahr vielleicht nur einmal vorkommt. Man legt international den 
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'" e;.'k~hr z:u Grunde, der während 30 Stunden im Jahr erreicht wird, das ent" 
,spricht etwa 80 °:0 der absoluten Spitze. Durch Verkehrsuntersuchung'en in der 

.; Schweiz hat man f,estgestellt, daß folgende Relation zwischen dem Jahresmittel 
>"des täglichen Verkehrs J und dem Spitzenverkehr S besteht: . 

I.'"" S = c . J 
:'wobei' cein Koeffizient mit dem Mittelwert 0,3 ist. 

Der, für die Dimensionierung bestimmende Spitzenverkehr der ,,30 Stunden" 
:'. (S '30) errechnet sich aus dem mittleren Jahresverkehr (]) 1948 zu: 

" S 30 = 0,8 Z, . c . J 48 = 08, . 2,5 . 0,3 . J 

" , 

S 30 = 0,6 . J 48 

Das kritische Jahresmi~!el 1948 beträgt dann bei einer zulässigen Verkehrsdichte 
;von 700 Kfz./St., das einer künftigen Verkehrsspitze S 30 entspricht: 

J 48 = 700 = 1 170~~~:-
0,6 Tag 

kritisch 

B~rücksichtigt man die 20 °/0 Motorradfahrer mit dem Näherungswert, daß zwei 
" r Motorräder = 'Cin Kfz. sind, dann ergibt sich: . 
!. J 48 =1 170 O,\}= 1300 Kfz. 

,'/ . kritisch Tag 

" W ~,im Jahre 1948 'der Jahresdurchschnitt unter 1300 Kfz. lag, genügen auch für 
i. '. den errechneten zukünftigen V,erkehr zwei Fahrbahnen; d~ese Größenordnung 
:>gilt für 67 % des Schweiz·erischen Talstreckennetz.es. 
"~~Rcichen bei stärkerem Verkehr zwei Fahrbahnen nicht aus, so sind nur in Aus,", 
':: nahmefällen Straßen mit drei Fahrbahnen zu bauen. Die neuesten Erfahrungen 

'; '::i haben gezeigt, daß die dritte Fahrbahn, die v'Ün beiden Verk,ehrsrichtung,en als 
.. :,'; Ucl>crholungsbahn benutzt wird, verkehrs gefährdend ist. Bei einem künftigen 
.:'.·mittleren V,erkehr v:on mehr als 5000 Kfz. 'pro Tag ist die vierspurig,e geteilte 

'.Fahrbahn (Autobahn) angezeigt. " 
:-),Bci der Festlegung der Normaltypen für den Ausbau des Straßenp.'etzes wurden 
,.; auch die von der UNO fe~tgelegten Richtlinien berücksichtigt. V,om Wirtschafts" 
.': ":rat für Europa der UNO wurde ein Netz von europäischen Fernverkehrsstraßen 

. bezeichnet, von dem einige Straßenzüge durch die Schweiz führen, und di,c nach 
J bestimmten hohen Ansprüchen genügenden Richtlinien ausgebaut werden süllen. 

Demnach sollen für den Ausbau folgende Straßen pro file zur Anwendung 
<~kommen: Zweispurige Straßen (Kategorie der UNO"Normen) 7 m breite Fahl''' 

,bahn - mit und ,ohne Radwege; dreispurige Straßen - mit und ohne Radwege:-' 
< ... tcf m Breite (Kategorie 3 der UNO .. Normen); vierspurige Straßen 12-14 m breit 
, " . mit und ohne mittleren Trennstreifen (Kategorie 2 der UNO"Normen). 

, Ferner sind Normalwerte für die zulässige Höchstgeschwindigkeit, Krümmungs" 
~ radien, Sichtweiten und Maximalgefälle festgelegt. Die Fahrbahnbreiten sollen in 
·'der,. Regel 3,5 m betragen. 

.;:.:, Aus, Verkehrssicherheitsgründen hat man die nötigen Bauliniena,bstände (ge~ 
i;'{.messen von Hausflucht zu Hausflucht) für zweispurige Straßen auf 30, m fest .. 

;;>gelegt. 

:'~ 
\', I ~ i ' , 

I 
I' 

• ! 

" , 



176 -----
2. Die Y,erkehrsregelung. 

a) SignaIanlagen. 

W. Neh()n 

Die R'egehmg des Straßenverkehrs 'erfolgt in der Schweiz in steigendem Maße 
durch Signalanlagen. Im Gegensatz zu den in Deutschland gebräuchlichen An" 
lagen ist in der Schweiz häufig für den Fußgängerverkehr eine besondere Phase 
festgelegt; während dieser Zeit ist der gesamte Abbiegeverkehr, der den Fuß", 
gängerv,erkehr behindern könnte, gesperrt. Um Yerkehrsstauungen durch die 
Vermehrung der Y'erkehrsphasen zu vermeiden, ist man bestrebt, die Zeiten der 
einzelnen Phasen möglichst kurz zu halten. Dieser Grundsatz hat sich bestens 
bewährt und wird besonders von den deutschen Fahrern wohltuend empfunden. 
Ein weiteres Merkmal der Schweizer Yerkehrslenkung ist 'das viel häufiger als 
bei uns ,angewandte Abbiegeverbot von Nebenstraßen, das angeordnet wird, um 
die Leistungsfähigkeit von Kreuzungen mit großem Fahrzeug,,: und Fußgänger", 
verkehr zu !erhöhen. 
Ein Beispiel hierfür ist die moderne Signalanlage an der Kreuzung Bahnhof", und 
Uraniastraße in Zürich. Für den OSf",Yerkehr der Uraniastraße besteht ein Ab", 
biegeverbot nach rechts und links; inder Westrichtung darf man nicht nach. 
rechts abbiegen. Für den Süd"Yerkehrauf der Bahnhofstraße ist das Abbiegen 
nach rechts und für den Gegenverkehr nach links untersagt. 

Der Fußgängerverkehr ist durch zwei besondere Phasen FA und FB (vergL Ab", 
bildung ,auf Seite 179 unten) geregelt. Durch die Einrichtung di~ser besond~ren 
F'lIßgängerphasen wickelt sich der Fahrverkehr während der anderen Phasen 
reibungsloser ab. 
Die starke Unterteilung der Verkehrsströme bringt es mit sich, daß für den Ab", 
biegeverkehr besondere Doppclsignale 'entwickelt wurden. Auch für das "Vor" 
sortieren" der Fahrzeuge, ein wirksames und billiges Mittel den Verkehrsablauf 
an Kre'Uzungen reibungslos zu gestalten, gibt es in der Schweiz ,eine besondere 
Markierung. ! 

Bei der größten 'Und modernsten Signalanlage der Schweiz, am Bellevueplatz in 
Zürich, hat man ,auf eine starre automatische Phasenfolge verzichtet. Selbst die 
sinnreichste' Apparatur wäre bei dem komplizierten Verkehrs fluß am Bellevue", 
platz außerstande, mit der 'nötigen Geschwindigkeit auf die sich immer ändernde 
Verkehrslqge zu reagieren und die Yerkehrsabwicklungan den dnzdnen Ecken 
des Platzes so aufeinander ,abzustimmen, daß die einzelnen Verkehrsströme in 
restlose Ausnutzung der frefel?- Fahrbahn möglichst rasch vorwärts kommen und 
Stockungen vermieden werden. Aus diesen Gründen wird die Signalanlage am 
Bellevueplatz z·entral von dnem Poliz,eibeamten gesteuert. A'ehnlich wie in einem 
Eisenhahnstellwerk wird der Polizist im Kommandoturm durch eine Meldeanlage 
über den jeweiligen Verkehrsz'Ustand an jed~m Punkt durch Lichtsignale orielv 
tiert. Durch <eine sinnvolle Tastatur werden die Befehle des Polizisten über die 
einzelnen Lichtsignale auf beliebige Entfernung den Y,erkehrsteilnehmern über" 
mittelt. Eine Sicherungsanlage überwacht die Entscheidungen des Polizisten, so 
daß einander widersprechende gleichzeitige Befehle des Beamten an die Verkehrs" 
teilnehmer nicht möglich sind. Die Anlage ist seit Sommer 1950 in Betrieb und 
seit ,dieser Zeit haben sich keine nennenswerten Unfälle ereignet. Die Steuerung 
dieser großen Verkehrsanlage ist so anstrengend, daß die Polizisten alle 2 Stunden 
abgelöst werden müssen. 
Die Abbildung auf Seite 180 stellt den Lageplan des Bellevueplatzes in Zürich mit 
zwei verschiedenen Phasen des Yerkehrsablaufes dar; und zwar '~ine Phase mit 
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Straßenverkehrs unfälle an Wochentagen und an Solnntagen 
bezogen auf die Stunden des Tages im Jahre 1950 

f:'f!"t, :a (JJ') Wochentagen ~ an Sonnl:agen 
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unbeschränktem Yerkehr vom U tokai nach der Brücke sowie freier Stra~~n~ahn" 
verkehr in der Urbanzone. ~leic~zdtig ist ~er F~hrverkeh:r au~der ~sth~h:cl 
Platzseite gesperrt, wodurch dIe helden Fußgangeruherwege v,on der Mtttehn 
zum Bürgersteig der Theaterstraße fr·ei sind. 

b) Fahrbahnmarkierungen. 
Im Rahmen der Verkehrslenkung hat man in der Schweiz die Fahrba~l11;' 
markierungen in einem Ausmaß durchgeführt, das wir in D.~utschland mcht 
kennen. In Zürich z. B. beträgt di:e Länge dieser Markierungen uber 23 km. 
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nie Bodenmarkierungen ·ergänzen und verdeutlichen die Verkchrsv'Orschrifte~',;~:, 
indem sie den Straßen benutzern in leicht verständlicher Form über die OrW ,. 
und StraßenV'erhältnisseund Bes'Onderheiten der Fahrbahn unterrichten. Sie bef 

zeichnen und umgrenzen auf der Fahrbahn im einzelnen die gefährdeten Stelleu 
ganz genau und geben an, wie sich der Verkehrsteilnehmer dort zu v,erhalten hat. 
N,eben den auch bei uns bekannten Sich,erh,eitslinie'n, die in <-ler Längsrichtupg ,\ 
auf der Straße aufgebracht und v'Om parallellaufenden Verkehr nicht überfahreu ,.' 
werden dürfen, gibt es noch Leitlinien; Begrenzungslinien, Stopp linien, Meide? 
zonen und W'Ortmarkierungen: '.' 
In,den Richtlinien der ,Schweiz'erischen Normenvereinigungen sind nähere An? 
gaben über die Ausführungsarten der Bodenmarkierungen zusammengestellt. '" ' 
Danach sind Sie her h 'e i t s 1 i ni ,e n nur dort anzubringen, W'Ü eine besondere ,', 
Gefahr für den Verkehrsteilnehmer besteht, wie bei Straßenkreuzungen, Baht}? 
übergängen, Kuppen usw., 'ferner zu Markierungen der Fahrbahnmitten auf mehr" 
spurigen Straßen und'der Grenze zwischen dem von der Straßenbahn benötigten 
Räum und der Fahrbahn.' \. 
Neben diesen Sicherheitslinien sollen die s'Og. Leitf und ,Begrenzungslinien als 
Fahrhilfen den Verkelirsstl'om lenken. L 'e i tl i nie n dienen in der Regel ztlr 
Trennung der verschiedenen Fahrspuren in der Längsrichtung, während Be? 
grenzungslinien den äußeren Fahrbahnrand besser kenntlich machen soUen. 

. Deber die praktische Ausführung wäre noch zu sagen, daß die Sicherheitslinicu 
durchgezogen sein müssen; nur an den Stellen, W'O sie von anderen Fahrbahnen 
gekreuzt werden, sind sie gestrichelt auszuführen. 
Im Gegensatz zu den Sicherheitslinien müssen die Leitlinien unterbrüchen sein. :; 
Die Länge der Streifen und der Unterbrechungen sind den jeweiligen V'erkehrs f 

verhältnissen anzupassen. Die 'Streifen haben in der Regel ,eine Länge von 
2-3 m, während die Unterbrechungen je nach der Fahrgeschwindigkeit bis zU 

21 m lang sein können .. 
Die B ,e g r 'e n z u n g s 1 i nie n werden durch Quadrate dargestellt; die Zwischen" 
räume zwischen den einz·elnen Quadraten sind gleich deren Seitenlänge. 
Sehr 'erfolg~eich hat sich die Einrichtung v,on Stopstr,aßen erwiesen. Neben del11 , '- ' 
rechts der Fahrbahn aufgestellten internationalen Stopzeichen wird in der Regel ... ' 
das Wmt "Stop" auf der Fahrbahn aufgetragen. Es muß auf aUe Fälle auf" 
getragen werden, wenn das Stopsignal infolge besonderer Umstände mehr als 
20 m von der Stoplinie entfernt aufgestellt ist. 
Erst im Jahre 1949 wurden durch einen Bundesratsbeschluß die Stopstr:."ßen., 
in der Schweiz . eingeführt; Ende 1951 waren schon über 1 250 Stopsignale auf,," 
gestellt. W,enn auch in dieser verhältnismäßig kurzen Zeit dn abschließendes 
Urteil nicht abgegeben werden kann, so wird doch auf Grund der vorliegenden 
Unterlagen bei vorsichtiger Schätzung angenommen, daß durch die Einführung 
der Stopstraßen über 2000 Unfälle jährlich verhütet wurden. In Luzern er? 
eigneten sich an 10 gefährlichen Straßeneinmündungen jährlich 4-12 Unfälle;;' 
. nach Einführung der Stopstraßen kam im Jahre 1951 an dieser Stelle nur ein 
Unfall vor. 

3. Die V,erkehrspolizei. 

179 Der Schwl~l~er Slraßeny()rh"hr und, d,~e l\lalSnnlllTlen zu seiner SichcruIlI; - .. _-------...... _-- --- --=------

\':~ 
:J 

PHASE FA PHASE FB 

Danach fällt den Kantonen und Gemeinden in Fragen der V,erkehrssicherheit 
eine entscheidende Aufgabe zu. Sie bestimmen die Stellen, die für die Erteilung 
und Entziehung der Führerscheine und für die Kontrolle der Motorfahrz'euge 
zuständig sind. Die Polizeiorgane der Kantone 1lnd Gemeinden beaufsichtigen 
den Straßenverkehr und die Einhaltung der Verkehrsregeln. Die gesetzgeberische 
Kompetenz beschränkt sich auf die in Ausführung des Bundesgesetz'es für den 
Motorfahrzeug" und Fahrradv,erkehr notwendigen (Ausführungsbestimmungen. 
Die Kantone sind zudem befugt, gewisse verkehrspolizdliche Bestimmungen, die 
im Bundesgesetz nicht abschließend geregelt sind, zu erlass'en. 

Durch die v'erhältnismäßig große Selbständigkeit der Kantone und Gemeinden ist 
. es erklärlich, daß die Hilfsmittel und die Ausrüstung ihrer V,erkehrspoliz'ei sehr 

unterschiedlich sind. ' 
So erhält z. B. die V,erkehrspolizei in Basel 20 0/0 aller aus dem Straßenverkehr 
aufkommenden Zölle. Das hat dazu geführt, daß Basel heute die mit modernsten 
technischen Mitteln ausgerüstete Y,erkehrspolizei besitzt. 

Die Aufgaben und Kompetenzen der Schweiz'er V,erkehrspolizei schildert der 
Leiter der Beratungsstelle für Unfallverhütung in Bern, E. J 0 hü, in einem Auf" 
satz über "Unfallverhütungsbestrebungen in der Schweiz unter besonderer Be" 
rücksichtigung des Straßenve~kehrs". 

'-'" 

Um der Parkraumnot der Basler Innenstadt zu begegnen, hat die Verkehrspolizei 
einen Flußarm überbauen lassen und darauf dnen Parkplatz eingerichtet. Da die 
Breite dieser Anlage zum W,enden der Fahrzeuge nicht ausrdchte, wUl'lde am 
Ende des Parkplatzes eine Drehscheibe angeordnet, die durch das Auffahr,en 
eines Fahrz1euges automatisch in.Tätigkeit gesetzt wird. 

/ 

.. 

V'Ürbildlich ist die Basler Y,erkehrspolizei auch in der UnfallursachenfForschung, 
zu der ihr modernste technische Ausrüstungsgegenstände zur V,erfügung stehen, 
z. B. das "Photogrammetrische Gerät für Tatbestandsaufnahmen". Es ist aus 
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Lageplan 2 
Bellevueplatz in Zürich 

-' . 

einem Luftwaffengerät für den Erkennungsdienst der Polizei entwickelt worden 
und besteht aus 'einem gut transportierbaren Aufnahme;:: und einem stationären 
Auswertungsgerät. 
Mit Hilfe gena:uer Unterlagen werden die "neuralgischen" Punkte des Verkehrs 
bestimmt, die dann unter Einsatz erheblicher finanzieller Mittel den Anforderun" 
gen des modernen V,erkehrs entsprechend :ausgebaut werden. 
Selbstverständlich ist die Unfallbearbeitung eines der Hauptaufgabengebiete der 
Basler Verkehrspolizei: 
Einen Üeberblick über das umfangreiche Arbeitsgebiet der Polizei gibt der in d~r 
Anlage dargestellte Organisationsplan. 

-' . . , - ~ 
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4, Das~,~~~'hweize; Verkehrsrecht. 
'"' .. , 

Die auf~allendste Bestimmung im Schweiz.er Verkehrsrecht ist die Handhabung 
der" V,orfahrt. Wie in Paris gibt es innerhalb geschlossener Ortschaften keine 
bevorrechteten Straßen, sondern der von rechts kommende Fahr-er hat immer. 
die:'Vorfahrt. Es werden allerdings zunehmend Stimmen laut, die diese. R,egelung 
füi/ veraltet halten und eine' Aendcrung analog zu dem in Deutschland geltenden 
'v c'rkehrsrccht anstreben. Im Entwurf des neuen Y'crkehrsgesetzes wird dieser 
':Forderung -entsprochen. 

; Ei:~ generelle Geschwindigkeitsbeschränkung für Pkw's gibt es in der Schweiz. 
nicht.. Art. 32 dieses Entwurfs sagt, daß die Geschwindigkeit den Umständen, 
·namen. tlich der Besonderheiten des Fahrzeuges, den Straßen", Y,erkehrs" und 
Sichtverhältnissen anzupassen sind. In Abs. 3 wird der Fahrzeugführer besonders 
verpflichtet, den Fußgängern das Ueberqueren der Fahrbahn in angemessener 

..:W-eise zu ,ermöglichen. . 

b:i~eStraßenbahn hat die Vorfahrt vor allen anderen Straßenbenutz,em (Art. 39). 
· Fahrräder müssen mit ,einem amtlichen Kennzeichen versehen sein. Die Kenn" _ 
· z'eichen dürfen nur dann ausgegeb~n werden, wenn die gesetzlich vorgeschriebene 
,V crsicherung besteht. 

. ';·:F;ilf.alle ,.Fahrz,euge - -einschließlich Fahrräder - besteht in der Schweiz ein' Ver" 
.'. "sicncrUngszwang. Bemerkenswert ist bei unfallfreiem Fahren die hohe Rück::: 
': vcrgiitung, die ~is zu 20.0/0 d~r Prämien ~etragen. kann . .Dieser Anrei~ auf Rück::: 

;vcrgiitung hat slch als ,em w~ksames Mtttel erW1esen, d1e Verkehrste1lnehmer zu 
'. 'c'inew sicheren Fahren zu erzlehen . 

.: ,>fi1 'Nt. 9 ist als eine der hau ptsächlichsten Neuerungen des Entwurfs vorgesehen, . 
.' daß 'Führer;:: und Fahrzeugausweis:e nicht mehr für das Kalenderjahr ausgestellt 

'w'crden, sondern unbefristet sein sollen. Durch diese Neuerung soll der beträcht" 
: :'liche Verwaltungsaufwand der jährlich zu erneuernden Führerscheine VIerrnieden 
· ;;:wcrdcn. 
.·~:·15: .,fDi~ Mitarbeit der private~ Organisationen aut dem, Gebiete der V,erkehrs;:: 
-'::' ::;;:-. sicherung und Y,erkehrserz1ehung. 

,.:.fi::>:i~ staatlichen ~es~rebun?en zur. Hebung der.' Verkehr~icherheit werden unter .. 
"'tützt durch d1e m gle1cher R1chtung arbeItenden pnvaten StraßenverkIel1Is;:: 

.,. ~·i:ganisationen. Es sind dies besonders: Die Automobilclubs, die Vereinigung 
'. 'ch:Wciz,erischer Straßenfachmänner, die Lastwagenbesitz,er, der Berufsverband der 

";:Chauffcure, die Radfahrverbändc, dic sog. "privaten" Verkehrsligen und nicht 
. : }:iüldzt die schw~iz~rische Bc~atungsstclle für Unfallverhiitun? in Bern. Ihrer 
·~>}'\.:t.1fklärungsarbett, 1st 'cs weltgehend zu verdanken, daß d1e von den Be" 
.'~ 'hörden 'eingeleiteten Y,erkehrssicherungsmaßnahmen verständnisvoll aufge" 
. ,., ooJTlmen wurden. 

":';b{c Arbeiten der letztgenannten Beratungsstelle für Unfallv,erhütung waren in 
;;>dcn 'letzten Jahren sehr erfolgreich lUUd fanden auch im Ausland v.oUe Aw 

<,::,~e·rkeri.nung. Besonders ,erwähnenswert ist die Ermittlung der Gefahr,enstellen, 
::;""'diC in<Listen zusammengdaßt und mit allen notwendigen Unterlagen v,ersehen I 

:., , .• :w-crden .. Diese Listen werden den maßgebenden Behörden zugestellt, um ihre 
\;+A:ufmerksamkeit auf die verschiedenen Gefahrensfellen zu lenken. Auf Wunsch 

:g'.;' der Behörden werden die an den aufgezdgten Gefahr,enstellen auftretenden Yer" 
\:'·'.ke!lrsprobleme untersucht und entsprechende Pläne ausgearbeitet. 
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,1 sef die Awwbeitung ein", St,aßenheuzung in Lzngenthi, arge nU d" 
luren wurden je nach Fahrrichtung getrennt und die Fahr a me g der 
[chUgen Verkehrs auseinandergezogen, um so eine Abbremsun 
?:uerreichen. durcbP 
!n verschiedenen Organisationen in den einzelnen Kanton

d 
a11g

C

:< 
V"'keh"eniehungsaktionen wetteifern in dem Ammaß Le~te< des 
~chologischen Geschickes und clereingesetzten Mütel. I?er cl e

ß 
diese 

',tuts für Unfallbekämpfung wies wiederholt darauf ~tn, a t ilung 
1 durchaus begrüßenswert seien, wenn auch die objcktivchBe1r eer ZU 
~s 'lind die Nachhaltigkeit ihrer Wirkungen heute noe sc lW I 

. . Z~~ Organisationen besorgen rd. 300 Redaktionen von Schwelz~ kehrs:< 
därungsmaterial über Themen der' Unfallverhütung,. der ~:chland 
~s Straßenausbaues und des Yerkehrsrechtes. Wie m De~ t Die 
tverständlich auch Y'orträge, Filme und LichtbU(~.er g~zhf., ',oder: 
[filme sind z. B.: "Kluge Kinder lehen länger", "Hute DIC • häfts:< 
;tmord I" Nachdem die Methode des Wetthewerbes im Gesc der:< 
,nklang fand, haben auch die Privaten VcrkehrslOtganisatio:~ oder 
werbe ver,anstaltet. Z. B. werden die besten Aufsa:zthem Tite~ 
'Jb" eine F,age J" V",keh"skhemng ud" um J" be~ .s bC' 
Tkehrsplakate prämiicrt. Durch die Hoffnung auf einen r.~e mH 
He Kreise Von J ugendIichen ,anläßlich derartiger W cttbewer 
!mcn und stehcn ihnen künftig aufgeschLossener gegenüber. 1 'z 

. 1 . d Sc lwel ark und Holland wurden im Frühjahr 1952 aUe 1 III ' er . hrll
n

:< 
rs"Patrouillcn eingcrichtet. Etwaige mit ihnen gemachte EIfa 
lbz:uwarten. . 11 

ß abme n Schilderung der wesentlichen Verkchrssichcrungsma n

I 
hrs" 

bt einmal hervor, welche llede'lltung dort den Straßenv,e~' <e ln
c 1 lllze ;emcssen Wird. . Zum anderen heweisenaber aue 1 . e r scm 

tellungen und Angaben, daß die langjährige Arbeit au~ <- 1.C ztl 
. Senkung <1" Unfzllkueve füh,te. Dank ihm im V<,haltk~~,"P' 
llltcrbrochenen Erfahrung allf dem Gebietc der Unfallhe. i net 
I,weiz heute .. inkn>ational • ."hen wohl als fiihre~d b.cz:: den 
atsache bestarkt uns ln der Hoffnung, daß auch dleerst 1 de 
19c1eiteten deutschen Y'erkchrssicherungsmaßnahmen kommen ßt 
wenn sie die Anfangsstadien überwunden haben und ziclhewt.t eden. 
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t ische Verkehrs­Automa 
regelung 
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und Dushalte­Tram-
stellenfllhrung 
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gen bei Festveran~~al~~~:n Verkehrsanordnun "gen Mustermes , 
Sportanlässen, Umzu , 
nacht usw. 
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Buchbesprechungen 
Schriftcnreihe "V,erwaltung \tnd Wirt- . f 

sch~f~ am Niederrhein" der Nieder- g~ ügt worden. Hieraus wird in jedem 
rhellllschen Industrie- und Handels- cl!lZel';len.Falle 'ersichtlich sein, lOb und in­
kammer Duisburg _ Wesel zu Duisburn_ WIeweIt sIch das Gerich,t in seinem Urteil 
~uhrort: Heft32: HandelsgebrälUcl~e .dem Gutachten angeschlossen hat. Dar­
In der Uheinschiffahrt, Gutachten a~~s werden die beteiligten Kreise erslehen 
des Vorstandes der Schifferbörse und konnen, lOb und mit welchen Aussichten 
der Niederrheinischen Industrie- und sie i?l StJ;'~itfalle den Pmzeßweg be-
H d 1 k D schreIten konnen. In vielen Fällen aber 

a:< e s ammer uisburg - W,esel zu wird diese Sammlung von Gutachten mit 
DUlsburg - UuhrDrt. Erschienen in der der jeweiligen Stellungnahme des Gerich­
"U~ein" VeElagsgesellschaft m. b. H., fes dazu beitragen, daß von einer nutz-
DUlsburg, Dusseld;:>rfer Straße 49 1952 I KI h b 
DIN A 5, 240 Seiten, Preis: DM '8,50.' o.sen ageer e lmg Abstand genDmmen 

Die vorliegende Schrift bringt, einem viel­
~ach und aus allen an der Rheinschiffahrt 
Interessierten Kreisen geäußerten Wunsch 
entsprechend, eine Erweiterung und FQrt­
setzur:g der Gutachtensammlung, die zu­
letzt 1m Jahre 1938 als Ergänzungsheft 
zu Heft 16 des Jahres 1929 in der lOben 
genannten SchriHenreihe erschienen ist. 
Mit dieser Sammlung der bis End<! 1951 
erstattet,en gutachtlichen Äußerungen ist 
es gelungen,' den Kreisen der Groß- und 
Kleinschiffahrt, der Spedition, der Indu­
strie und des Handels Gutachten in die 
Hand _zu ge~en, aus ?enen sie Rat schöp­
f~n konnen m ~en VIelen Zweifelsfragen, 
dIe gerade der mternati:Dnale Schiffahrts­
verkehr auf dem Rhein für den Schiffer 
und Reeder, für den Verlader und den 
Spediteur täglich aufs neue mit sich bringt. 
In den insgesamt 276 Gutacht,en werden 
Gestaltung und A:uslegllng vlOn Fracht-, 
Miet- und SpeditiDnsvertriigen behandelt, 
in ihnen wird weit'er Auskunft gegeben 
über die Fracht- und Mietberechntll1g, die 
Ausführung der GUterbeförderung sowie 
über die wichtigen Fragen des Ladens 
und Löschens. Ebenso finden Liegezeit 
und Liegegeld, die F,eststeUung des Lade­
gewichts sowie Fragen der Havarie lund 
des Betriebsverlustes ihre Erläuterung. 
In <einem weiteren Kapitel werden die 
vertragsrechtlichen Frag,en des Schleppens, 
des Schlepplohnes und der Ausführung 
des Schleppens behandelt. Es fJDlgen Gut­
achten über die Haftung des Schiffers, des 
Schiffseigners und des Spediteurs sowie 
über die Auflagerung ,"IOn Erzen und Lage­
rung von Schrott im Freien. 
Im Anschluß an jedes Gutachten ist in 
einer Anmerkung kurz der Tatbestand an­
gegeben, slOfern dies 'zur Kliirung der 
Fragestellung notwendig war, und das 
Urteil des jeweiligen Gerichtes hinzu-

WIrd und dadurch unnötige ~Dsten und 
Arbeit vermieden werden kann. 
Das umfangreiche Schlagwortregister, das 
gegenüber den früheren Auflagen erheb­
lich ,erweitert wurde, trägt zum schnellen 
Auffinden der auf bestimmte Begriffe 
bezugnehmenden Gutachten bei. 
Diese Schrift wird als Nachschlagewerk 
dem Uichter wie vor allem allen an der 
Uheinschiffahrt interessierten Kreisen 
wertvolle Dienste leisten. 

J. Linden. 

Dr. Rdnhold Weil: Der Kr.afDomnih~ts­
Linienverkehr in Westdelltschland. Ent­
wicklung - Wirtschaftlichkeit - Organi­
sation. Beiträge zur Verkehrswirtschaft, 
herausgeg,eben von dem Institut für 
V,erkehrswirtschaft an der Univ'ersitiit 
Mainz, Bd. 1. Verkehrsverlag J. Fischer, 
Düsseldorf. 104 Seiten, DM 8,70. 

Mit der VlDrliegenden Arbeit tritt das ,"IOn 
Professor Dr. Napp-Zinn geleitde Institut 
für V,erkehrswirtschaft an der Universitiit 
Mllinz vor die öffentlichk<eit und bietet 
die ~erst,e zusammenfassende Darstellung 
des KraftJomnibus-Linienverkehrs in West­
deutschland, der SOWDhl nach der volks­
wie nach der betriebswirtschaftlichen Seite 
beleuchtet wird. Di,e Untersuchung \"On 
Dr. Wdl, der auf diesem V,erkelusgebiet 
schon länger wissenschaftlich g'earheitet 
hat, vermittelt ein klares Bild von dem 
großen Aufscliwung des Omnibus-Linien­
verkehrs nach dem zweiten WeltkrIeg und 
,"IOn den ,einschneidenden Veränderungen 
der Beteiligung der verschiedenen. Ver­
kehrstriigel'. Sie vermittelt des welt,eren 
einen gründlichen Einblick in die Kosten­
struktur dieses Verkehrszweig,es urtd deren. 
Verschiebungen in den letzten Jahren. Die 
Abhängigkeit der Kosten von den ver­
schiedensten Faktoren sowie die Möglich­
keiten der Kostcnsenkung werden ein-
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gehend 'erörtert. Die Bedeutung 'einer ge- maßstab ab. Für das nur 20 Einzelwerte': ," 
nauen Kiostenrechnung und des Kosten- umfassende Beobachtungsmaterial; das 
vergleichs - Gebiete, auf 'denen die kom- man noch gut überschauen k,ann, ist ein 
munalen und gemischtwirtschaftlichen 50- Ersatzwert nichterf'Orderlich. Die Folge- ,..,.' ; 

,wie eine Reihe privater Unternehmen l'ung, die der Verfasser aus seiner stati­
mehr geleistet haben als die Bundes- stischen Untersuchung zieht, daß g.rloße 
betriebe - wird nach<iewiesen. Abschlie- Flächen den Bau von Untergmndb'ahnen 
ßend behandelt der Verfasser die ver- begünstigen", kann auch 'Ohne diese Unter­
kehrspolitische OrganisatLonsfra<ie, zu de- such'ltng aus der bl'Oßen Anschauun<5 ge­
lJen Lösung ·'er sachlich seine V\'orschliig,e zügen werden. Ähnlich liegen die Verllält­
entwickelt. 0 nisse bei den übrigen statistischen Unter-
Die gründliche und '."on Einseiti<5keiten suchungen. 
freie Un~ersuchung WeI1s darf das" Inter- Die Einwohnerzahlen der Städte im Er­
,esse sowohl der verschiedenen Kraft- öffnungsjahr ihrer Untergrundbahnen gibt 
'Omnibus-Unternehmen wie aUer an der der Verfasser innerhalb der Grenzen 
Om:nibus-Verkehrspolitik beteiligten Stel- 4227954 für L'ondon und 254055 für Osl'O 
len beanspruchen. . an. In di,esem Bereich liegen aber sehr 

Hördemann. viele Städte 'Ohne Untergrundbahn. Wenn 

Unte,rgl'lundbahnen und ihre Einsatz­
grenzen. . VlOn Dr.-Ing. Rudolf Berger, 
99 Seiten, 46 Abbildungen. V:erlag von 
Wilh. Ernst & Sohn, Ber1ln, 1951. preis: 
9,50 DM. 

Das Werk befaßt sich damit, die Grenzen 
des Einsatzes 'einer Untergrundbahn in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
jnnerhalbeiner Großstadt 2JU bestimmen. 
Die Untersuchungen wurden an 20 Groß­
stüdten durchgeführt, die in den letzten 
45 Jahren eine Untergrundbahn gebaut 
haben. 
Im ,ersten Abschnitt wird die Frage nach 
der unteren Grenze zum Ausbau einer 
Untergrundbahn, alslO die Frage, wann 
wird dne U-Bahn innerhalb einer Stadt 
notwendig, unterslIcht. Die Einwohner­
zahlen, die Flüchen der Gvoßstüdte, die 
Bevölkerungsdichte, die Fahrt'en je Ein­
wohner und Jahr, die Reiselängen und das 
Verkehrsbedürfnis d.er untersuchten 20 
Städte mit Unt<:rgl'tUldbahnen werden mit 
Hilfe der beschreibenden' Statistik in Ta­
bellen und Diagrammen darg,estellt, mll 
daraus die untere Grenze der 'Notwendig­
keit ,einer U-Bahn 2JU bestimmen. Für 
diese ,einzelnen Einflußgrößen, die für die 

. Einrichtung 'dner Untergrundbahn kenn­
zeichnend sein sollen, werden Mittelwerte 
und lineare Trendlinien berechnet. Diese 
Mittelwerte und Trendlinien können aber 
nicht als k,ennzeichnend angesehen werden, 
weil die Abweichungen der Einzelwerte zu 
groß sind. Die Bildung eines Mittelwertes 
hat nur dann dne anschauliche Bedeutung, 
wenn ,er als V,ergleicllsmaßstab für die 
Einzelwert'e loder wenn 'er als Ersatzwert 
für dne Vielzahl von Einzelwerten an­
'g,esprochen werden kann. Betrachtet man 
,beispielsweise die Flächen der Städte, so 
weichen. diese durchschnittlich um mehr 
als 100 0/0, '."om Mittelwert als V,ergleichs-

man eine untere statisiische Einsatzgrenze 
für d'en Bau einer U-Bahn feststellen will 
muß man auch die Stiidte in die Unter~ 
suchung .einbeziehen, die keine Unter­
grundbahnen haben, obwohl ihre s'Onsti<iel1 
Mukmale, wie EinwohnerzahLen, Flii~he 
Bevölkerungsdichte usw. innerhalb des be~ 
trachteten Bereiches liegen. Beim Studium 
der Schrift gewinnt man den Eindruck, 
daß jeder einzelne Untergrl'l11dbahnbaiI 
seine bes'Ondere wirtschaftliche und poli­
tische Entstehungsgeschichte gehabt hut 
und daß man v'On ,einheitlichen, <lernein­
samen Ursachen- und Bedingungs~erhält­
nissen bei den bestehenden Untergrt'l11d­
bahnen nicht sprechen kann. Inf'Olge­
dessen wird man mit statistischen Metho­
den, wie sie der Verfasser anwendet, nur 
Vorhandenes beschreiben, jedoch keine 
gemeinsamen Eigenschaften, wie die Ein-
satzgrenzen, ableiten können. . 
Bemerkt sei n'Och, daß die Ausführungen, 
des Verfassers über das von Bortkewitsch 
SIO benannte "Gesetz der kleinen Zahl" 
nicht zutreffend ist. Die Schrift von Hort­
l{ewitsch bezieht sich auf die Anwendung 
der von Poisson gefltndenen Wahrschein­
lichkeitsfunkti6n über seltene Ereignisse 
innerhalb einer großen Be'Obachtungsreihe. 
Sie zeigt, daß die, Ergebnisse der Beob­
achtung mit den nach der Poissonschon 
Wahrscheinlichkeitsfunktion berechneten 
Werten .gut übereinstimmen. Die wenigen 
belObachteten Städte mit Untergrundbah­
nen könnern .aber in diesem Sinne nicht 
als dne große Beobachtungsr,eihe .'illge­
sprochen werden. 
Der zweite Abschnitt befaßt sich mit den 
Grenzen, die durch die Wirtschaftlichkeit 
gesetzt werden. Diese Ausführtmgen sind 
ebenso wie die geschichtliche Übersicht im 
Anhang sehr wertvoll. Es werden die 
Kapitalbeschaffung und -verzinsung, oie 
UnternehmungsflOrmen für Bau tUld Be­
trieb der Bahnen, die Baukosten, die Be-
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:. schaffung der Arbeitskräfte d ~ 
": stoffe getrennt nach lib 1 un der Bau­

tür gelenkter Wirtschafte ba ;1' ~d au tori-
~m dritten Abschnitt wird

e d~~ ~lt. . 
s.~tzgret;ze. das ist die größt ~ere Elll­
lange elller U-Bahn in Abh" 'g. tr~cken­
de.r Stadtgröße besprochen~n 19ke1t von 
zeIchen Wird die Netzdicht 1s Kenn­
und für die untersuchten S:~~estroch,en 
d~~ Diesen Netzdichten werd~n ~iie Ne~~-

1 ten. einiger theoretisch abg 1 . e z­
Ne!zformen gegenübergestellt. D~1teifn 
ue~teili? dder ~'etze wird dann a~: de~ 

n ers 1e zW1schen der vorhand 
u?-d der theoJ:1etisch 'errechnet Nnen 
dIchte bestimmt. Die auf G en .etz-
T~eOrie aufgestellten Netzfo~~~ e1~ed 
a er noch der Bebauung und d t S111 
~:aphischen Gegebenheiten anz~n opo­
S1e berücksichtigen weder starke ßairn. 
gen der Besiedlung, noch ödfläch, a unh 
Hindernisse, z. B. 'Flußläufe Küs~n, ~ocd 
Gebirge. ' . en un 

" , ~ie vorste?ende Betrachtung lehrt d ß 
'; eIn .Y.~rgieich der Städte unterei;and~ 
, " bezugh~h der ~insatzgrenzen eines V,er-

" kehrstnlttels rucht über~eugt. Zweck-
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miißiger ist für • 
alllage 'ein~ i'eneme geplante Verkehrs­
untersillchung ~ aue 1 W1rtschaftlichk,~its_ 
arten der Stad~zbst~ le~, die alle Eigen­
nötigt daut d' erucks1chtigt. Man be­
phYSikalischer ~ S~fstkosten, die auf 
Kostenaufwand ~ ~ge und aus dem. 
Anlagenerrechn ur dIe E:stellung der 
Selbstkosten sineJ w<:rde~ mussen. Diesen 
über2Justellen d' dIe dEmnahmen geg,en­
die Bewohne~ d~ aSt d~ FahrpJ:1eis. den 
mögen der R' :.:. a zu tragen ver­
zahl ~bgesch~~s~lange und de,: Fahrgast­
Differenz zWi~chen wEe;den

1 
mussel1. Die 

gabe . 'b' mna lmen und Aus­
anla:e cl·g1 ~ 1m V,erhältnis zur Kapital­
k1 . .1e ente des Unternehmens. die 
neelll • sem kann. JedlOch darf sie nicht 

gaflv werden, es sei denn, man will der 
~etre~f,enden Stadt aus p'Olitischen Grün­

en ,el11 besonder.es Geschenk' F Sb' ,. 1n 'Orm von 
'll: venfl'One~ m.achen. Die sorgfältige 

W1rts~a~tshchkeltsbel'echtiung stellt ein 
zt;Verlass1ges Mittel zur Beurteilunö d 
E111satzgrenzen dar. '" er 

Dr. lng. Richard G11Oßmann, 
Techn. Hochschule Aachen. 
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Pressenotiz 
Verkehrsbedürfnissen. Die Eisenbahn ist 
ihrerseits auf Grund ihrer großen T raus­
porteinheit in Gestalt v-on Zügen betriebs­
wirtschaftlieh weniger für geringen Ver­
kehrsbedarf geeignet. Trotzdem hat sie 
bisher die landwirtschaftlichen Gebiet~ 
vorwiegend mittels Nebenbahnenerschlos~ 
sen und dabei im Sinne einer gemein-
wirtschaftlichen Verkehrsbedienung für 
die wirtschaftsschwachen und wirtschafts_ 
starken Gebiete im geg,enseitigel~ Aus­
gleich der Selbstkosten die gleichen Fracht 
sätze für die Verkehrsleistungseinheit ver­
bngt. 

Unter dc!m Vorsitz von Ministerialdirektor 
Dr. F 'e tz e r vom Württ.-Badischen Inn,en­
ministerium, Abteilung Verkehr, hielt das 
KuratlOrium des Verkehrs wissenschaft­
lichen Instituts an der Technischen Hoch­
schule Stuttgart seine Jahrestagung ab. 
Die Forschungsarbeifen des vergangenen 
Jahres b~ZI:>g'en sich auf grundsätzliche 
Fragen des Luftverkehrs, der Zusamm::n­
arbeit der Verkehrsmittel und der Neu­
ordnung im Verkehrsw<!sen. Im Rahmen 
einer. grundlegenden Untersuchung über 
die Verk,ehrsteilung im Güterverk,ehr -auf 
Straße und Schiene in landwirtschaftliellen 
Gebieten und ihre vlOlkswirtschaftliche Be­
deutung sprach der Leiter des Instituts, 
Prrof. Dr. Ing.earl Pi rat h, zu dem Teil­
prroblem "Die VlOrauss'etz,ungen und Mög­
lichkeiten ,eines zweckmäßigen Einsatzes 
des Lastkraftwagens im Nah- und Über­
landv,erkehr von wi;ts'chaftlichen Ge-

Angesichts di<!ses für die landWirtschaft_ 
lichen Gebiete besonders -entscheidendell 
Tatbestandes ,erscheint es nlOtwendig, nach 
einer neuen Verk'ehrsteilung zwischen 
Straße und Schiene zu suchen, mit dem 
Ziel, die Verkehrs bedienung des platten 
Landes unter Auswertung der technischen 
und wirtschaftlichen Viorzüge des Last­
kraftwagens für eine mehr fliichenmiißige 
Rallmerschließung zu verbessern. Die Vor -
allssetZlUngen und Möglichkeiten für dne 
neue Verkehrsteilung werden sich auf be­
stimmte grundsiitzliche Untersuchungen 
stützen müssen, die im einzelnen in fol­
gender Richtung liegen: 

bieten". 
, 

Das Problem ·einer Verkehrsteilung im 
Güterverk'ehr ·auf Straß<! und Schiene in 
landwirtschaftlichen Gebieten hat seinen 
Ursprung und sdne besonderen Sellwierig­
keiten in der \'erhältnismäßig dünnen 
Verkehrs decke, die vom Raumleben dieser 
Gebiete -erzellgt wird und über ihnen 
lagert. . Zu ihrer Bedienung vermögen 
grundsätzlich der Lastkraftwagen und die 
Eisenbahn bestimmte positive _'lind nega­
tive Vomussetzlungen mitzubringen. Der 
Lastkraftwagen ist betriebstechnisch auf 
Grund seiner verhältnismäßig kleinen 
Transpiorteinheit und Nutzladefähigkeit 
beslOnders . geeignet, den geringen und 
flächenmäßig stark verstl'euten' Verkehrs­
bedarf des platten Landes zu bedienen. 
Doch scheint der privatwirtschaftIich IOrga­
nisierte g'ewerbliche Güterkraftverkehr 
wenig Ndg'ung zu z-eigen, daraus die not1-
gen 'Schlußfiolgerungen zu ziehen. Er be­
vorzugt in der Reg<e1 Gebiete mit starken 

1. Die Art der Verkehrsbedienung und die 
Kostenlage im Straßenv-erkehr; 

2. die Art der V:erkehrsbedienllng und die 
Kostenlage im· Eisenbahnverkehr 
(Nebenbahnen) ; 

3. dk.Transportkostenbelastung der Wirt­
schaft auf Straße und Schiene; 

4. das Ergänzungsp!lOblem Straße - Schiene 
in landwirtschaftlichen Gebieten und 
seine volkSwirtschaftliche Bedeutung. 

Die Untersuchung des unter 1. genannten 
Teilproblems kann generell behandelt und 
auf den Einsatz des Lastkraftwagens im 
Nah- und Übedandverkehr, tnit anderen 

- , .. 
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Wljorten: bis zu 100 km Entfenmng,be­
Z,ogen werden. Um der Entwicklung ge­
recht zu werden, war es notwendig, nidlt 

-aUcin vom heutigen Zustand auszugehen, 
Sondern allgemein die VlOraussetzungen 
'Ulld Möglichkeiten im Einsatz des Last­
kraftwag-ens zu untersuchen und zu be­
rücksichtigen. Über. das Ergebnis der 
Untersuchung, zu der der Institutsassistent 
DiPI.-Ing. Hans Georg R öhr i·eh einen 
wert\"ollen Beitrag geliefert hat, sei im 
grundsätzlichen Näher,es gesagt. 

Die Art der V,erk-ehrsbedienllng, in der 
dem Lastkraftwagen zur gleichmäßigen 
Bediellung des platten Landes neue Auf­
gaben zufallen, liegt in zwei Richtungen: 

1. Ln Radialverkehr als Zielverkehr, bei 
dem der Lastkraftwag,en seine Fdhrten 
'auf direktem Weg zwischen seinem 
Standort und einem Zielort macht. • 

2. Im Umwegverkehr als Zidverkehr so­
wicals Sammel- und Verteilerverkehr, 
bei dem der Lastkraftwagen nadl einer 
Lastfahrt vom Standort zu einem Ziel­
ort auf einem Umweg über zwei oder 
beliebig' viel abseits gelegene Ort-e wie­
der zu seinem StandIOrt zurückfährt. 
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zug auf die hierbei angewandten für die 
Eirulahmen wichtigen Tarife wurde die 
bewährte Nahverkehrspreisordnung (NVP) 
zu Grunde gelegt. 

Im Radialverkehr als Zielverkehrwerden 
dk Selbstkosten durel1 Verkehrseinnahmen 
bereits bei 50 % Auslastung (Hinfahrt voll 
und Rückfahrt leer) gedeckt, bei größerer 
Auslastung naturgemäß mit erheblichem 
Überschuß a:usgegIichen.. Die über 500/0 
liegende Auslastung ist Jedoch im direkten 
Radialverkehr irllandwirtschaftlichen Ge­
bieten nur selten zu erreichen. Die FlOlge 
ist, daß sich der Lastkraftwagen den stär­
keren Verkehrs strömen, die ihm eine volle 
Beladung hin und zurück gestatten, zu­
wendet. 

Anders ist es d~gegen beim Umwe6 ver­
kehr, der mit -einer beladenen Radialfahrt 
beginnt und, anstatt auf dem gleicllen 
Wege leer zurückzukehren, einen Umwe 5 
"b • . g 
u er 'eInen zweiten Ort, WO Ladung VlOr-
hande~ ist, macht und dann erst ZUm 
Standort zurücldährt. Oder aber ,er b _ 
~ührt auf seinem Umweg mehrere Ort~, 
1Il denen 'er Teilladlmnen aufn' t b 

• 5 Imm zw. 
abgIbt und damit eine Verkehrsb d' .' " 'e lenung 
VlOrll1mmt, die 1U landwirtschaft1·~t. G 
b· h...uen e-

leten vor allem dann wenn' b' . 'Sie a selts 
\non der Eisenbahn lie(jen vell b d 

• <>' esonerer 
Bedeutung 1st. W,erden cll' • t el . ' e Wir s laft-
hchen Grenzen nach Kosten d Z' . 

1In -elt l.m: 
Umwegverkehr in eine Landscl ft I 
"b t j 111 S {firte 
u er ragen, SIO wird 'eine FI"c1 b u le elellt 
llUS der unmittelbar ab(leI > " , 

k . <> esen werden 
aUll, Ul weichem Berel'cl' b . I • el( erseits >' 

I-ILmptstraße sich der Umwe 5 k Clller 
D'" gver -ehr l1011t t lese Fluche hat d' F. I . 

> • le orm eines Linden_ 
blattes. DIe MitteIriPI . 
W Je entsprtcht d 

-egachse der ersten Radl'alf 1 er 
. I a lrt und • t maXlma 80 km lann D' T'\ d IS 
k . . 5' le ~<an - oder Gre 

pun te sllld durchsel1Ul'ttl'c1" nz-
h . 1 1 2)-30 1._ 

r,ec ts und hnks von 'h f IUlI I 1 r enternt. 

Bei der großen Mannigfaltigkeit in Nach­
~rage 'und AngeblOt im Güternahverkehr 
1st es nlOtwendig, Siell mathematisch­
g'eOtnetrischer Methoden zu bedienen, um 
die Grundtendenz der Verhiiltnisse zu er­
kennen. Der mathematisch-geometrischen 
MethOde liegt der Gedanke zu Gmnde, 
alle bei der Raumüberwindung mitwirken­
den Faktoren zu ordnen I und in Grund­
gleichullgen mathematisch zu erfnss,en und 
ihr Zusammenwirken in gelOmetrischen 
Kennlinien darzustellen. Nur auf diese 
Weise war es möglich, unter Zugrunde­
legungeiner Tagesschicht VOll 9 Stunden, 
die Kosten und Einnahmen in Abhängig­
keit von den Transportweiten und dem 
Auslasrungsgrad für die typischen Arten 
der Verkehrsbedienung auf der Straße ,auf 
einen einfachen Nenner zu bring,en wld 
Grundlagen für neue Möglichkeit,en zum 
Einsatz des Lastkraftwagens ·in landwirt­
schaftlichen Gebieten zu schaffen. In Be-

Im AusgleiclI der Selbstk t 
kehrseinnahm:en ern'bt ~selen durch Ver-

• 51 SI 1 im U 
verkehr -eme auffalle d. mweg_ 
erheblichen Einnahm n"

b 
gute .. Bilanz mit 

d · A eu erSmUSSA "b . le usgaben. Die E kl" ~n u er 
.. . r arun(j fu" d' gunsfl(je Er(5~bn' I' <> rieses 

b "'~ IS legt vo 1I 
darin, daß die mit d r ~ en Dingen 

en Tartf.en auf der 

, 
-,' 
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ersten Radialfahrt bezahlten Leerfahrt-' 
kosten des Lastkraftwagens zur Finan­
zierung der Umwegfahrt verwendet wer­
den können und infolgedessen die Umweg­
fahrt des Lastkraftwagens in einer Weise 

. verbilligt wird, daß seine weiteren Ein­
nahmen für die Nutzlast als Verdienst 
sehr zu Buch schlagen. Es klOmmt hinzu, 
daß die Tarife für die Verkehrsmengen 
der UmwegrOrtJe wegen der verhältnis­
~äßig kurzen Transportweiten höher lie­
gen als die im Umwegverlvehr tatsächlich 

, entstehenden Selbstkosten, deren betriebs­
wirtschaftlicher Charakter im Rahmen der 
Gesamtfahrt größeren' Transportweiten 

bietet 11Ioch günstige Möglichkeiten bei 
zw,eckmäßigem Einsatz des Straßenv,er­
kehrs. 

Der bisher bevorzugte Radialverkehr in 
möglichst starken Verkehrsbeziehungen 
bedarf 'einer Ergänzung durch den Umweg­
verkehr. Um dies,es Ziel zu erreichen, ist 
,es organisatlOrisch nötig, die im Raum ver­
teilten verhältnismäßig geringen Verkehrs­
bedürfnisse laufend mengenmäßig und 
zeitlich zu bestimmen und auf sie trans­
portmiißig die Bedienungsart des Last­
kraftwag,ens, \nor allem im Umwegverkehr, 
abl'Justimmen. 

mit verhältnismäßig niedrigen Selbst- D· . U « 1 I ··«1· h ··b le 1m mwc:5ver {c: Ir m05 lC en u 'er-
krOsten 'entspricht. hphten Einnahmen g,estatten dne Senkung 
Das Ergebnis der grundsätzlichen Unter- der T,arife zur Entlastung der landwirt­
sllchungeriberechtigt zu iiolgenden Schluß- schaftlichen Gebiete dürch Transport­
iiolgerungen zur V,erbesserung der Ver- "kielst'en, lOhne die Wirtscl),aftlichl{eit des 
kehrsbedienung von landwirtschaftlichen / Lastkraftwagennahverkehrs zu beeinträch­
Gebieten im Nah- und überlandverkehr. tigen. Die auf den Radialverlvehr zuge­
Die VerbesseJ:1ung der Erschließung des schnittenen Tarife der Nahverkehrspreis­
platten Landes durch den Lastkraftwagen rOrd11lung wären hiernach umzugestalten. 
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